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Zu diesem Heft

GÅbe es nicht Memmingen, so kÜnnten bÜse Zungen behaupten,

wÅre die Diskussion um den $218 nach wie vor langweilig und trist.

Denn schon lange gibt es keine neuen áberlegungen mehr, keine

vorwÅrtsweisende Strategie, keine wirklich wirkungsvolle Offen-

sive. Polemisch und larmoyant wird lediglich auf Angriffe reagiert.

Auch im vergangenen Jahr, als zu befÄrchten war, das restriktive

Beratungsgesetz wÄrde sehr bald schon RealitÅt. Die Frauenbewe-

gung steht mit dem RÄcken an der Wand. AuÖer EmpÜrung und der

traditionellen Forderung nach ersatzloser Streichung des $218 ist

von ihr wenig zu vernehmen. Nirgends eine Initiative, den SpieÖ in

souverÅn-schlagfertiger Gestik umzudrehen. Nirgends produktive

Streits. Nirgends offene Fragen, Ratlosigkeit. Ist tatsÅchlich alles

gesagt und geklÅrt? Oder darf manches vielleicht gar nicht ausge-

sprochen werden? Nicht einmal gedacht? Immer unversÜhnlicher,

das konstatiert auch Thea Bauriedl, Privatdozentin fÄr klinische

Psychologie an der UniversitÅt MÄnchen und Dozentin an der Aka-

demie fÄr Psychoanalyse und Psychotherapie MÄnchen, stehen sich

BefÄrworter und Gegner des Schwangerschaftsabbruchs gegenÄber

Ç zwei Lager, innerhalb derer Kontroversen kaum ausgetragen wer-

den, vielfach nicht einmal zugelassen sind: ÉWer sich heute zum Pro-

blem der Abtreibung ÅuÖert, gerÅt in die Gefahr, entweder als Be-

fÄrworter oder als Gegner àdes Abbruchsâ eingeordnet zu werden.

Differenziertere Positionen werden auf diesem Schlachtfeld kaum

wahrgenommen und respektiert. Wie in einem àStellungskriegâ ste-

hen die Positionen fest.Ñ

Auch dieses Heft - das soll keine Kritik an den BeitrÅgen sein! Ç

ist von Meinungsgleichheit oder zumindest weitgehender áberein-
stimmung geprÅgt. Querdenkerinnen und -denker sucht man ver-

geblich, was eben kein Zufall ist. Ich glaube, ein Grund dafÄr ist das
starre Festhalten an Dogmatismen und den daraus resultierenden
Denktabus, auch und gerade im Umkreis der feministischen Bewe-

gung. Besonders deutlich wird das in der Haltung zum TÜtungsvor-
wurf. Wer sich dazu nicht spontan ablehnend, sondern nachdenklich

ÅuÖert, so scheint es, gerÅt schnell in Verdacht, auf die andere Seite
der Barrikade Äbergewechselt zu sein. ähnlich steht es mit dem UI-
traschall. Wer dieses GerÅt nicht als Éperfide mÅnnliche TechnikÑ
decouvriert, die lediglich der ÉKonstruktion eines àlebendigenâ Em-
bryosÑ und damit der MachtausÄbung Äber Frauen dient, wirkt su-
spekt. Da hilft es auch nicht, eigene Schwangerschaftserfahrungen
als Beweis anzufÄhren, wie wenig doch aber auf dem Bildschirm
letztlich zu erkennen ist. AuÖer unzÅhligen wimmelnden Punkten
habe ich daraufjedenfalls nie viel gesehen. Und es interessierte mich
auch nicht sonderlich.

Zu den Denktabus, die ich hier meine, gehÜrt dann weiter die

Rede vom àbloÖen ZellklumpenÑ in den Anfangsstadien der

Schwangerschaft. DaÖ es sich aber womÜglich doch um werdendes

Leben handelt, dessen abrupt herbeigefÄhrtes Ende, dessen ZerstÜ-

rung oder eben auch TÜtung Belastungen, KÄmmernisse und Trauer

auslÜsen kann, ist dann kein Üffentliches GesprÅchsthema mehr. Ein

Schwangerschaftsabbruch, so wird immer wieder gefordert, soll ein

Éganz normalerÑ medizinischer Eingriff sein. Frauen, die Schuldge-

fÄhle spÄren, sind Opfer von ÉLebensschÄtzerÑ - Ideologien. Es gibt

mittlerweise einen ganzen Katalog an Soll-Bestimmungen und fest-

gefÄgten Definitionen, die alles andere als befreiend in ihrer Wir-

kung sind. Denn indem sie neue, mit feministischem SelbstverstÅnd-

nis gefÄllte MaÖstÅbe setzen, wirken sie immer auch repressiv. Es

lohnt sich, darÄber nachzudenken. Vielleicht kann dieses Heft ne-

ben seinen Informationen, EinschÅtzungen und kommentaren nÄtz-

liche Anregungen dazu bieten.

Kristine von Soden



Brigitte Schliermann

Memmingen: eine beschauliche Klein-

stadt im UnterallgÅu, 37.000 Einwohnerin-

nen, die meisten von ihnen sind katholisch

und sehr konservativ. Frauen, die ungewollt

schwanger werden, befinden sich hier Ç wie

auch sonst im bayerischen Hinterland - in ei-

ner fast ausweglosen Situation:

ã FÄr einen Schwangerschaftsabbruch

nach Notlagen-Indikation schreibt das baye-

rische Schwangerenberatungsgesetz drei In-

stanzen vor: Beratungsstelle, indizierende

ärztinnen und ärzte sowie abbrechende

ärztinnen und ärzte;

ã Ambulante Abtreibungen sind in Bay-

ern nicht erlaubt;

ã Die einzige anerkannte $218-Bera-

tungsstelle in Memmingen ist die der Cari-

tas, die nÅchste Pro-Familia-Beratungsstelle

ist 80km entfernt - in Augsburg oder MÄn-

chen;

å ärztinnen und ärzte, die Indikationen

ausstellen, sind kaum zu finden;

ã Kliniken, die AbbrÄche durchfÄhren,

gibt es auch nur in MÄnchen oder in Baden-

WÄrttemberg. Eine Privatklinik im nahege-

legenen Ravensburg wurde zum 1. Oktober

1988 nach jahrelangen Angriffen seitens der

ÉChristlichen LigaÑ geschlossen;

@ Die lÅndlich-katholische Doppelmoral

tut ein ábriges: da die Abtreibung oft auch

im engsten sozialen Umfeld nicht bekannt

werden darf, mÄÖten die Frauen bei einem

legalen Schwangerschaftsabbruch die wei-

ten Fahrten fÄr den Beratungsschein und die

Indikationsbescheinigung und vor allem ei-
nen mehrtÅgigen Klinikaufenthalt vertu-

schen.

In dieser Situation war Dr. Theissen fÄr
viele ungewollt schwangere Frauen aus

Memmingen und der nÅheren Umgebung

die einzige MÜglichkeit, einen medizinisch

sauberen Schwangerschaftsabbruch zu be-

kommen. Nach eingehender Beratung und

Auseinandersetzung mit der Situation der

Frau nahm er ambulante AbbrÄche in seiner

Praxis vor, zum Teil ohne Beratungsnach-

weis und ohne Indikationsbescheinigung.

Dr. Theissen ging davon aus, daÖ die

Frauen sich nicht strafbar machen wÄrden,

wenn der Abbruch innerhalb der 12-Wo-

chen-Frist stattfindet und die Frauen Éin Be-

drÅngnisÑ handeln. FÄr sich selbst glaubte

er, nur eine Ordnungswidrigkeit zu begehen

(vgl. ÉSternÑ vom 23.6.1988). Denn es han-

delt sich letztlich nur um Formfehler: den

Beratungsnachweis hÅtten die Frauen von

der Beratungsstelle in jedem Fall bekom-
men -Ç unabhÅngig vom Inhalt des Bera-
tungsgesprÅches, und eine Notlagen-Indika-

tion hat nach Meinung von Dr. Theissen in
jedem Fall vorgelegen.

Die Ermittlungen

Nach einer anonymen Anzeige kam zu-

nÅchst die Steuerfahndung in die Praxis des

Frauenarztes - schlieÖlich konnte er die Ein-

nahmen von den AbbrÄchen nicht als solche

deklariert versteuern. Die Patientinnen-

Kartei wurde beschlagnahmt und an die

Staatsanwaltschaft weitergeleitet. Dort liegt

sie Äbrigens bis heute. Ein grÄnes ÉIÑ auf der

Karteikarte wurde als Hinweis auf einen

Schwangerschaftsabbruch gewertet.

;.

In der Folgezeit setzte ein regelrechtes

Kesseltreiben gegen die Patientinnen ein.

Ermittelt wurde gegen den Arzt und gegen

die Frauen sowie gegen alle, die die Frauen

in irgendeiner Weise unterstÄtzten. Zu

Hunderten wurden die Frauen von Polizei,

Staatsanwaltschaft und Ermittlungsrichtern

vernommen und zu intimsten Details ihres

Privatlebens befragt. Die Staatsanwalt-

schaft legte einen Fragebogen vor mit Fra-

gen Äber Feststellung der Schwangerschaft,

Beratung, Indikationsfeststellung und

DurchfÄhrung des Schwangerschaftsabbru-

ches. Besonders interessierte sich die Staats-

anwaltschaft fÄr alles, was in der Praxis ge-

sprochen wurde, beispielsweise ob Dr.

Theissen zunÅchst ein hÜheres Honorar for-

derte, ob er die Frauen zum Schweigen ver-

pflichtet hÅtte. Sie wollten wissen, woher die

Frauen das Geld fÄr den Abbruch hatten, ob

sie von anderen Abtreibungen wÄÖten.

Diese Angaben dienten der Staatsanwalt-

schaft fÄr ihre Ermittlungen gegen Frauen

und MÅnner, die die Frauen unterstÄtzt hat-

ten.

Gegen alle Frauen, deren Abtreibung
nicht verjÅhrt ist - die VerjÅhrungsfrist be-
trÅgt fÄr die betroffenen Frauen drei Jahre Ç
wurde ermittelt. Bisher wurden 357 Ermitt-

Aufn. dpa
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- SehrgeehrteEspe
"die Stantsanwaltschaft bat. nach. Ab-
schluÖ der Ermittlungen gegen Herrn Dr.

àschaft auch beantragt hat,

àsen -diemit einer Befragung in einer Üf-

Ihre Verneh-

àZu diesemZweck erlaube ich mir inder

diesen sorgfÅltig und wahrheitsgemÅÖ

gehe davon aus, daB Sie auch diesmal ge-

den, wie sie dasschon bishergetan haben.

richtigen und/oder unvollstÅndigen Be-
twortung einer Frage zum Vorteil von

oder zumindest versuchter Strafvereite-

ee2I nr ;

enàoderAbe)

N akaonndich }

halt, Renteàoder Arbeitslosenun

' (Sparguthaben, Grundbesitz, Aktien
u.a.) Betrag

I) GrÜÖe der Wohnung oder eines Hau-
ses (wieviel Zimmer, KÄche, Bad? )

m) HÜhe der Mietenen+ Neben-
kosten)

2. FhÜmann/Partner
a) Familienname
b) Vorname
c) Geburtsdatum
d) verheiratet seit

befreundet seit
zusammenwohnend seit

e) "Beruf
f) Einkommen

(soweit mÜglich bitte Lohnbescheini-
gung beifÄgen)

&) Zustand der Ehe/der Partnerschaft
h) getrenntlebend seit

geschieden seit
Besteht EinverstÅndnis mit der Ver-
wertung der Scheidungsakten? (ggf.
bitte Aktenzeichen des Scheidungs-
verfahrens angeben)

i) "Wann erfuhr er von der Schwanger-
schaft?

3. Erzeuger (falls 'nicht identisch mit
Ehemann oder Partner)

a) Familienname
b) Vorname
c) Geburtsname
d) Anschrift
e) Dauer.der Beziehungen von...
f) Beruf
g) Einkommen und VermÜgen (brutto/

netto? Welche Unterhaltsverpflich-
tungen bestehen? Sind Schulden ab-
zuzahlen, z.B. Barkredit oder. Bau-
sparkasse?)

h) Hindernisse gegen Festigung der Be-
ziehung .

i) Einstellung zu dem zu erwartenden
Kind

.bis

(Wann erfuhr er von der SchyanBez
schaft?)

k) War mit Anerkennung der Vater-
schaft zurechnen? (falls nein, warum
nicht?)

4.. Kinder
a) Anzahl

aa) Familienname
bb) Vorname
ç&) Geburtsdatum
dd) Ausbildungsstand/Beruf
ee) etwaiges Einkommen
)bitte àLohnbescheinigung

nn angel,
gg) Hausarzt
a Kind

- Kind.
et,

(wie obenBi:àaufeinemeigenen
Blatt) |

dd) Anschrift
ee) Einkommen

(soweit mÜglich bitte Bescheini-
gung beifÄgen)

ff) Gesundheitszustand
gg) Hausarzt
hh) verheiratet/geschieden/getrennt

lebend seit (Zutreffendes bitte
unterstreichen)

b) Mutter
aa) Familienname
bb) Vorname
cc) Geburtsdatum
dd) Anschrift
ee): Einkommen

(soweit mÜglich bitte Bescheini-
gung beifÄgen)

ff) Gesundheitszustand
ge) Hausarzt
hh) verheiratet/geschieden/getrennt

lebend seit
(Zutreffendes bitte unterstrei-
chen)

c) VerhÅltniszu den Eltern
d) Waren die Eltern oder ein Elternteil

àvon der Schwangerschaft informiert?
e) HÅtten die Eltern Aufsicht oder auch

Erziehung des erwarteten Kindes
Äbernommen?

6.. BetreuungsmÜglichkeiten durch Ge-
schwister oder Freunde

Standen fÄr die Betreuung des zu erwar-
tenden Kindes Geschwister oder Freunde
zur VerfÄgung? (wenn ja, bitte Frage wie
Ziff. 1.5. beantworten, ggf. auf einem ei-
genen Blatt)

7. Arbeitgeber
a) Bestand die Gefahr der KÄndigung

nach Ablauf des Mutterschutzes?
(wenn ja, welche Anhaltspunkte wa-
ten dafÄr vorhanden?)

b) Name,Anschriftund Telefonnummer
der Firma
(bitteName, Adresse und Telefon der
Person mitteilen, die Ihr Vertrauen
besitzt und ggf. geeignete AuskÄnfte
Éerteilen kann)

II. "Medizinische Fragen
1. Zeitpunkt der. Feststellung der

Schwangerschaft
.. durch wenfestgestellt?
.. Ergebnis (Schwangerschaftswoche)
. Gesundheitszustand

a) Vorbelastungen
aa) welche?
bb) Name, Anschrift und Telefon-

nummer des behandelnden Arz-
tes

cc) Årztlicherseits âverordnete und
= eingenommene Medikamente
Årztlicherseits gegen die Schwanger-
schaft geÅuÖerte Bedenken
aa) Art derBedenken
bb) Name und Anschrift des Arztes

5. Datum des Schwangerschaftsabbru-
ches

. NachtrÅgliche Komplikationen oder

>é

=

- Schwangerschaftsabbruch
àja/nein

) Årztliche Behand durcha
Arzt

7.. Werden diese ärzte, ggf. welche,nr
der Årztlichen erent-
bunden? ,

III. Frage zum Verfahren :

1. âDer behandelnde Arzt #9
a) Welcher Frauenarzt behandelte die

Zeugin vor dem Eingriff?
(bitte Namen, Anschrift und Telefon-
nummer angeben)

wann?
c) àWie lautete die Diagnose (Welche

Schwangerschaftswoche)?
d) Wurde dem Arzt'mitgeteilt, daÖa

Kind unerwÄnscht sei?
ja/nein

der Schwangerschaftsabbruch vorge-

Adressen?

4. Kontaktaufnahme mit Dr. TheissenÑ

geÅuÖert, daÖ.die Zeugin Äber den
Eingriff schweigen solle, wennja, was
hat er gesagt?

6. EntbindungserklÅrung
Wird Dr. Theissen âvon der Schweige-
pflicht hinsichtlich der GesprÅche und Be-
handlungen im Zusammenhang mit dem
Schwangerschaftsabbruch entbunden?
ja/nein

7... EinfluÖnahme
Hat Polizei oder Justiz zur HerbeifÄhrung
einer Aussage bisher Druck ausgeÄbt?
àWenn ja, in welcher Weise?

eeHinweise
1
Nach $55 der StrafprozeÖordnung kann

die Zeugin die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihr
selbst oder einem AngehÜrigen (Verlob-
ten, Ehegatten, auch dem geschiedenen,
Eltern, Kindern, Geschwistern, Onkeln,
Tanten, Neffen, Nichten, SchwÅgern,
SchwÅgerinnen) die Gefahr zuziehen
wÄrde, àwegen einer Straftat oder einer
Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden.
Das betrifft hier nicht die Fragen des

Abbruches der Schwangerschaft fÄr die
Zeugin selbst, da sie entweder rechtskrÅf-
tig verurteilt, oder der Fall verjÅhrt ist,
aber mÜglicherweise die Mitwirkung von
AngehÜrigen an dem Abbruch, sei es in
Form der Anstiftung Üder Beihilfe hierzu,
entweder durch den Rat, zu Dr. Theissen
zu gehen (Frage III 4a), oder durch die Fi-
nanzierung des Abbruchs (Frage III 5 0).

aus: Stechpalme Lea Frauenzei-
tung, Nov. 88

1



lungsverfahren eingeleitet. Vorgeworfen

wird den betroffenen Frauen, daÖ sie ohne

Notlagen-Indikation eine Abtreibung vor-

nehmen lieÖen. Den EhemÅnnern, Freun-

den und Bekannten wird Anstiftung zum

Schwangerschaftsabbruch - wenn sie etwa

die Adresse des Frauenarztes weitergege-

ben haben - oder Beihilfe zum Schwanger-

schaftsabbruch vorgeworfen Ç wenn sie die

Frauen zum Arzt gefahren oder ihr das Geld

fÄr den Abbruch gegeben haben.

Die Frauen und MÅnner, denen man

glaubte, einen illegalen Schwangerschafts-

abbruch oder Anstiftung oder Beihilfe dazu

nachweisen zu kÜnnen, wurden inzwischen

per Strafbefehl zu Geldstrafen zwischen

900,- und 3.200,- DM verurteilt. Nur rund

20 Frauen haben Widerspruch gegen diesen

Strafbefehl eingelegt, die meisten Frauen

haben die Strafe stillschweigend bezahlt.

Die Angst, in einem Üffentlichen ProzeÖ als

ÉKindsmÜrderinÑ gebrandmarkt zu werden,

hat sie dazu veranlaÖt. Rund 140 Frauen und

15 MÅnner sind inzwischen rechtskrÅftig

verurteilt.

Die Urteile

Bei einem Widerspruch gegen den Straf-

befehl kommt es zu einer mÄndlichen Ver-

handlung. Dabei sind bislang alle Frauen

vom Amtsgericht Memmingen in erster In-

stanz verurteilt worden. Die Argumentation

war immer gleich, die schriftliche Urteilsbe-

grÄndung ist in einigen Abschnitten bei allen

Urteilen Ç auch von verschiedenen Richtern

Ç wÜrtlich identisch:

ZunÅchst wird bemÅngelt, daÖ keine Be-

ratung durch eine staatlich anerkannte Be-

ratungsstelle stattgefunden hat. Dann geht

| "Klammheimlich

der Richter jeweils auf die GrÄnde ein, die

die Frau selbst fÄr das Vorliegen einer Not-

lagen-Indikation benannt hat. Diese

GrÄnde werden nicht als BegrÄndung fÄr

eine Notlagen-Indikation akzeptiert. Dabei

wird regelmÅÖig anerkannt, daÖ es sich um

eine wirtschaftlich, beruflich und/oder fami-

liÅr schwierige Situation gehandelt habe, die

Lage sei aber nicht ausweglos gewesen:

Ç bei einer Frau, die bereits drei Kinder hat

und bei einem weiteren Kind ihren Halb-

tagsjob hÅtte aufgeben mÄssen, so daÖ die

dann sechskÜpfige Familie von 1800,-

DM netto pro Monat hÅtte leben mÄssen;

Ç bei einer ledigen Frau, die bereits ein

Kind hat und bei einem weiteren Kind ihr

GeschÅft - die Existenzgrundlage - aufge-

ben und von Sozialhilfe leben mÄÖte;

Ç beieiner Studentin, in deren streng katho-

lischem Elternhaus ein uneheliches Kind

als Schande empfunden wird.

Es folgt ein lapidarer Satz ÉSoziale Indi-

kation ist nicht gegebenÑ. BegrÄndet wird

dies jeweils mit dem Hinweis auf die Ent-

scheidung des Bundesverfassungsgerichtes

vom 25.2.1975 und im AnschluÖ daran einer

Entscheidung des Bayerischen Obersten

Landesgerichtes von 1977, nach denen eine

Notlagen-Indikation nur dann vorliege,

wenn eine ganz besonders gelagerte Aus-

nahmesituation festzustellen sei. Wirt-

schaftliche oder familiÅre Schwierigkeiten

reichten dafÄr nicht. Die áberforderung der

Schwangeren durch die Schwangerschaft

mÄsse so groÖ sein, daÖ eine gleichwertige

Rechtspflicht derjenigen zum Austragen ge-

genÄberstehe. Gemeint ist damit, daÖ eine

Frau nach diesen Urteilen solange zum Aus-

tragen einer ungewollten Schwangerschaft

verpflichtet ist, solange sie noch einigerma-

Ben in der Lage ist, ihre Pflichten als Haus-

frau und Mutter zu erfÄllen. Erst wenn die

Versorgung ihrer Kinder oder des Eheman-

nes oder auch pflegebedÄrftiger Verwandter

gefÅhrdet ist, darf sie eine Abtreibung vor-

nehmen lassen.

Noch einen weiteren Grund fÄhren die

Richter jeweils fÄr das Nicht-Vorliegen ei-

ner Notlagen-Indikation an: GemÅÖ $218a,

Abs. 2, Nr. 3 StGB ist Voraussetzung, daÖ

die Notlage Énicht auf eine andere fÄr die

Schwangere zumutbare Weise abgewendet

werden kannÑ. Die Amtsrichter in Mem-

mingen sind hier der Meinung, daÖ das Aus-

tragen und die anschlieÖende Freigabe des

Kindes zur Adoption einer ungewollt

schwangeren Frau durchaus zuzumuten ist.

ÉDas Argument, ein Kind nicht zu fremden

Leuten geben zu wollen, ist kein Argument

dafÄr, werdendes Leben zu zerstÜren. Die

Angeklagte hat nur an ihre eigene Lage ge-

dacht, ohne die Rechte des Kindes in ErwÅ-

gung zu ziehen.Ñ Soweit Freiherr von Ca-

stell, Richter am Amtsgericht Memmingen

in einer UrteilsbegrÄndung.

Mit dieser Argumentation prÅsentieren

sich die Memminger Richter als verlÅngerter

Arm der bayerischen Staatsregierung, die

zeitgleich ein Gesetz zur ÉAdoption als Al-

ternative zum SchwangerschaftsabbruchÑ

plante.

Besonders auffÅllig an diesen Urteilen ist

das vÜllige Negieren der Frau als Subjekt,

als Mensch mit eigenen Vorstellungen und

Empfindungen: Ihre psychische Situation

spielt keine Rolle bei der Beurteilung der

Frage, ob zum Zeitpunkt des Abbruches

eine Notlage vorgelegen hat oder nicht;

ÉDAS IST ERÑ - titelte die ÉBildÑ-Zeitungin MÄnchen .am 21.

Wochenende war damit gemeint Ç nein Ç der unselige Richter Detlef
Ott aus Memmingen.

ÉBildÑ geht mit dem 37jÅhrigen Justizvertreter hart ins Gericht:

Notlagenindikation haben sie dort erhalten. Und das bei einem Ge-

"Diese Frage drÅngt sich geradezu auf. SchlieÖlich ist Richter Ottim

genau wissen wollte. Etwa: Wie hoch die Steuerersparnis aus einem
Wohnungskauf war, damit diese zum Nettoeinkommen hinzugerech-

étwerden kann, ÉWieso brauchten Sieein Auto?Ñ fragt er. h

Imselben Jahr, als Detlef Ott seine Freundin zur Abtreibung be-

wickelt aben,umdemFrauenarzt illegale Schwangerschaftsabbril-
SEA NE

che nachweisen zu kÜnnen. Das Verfahren muÖte wegen erwiesener

Unschuld Theissens eingestellt werden, Dieser Vorgang hatte Richter

Ott schon zu ProzeÖbeginn einen Befangenheitsantrag von seiten der

kollegen als unbegrÄndet abgewiesen worden war.

Jetzt - nach der EnthÄllung der eigenen Abtreibungsgeschichte Ç

erhielt Richter Ott von seinem Vorsitzenden den RausschmiÖ. Jetzt

bricht der unheimlichen Justiz in Memmingen nÅmlich der Boden un-

ter den FÄÖen gÅnzlich weg. Nicht einmal mehr die braven Katholiken

und CSU-WÅhler, die ÉAbtreibung ist MordÑ herunterbeteten und

mung in Memmingen und Umgebung ist gekippt. {

Mit der EnthÄllung, daÖ der als Oberinquisitor im Theissen-ProzeÖ
gefÄrchtete Richter Ott ein Mann von doppelter Moral ist, hat das

|
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ebensowenig die Frage, was die Freigabe zur

Adoption fÄr die betroffene Frau bedeuten

wÄrde. Da ist es nur konsequent, wenn die

Frau als reine Versorgungsinstanz begriffen

wird und ihr ein Schwangerschaftsabbruch

erst dann zugestanden wird, wenn die Ver-

sorgung anderer gefÅhrdet ist. Die geradezu

penetrante Benutzung des Begriffes Ésoziale

IndikationÑ statt Notlagen-Indikation sei-

tens der Memminger Richter Ç wie Äbrigens

auch seitens des bayerischen Justizministe-

riums Ç ist demnach auch keine Verwechs-

lung, sondern eine inhaltlich begrÄndete

Methode, um die MÜglichkeiten fÄr einen

legalen Schwangerschaftsabbruch einzu-

schrÅnken.

FÄr AuslÅnderinnen sind die Folgen eines

solchen Urteils besonders gravierend: Ne-

ben der Bezahlung der Geldstrafe, die fÄr

fast alle Frauen ein groÖes Problem dar-

stellt, mÄssen sie die Ausweisung befÄrch-

ten. Von der AuslÅnderbehÜrde wurde ih-

nen zwar mitgeteilt, von einer Ausweisung

sehe man diesmal noch ab. Dennoch genÄgt

kÄnftig eine Lapalie, um die Vorstrafe we-

gen illegaler Abtreibung fÄr eine Auswei-

sung ins Gewicht fallen zu lassen. Das be-

sonders Makabere daran: Wenn eine Aus-

lÅnderin - weil sie ein Kind bekommt und

deshalb ihren Job aufgeben muÖ - lÅngere

Zeit auf Sozialhilfe angewiesen ist, so ist

auch dies ein Ausweisungsgrund.

Der Theissen-ProzeÖ

Der ProzeÖ gegen Dr. Theissen begann

am 8. September 1988 mit der Verlesung der

Namen von 156 Frauen, bei denen Dr.

Theissen eine Abtreibung vorgenommen

haben soll. Diese Frauen sind auch als Zeu-

ginnen geladen. Es sind zum grÜÖten Teil

Frauen, deren Verfahren rechtskrÅftig ab-

geschlossen ist, also gerade die Frauen, die

ihre Geldstrafe ohne Widerspruch sofort be-

zahlt haben, um zu verhindern, daÖ der

Schwangerschaftsabbruch Üffentlich be-

kannt wird.

Das Gericht will durch die ausfÄhrliche

Befragung der betroffenen Frauen, ihrer

Partner, Bekannten und Verwandten Äber-

prÄfen, ob eine Notlage vorgelegen habe.

Nach massiven Protesten seitens der Mem-

minger Frauen und entsprechenden AntrÅ-

gen der Verteidigung konnte sich das Ge-

richt schlieÖlich doch dazu durchringen, die

betroffenen Frauen unter AusschluÖ der èf-

fentlichkeit zu vernehmen. Dabei ist aller-

dings fraglich, ob dies tatsÅchlich ein Vorteil

fÄr die betroffenen Frauen ist. Denn die èf-

fentlichkeit registriert nicht nur die Frauen,

â sondern ist auch - in begrenztem Rahmen Ç

eine Kontrolle der Richter und Staatsan-

wÅlte. Frauen, die als Zeugin bereits ausge-

sagt haben, berichten von intensivem Aus-

forschen der persÜnlichen VerhÅltnisse,

etwa Fragen nach Zustand der Beziehung,

VerhÄtungsmitteln, Detailfragen zu den fi-

nanziellen VerhÅltnissen (Sparguthaben,

Schulden, Automarke, MiethÜhe). Dies al-

les muÖ - soweit irgendmÜglich - durch Be-

scheinigungen belegt werden. Nachbarin-

nen und Eltern werden gefragt, ob sie das

Kind eventuell betreut hÅtten, von den EI-

tern der Frauen muÖ teilweise ein Årztliches

Attest Äber den Gesundheitszustand vorge-

legt werden, um nachzuweisen, daÖ sie tat-

sÅchlich nicht in der Lage wÅren, ein Klein-

kind zu betreuen.

Besonders hervorgetan bei der Ausfor-

schung der Frauen hat sich der beisitzende

noch als Staatsanwalt, ein erfolgloses Er-

mittlungsverfahren gegen Dr. Theissen an-

gestrengt. Mitte MÅrz wurde bekannt, daÖ

Richter Ott persÜnlich an einer Abtreibung

beteiligt war. 1980 war seine damalige

Freundin schwanger. Er selbst kÄmmerte

sich damals darum, daÖ der Abbruch - juri-

stisch korrekt selbstverstÅndlich - in Baden-

WÄrttemberg durchgefÄhrt wurde. Unmit-

telbar nach Bekanntwerden des Vorlebens

von Richter Ott wurde er als befangen abge-

lehnt.

Ein positiver Nebeneffekt: Nachdem jetzt

die Ersatzrichterin fÄr Richter Ott einsprin-

gen muÖte, wÄrde beim nÅchsten Ausfall ei-

nes Richters der gesamte ProzeÖ gegen Dr.

Theissen platzen.

So unwahrscheinlich wÅre dies nicht, zum

einen sind mehr als zwanzig Befangenheits-

antrÅge bereits jetzt (Ende MÅrz 1989) ge-

gen die Richter des Theissen-Prozesses ge-
stellt worden, und zum zweiten wÅchst der

Üffentliche Druck gegen das gesamte Ver-
fahren. Viele Veranstaltungen, Aktionen
und BeitrÅge in der Presse zeigen die EmpÜ-
rung von Frauen Äber die ÉMemminger He-

xenprozesseÑ.

Auch in Memmingen selbst ist ein Stim-

mungsumschwung zu verzeichnen: die an-
fÅngliche Ablehnung der èffentlichkeitsar-

beit des Memminger Frauenzentrums ist

mittlerweile einer vorsichtigen Zustimmung

Spendenaufruf

fÄr Dr. Theissen

Die Humanistische Union hat

ein Spendenkonto ÉProzeÖhilfeâÑ

fÄr den Memminger Frauenarzt

Dr. Horst Theissen eingerichtet.

Der Bundesverband Pro Familia

unterstÄtzt diese Aktionund bittet

um Spenden auf das ÉSonder-

konto Dr. TheissenÑ, Konto

- 1700678604 bei der Bank fÄr Ge- &

eeàMiien m ÉlERZ |

88: Ei; \ Fe.

Frau Äberlegt, ob sie schwanger werden will
(Sigrid GrÅfe-Bentzienin ÉIm Zwiespalt der

gefÄhleÑ, Verlag Im Wind).

gewichen. Und der Freispruch im Beru-

fungsverfahren fÄr die einzige Frau, die von

Anfang an, an die èffentlichkeit gegangen

ist, signalisiert: Es lohnt sich zu wehren.

Die Prozesse in Memmingen und der zeit-

gleiche VorstoÖ der bayerischen Staatsre-

gierung zur FÜrderung der Adoption wirken

wie ein gut abgestimmtes Konzept, um die

hier noch nie akzeptierte Notlagen-Indika-

tion in Bayern endlich auÖer Kraft zu setzen.

Wie es scheint, wurde dabei der Bogen

Äberspannt. Die Memminger Ereignisse ha-

ben den $218 selbst wieder zu einem zentra-

len Bestandteil der Üffentlichen Debatte ge-

macht:

Zum ersten Mal seit mehr als zehn Jahren

gehen Frauen wieder auf die StraÖe, um die

Abschaffung des $218 StGB zu fordern.

Brigitte Schliermann,

33, Diplom-Sozialwir-

tin, arbeitete in der $

218-Gruppe NÄrnberg

und im FrauenbÄndnis

Bayern mit.



Eleonore Adam

Der Begriff der ÉÅrztlichen ErkenntnisÑ

hat mich in seiner philosophischen Dimen-

sion zunÅchst verunsichert. Ich habe mich

dann in meinen áberlegungen orientiert an

der Fragestellung, wie dieser Begriff aus

Årztlicher Sicht sinnvoll und selbstbewuÖt zu

fÄllen sei. Durch diese BeschÅftigung mit

dem Thema habe ich allmÅhlich auch ge-

merkt, wie gut und notwendig gerade diese

Formulierung der Fragestellung ist. Neben

der LektÄre von Gesetzestexten und vielen

Stellungnahmen war mir bei der Vorberei-

tung meine Erfahrung als Beraterin von

schwangeren Frauen mit und ohne Ab-

bruchwunsch besonders wichtig. Diese Er-

fahrungen sind eigentlich die Basis meiner

AusfÄhrungen.

Mir ist durch diese Reflexion in den letz-

ten Wochen erst so richtig bewuÖt gewor-

den, wieviel ärger, EnttÅuschungen, Fra-

gen und ängste sich in den letzten Jahren

bei mir angesammelt haben. Diese Span-

nungen und Diskrepanzen: Auf der einen

Seite die Begegnungen und GesprÅche mit

schwangeren Frauen, ihre ängste, NÜte, die

unzureichenden sozialen Hilfen, die man-

gelhafte SexualpÅdagogik, auf der anderen

Seite Forderungen, Drohungen, Warnun-

gen bis hin zur Diskriminierung durch ein-

zelne oder ganze Gruppen oder VerbÅnde,

durch moralisch Engagierte unterschiedli-

cher ZugehÜrigkeit zu Politik, Kirchen, aber

auch durch Juristen, Frauengruppen und

Årztliche Kollegen, zum Teil in offizieller

Funktion. Es erschreckt mich besonders und

immer wieder, wie gerade ärzte Äber die

Problematik des Schwangerschaftsab-

bruchs, aber auch Äber alle damit zusam-

menhÅngenden Fragen wie SexualitÅt, Anti-

konzeption, psychosoziale Situation von

Frau und Familie reden, ohne nachzuden-

ken, was das fÄr Arzt und betroffene Frauen

und MÅnner bedeutet und welche Wirkun-

gen das insgesamt hat.

Der Begriff

ÉÅrztliche ErkenntnisÑ

Der Begriff ÉÅrztliche ErkenntnisÑ findet

sich im $218a StGB, wo nach den strengen

Strafbestimmungen des vorausgehenden

$218 StGB geregelt wird, wann ein Schwan-

gerschaftsabbruch nicht strafbar ist und daÖ

die Anzeige dafÄr nur nach Årztlicher Er-

kenntnis erfolgen darf. In dem Gesetz zur

Reform des $218 StGB von 1974 mit der Fri-

stenregelung stand hier Énach den Erkennt-

nissen der medizinischen WissenschaftÑ. In-

teressant fand ich in diesem Zusammen-

hang, daÖ in den GesetzesentwÄrfen, die

nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes entstanden, dieser Begriff (Énach

den Erkenntnissen der medizinischen Wis-

senschaftÑ) von der CDU/CSU-Fraktion

beibehalten wurde, wÅhrend SPD/FDP den
Begriff der ÉÅrztlichen ErkenntnisÑ einfÄhr-
ten. Dies ist natÄrlich keine Wortspielerei,

sondern eine grundlegende änderung und

neue Zuordnung - an die Stelle der abstrak-

ten Émedizinischen WissenschaftÑ tritt der

Arzt, ein Mensch. Medizinische Wissen-

schaft Ç das steht fÄr naturwissenschaftliche

Kriterien, objektive MaÖstÅbe, Sachlich-

keit, Distanz, einwandfreie Diagnostik, si-

chere Beurteilung. Zu den Erkenntnissen

der medizinischen Wissenschaft passen die

Gutachtergremien, die vor der Reform zu

entscheiden hatten. Nun steht im Gesetz

Énach Årztlicher ErkenntnisÑ. Besteht eine

Gefahr fÄr das Leben oder die Gefahr einer

schwerwiegenden BeeintrÅchtigung des kÜr-

perlichen und seelischen Gesundheitszu-

standes der Schwangeren und kann die Ge-

fahr nicht auf zumutbare Weise abgewendet

werden Ç auch unter BerÄcksichtigung ge-

genwÅrtiger und zukÄnftiger LebensverhÅlt-

nisse Ç nach Årztlicher Erkenntnis? Beste-

hen dringende GrÄnde, daÖ das Kind an ei-

ner nicht behebbaren GesundheitsschÅdi-

gung leidet, die so schwer wiegt, daÖ eine

Fortsetzung der Schwangerschaft von der

Schwangeren nicht verlangt werden kann -

nach Årztlicher Erkenntnis? Bestehen

GrÄnde, daÖ die Schwangerschaft auf einer

rechtswidrigen Tat nach 88 176-179 StGB

beruht - nach Årztlicher Erkenntnis? Be-

steht bei der Schwangeren die Gefahr einer

Notlage, die so schwer wiegt, daÖ eine Fort-

setzung der Schwangerschaft von der

Schwangeren nicht verlangt werden kann

und die nicht auf zumutbare Weise abge-

wendet werden kann?

Hier sind immer wieder Zweifel geÅuÖert

worden, ob ärzte Äberhaupt geeignet und

befÅhigt sind, das festzustellen, oftmals ist

ihnen die Kompetenz dafÄr rundweg abge-

stritten worden, sogar aus den eigenen Rei-

hen, von Insidern, aber auch von psychoso-

zialen Fachleuten und vielen anderen, die

der Medizin und den ärzten nicht mehr

trauen. Kritische Anmerkungen sind selbst-

verstÅndlich ernst zu nehmen die FÅhigkeit

der ärzte betreffend, auch an dem Indika-

tionenKatalog Äberhaupt. Aber das Motiv

der kritischen äuÖerungen sollte auch be-

achtet werden.

Ganzheitliche Sicht

Ich kann keine Definition der Årztlichen

Erkenntnis geben. Ich verstehe fÄr mich,

daÖ sich der Arzt mit seinem medizinischen

Wissen, seiner beruflichen Erfahrung und

im BewuÖtsein der SubjektivitÅt seiner

Wahrnehmung bemÄht, die medizinisch-

kÜrperliche, die psychische und die soziale

Situation der Frau zu erfassen. Hier ist eine

ganzheitliche Betrachtungsweise des Men-

schen (Patient, Klient) gefragt, nicht eine

krankheitsorientierte, sondern eine patien-

tenzentriertte Medizin (UexkÄll). Viele

ärzte, die erfahrene Schulmediziner sind

und eine gute medizinische Versorgung si-

cherstellen, haben oft wenig VerstÅndnis fÄr

und Kenntnis von den sozialen Zusammen-

hÅngen, in denen ihre Patienten leben, die

sie mÜglicherweise krank machen oder zu-

mindest erhebliche EinflÄsse auf den Ver-

lauf der Krankheit haben, das gilt auch zum

Schwangerschaftsabbruch.

Es gibt aber auch eine wachsende Zahl

von ärzten, die sich mit diesen Zusammen-

hÅngen befassen, mit der psychosomati-

schen Medizin, der Psychotherapie und dem
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Erwerb psychosozialer Kompetenz. In dem

Buch von UexkÄll und Wesiack bemÄhen

sich die Autoren, einen ganzheitlichen An-

satz fÄr alle Bereiche des menschlichen Le-

bens und Erlebens zu finden, einen multi-

faktoriellen Ansatz, in dem deutlich wird,

wie soziale Konstellationen, individuelle

Verhaltensweisen, psychische, zentralner-

vÜse und biologische Faktoren ineinander-

greifen - in jedem Lebens- und Krankheits-

geschehen. Das muÖ doch auch fÄr Schwan-

gerschaft, SexualitÅt und Antikonzeption

gelten. Die Autoren weisen am Ende ihres

Buches darauf hin, daÖ neben gut ausgebil-

deten Spezialisten, zu denen auch Psycho-

therapeuten zu zÅhlen sind, dringend ein

Arzttyp benÜtigt wird, der bereits in der er-

sten Linie die biologischen, die psychologi-

schen und die sozialen Probleme seiner Pa-

tienten erkennen und adÅquat darauf rea-

gieren kann. Unter diesem VerstÅndnis von

Arztsein und Årztlichem Handeln ist es sinn-

voll und gerechtfertigt, daÖ ärzte und nicht

andere mit der Indikationsstellung beauf-

tragt sind. Es ist das auch eine Herausforde-

rung an uns als ärzte.

Ich mÜchte an dieser Stelle eine Anmer-

kung zur Ultraschalluntersuchung machen,

die ja heute neben dem Test generell zur

Feststellung der Schwangerschaft und ihrer

Dauer eingesetzt ist. Ohne an dem Wert die-

ses Verfahrens zu zweifeln, frage ich mich,

ob die Benutzer sich bewuÖt sind, welche

eingreifenden VerÅnderungen fÄr die Arzt-

Patientin-Beziehung damit verbunden sind.

FrÄher konnte man nur tastend ahnen und

bestimmen, was in der GebÅrmutter vor sich

ging, heute kann man in frÄhesten Stadien

der Schwangerschaft in die GebÅrmutter

hineinschauen. Das kann nicht nur zu mehr

Klarheit fÄhren, sondern auch verfÄhren,

die Frau immer mehr aus dem Gesichtsfeld

zu verlieren mit ihren Fragen und ängsten

und die knapp bemessene Zeit der Untersu-

chung und dem Embryo zu widmen. Des

weiteren kann man durch eine unsachliche

Interpretation des Bildes - wie bei dem Film

ÉDer Stumme SchreiÑ Ç die Frau beeinflus-

sen und die Verarbeitung eines eventuellen

Abbruchs erschweren. Hat diese MÜglich-

keit zu einer Erweiterung nicht nur der me-

dizinischen, sondern auch der Årztlichen Er-

kenntnis gefÄhrt?

Die Feststellung nach Årztlicher Erkennt-

nis ist weiter sinnvoll und notwendig, weil

letztlich ein Arzt fÄr den Abbruch verant-

wortlich ist, sich damit Äbrigens auch vor-

rangig strafbar machen kann. Das heiÖt fÄr

mich, daÖ ich mich mit der Indikation so be-

fasse, als ob ich auch den Abbruch vorneh-

men soll. Es ist gut und dringend zu unter-

stÄtzen, daÖ der Schwangerschaftsabbruch

in erster Linie und gesetzlich festgelegt Årzt-

liche Aufgabe ist und bleibt. Das hat die Si-

tuation der Frauen trotz noch bestehender

Hindernisse bedeutend verbessert. Die

grauenvollen Erlebnisse und gesundheitli-

chen SchÅden bei illegalen AbbrÄchen gehÜ-

ren der Vergangenheit an. Wir sollten alles

tun, diesen Freiraum des Gesetzes zu nutzen

und zu wahren - im Interesse der Frauen - in

allen BundeslÅndern.

Ich habe manchmal schon den Eindruck,

daÖ es notwendig ist, vor allem abbre-

chende, aber auch indizierende ärzte zu er-

mutigen und sich mit ihnen klar zu solidari-

sieren, damit sie dem Druck von auÖen

standhalten und nicht aufgeben.

SorgfÅltige

Indikationsfeststellung

Die Indikation sorgfÅltig zu stellen und zu

begrÄnden, geschieht im Interesse des ab-

brechenden Arztes, wegen des Gesetzes

(wobei fraglich ist, ob die BegrÄndung

schriftlich erfolgen muÖ) aber auch fÄr die

Frau selber. Die Frauen fÄhlen sich zuneh-

mend unter Üffentlichem moralischen

Druck, haben Angst, mit dem Gesetz in

Konflikt zu kommen oder fÄrchten die SpÅt-

folgen und SchuldgefÄhle. Nicht selten wird

Frauen erst bei dem GesprÅch zur Indika-

tionsfeststellung bewuÖt, wie komplex ihre

Entscheidung begrÄndet ist, daÖ sie verant-

wortungsbewuÖt gefÅllt wurde und daÖ sie

sich nicht als MÜrderin fÄhlen mÄssen. Nur

in einer vertrauensvollen AtmosphÅre wird

es gelingen, daÖ die Frau offen reden kann,

daÖ sie ihre Angst, die Indikation nicht zu

bekommen oder den Kampfgeist, die Indi-

kation zu erstreiten und zu erzwingen, auf-

geben kann. Auch ein GesprÅch, in dem es

ÉnurÑ um die Indikationsfeststellung geht,

ist von groÖer Bedeutung und erheblichem

EinfluÖ auf die Frau, bedarf EinfÄhlungs-

vermÜgen und Reflektion der eigenen

Rolle, ist Interaktion Arzt-Patientin. Bevor

es in einem solchen GesprÅch um die Indika-

tion geht, sollte klargestellt werden, ob Édie

Schwangere einwilligtÑ in den Abbruch.

Will sie den Abbruch, hat sie eine Entschei-

dung getroffen und sind ihre GrÄnde klar

oder braucht sie erst einmal Hilfe, um ihre

GrÄnde zu benennen? Stellt sich eine ausge-

prÅgte Ambivalenz heraus, stelle ich zu-

nÅchst keine Indikation, sondern fÄhre ein

ausfÄhrliches BeratungsgesprÅch, infor-

miere die Klientin Äber Verfahrensfragen

und bitte sie, bald zu einem weiteren Ge-

sprÅch zu kommen.

Bei der Indikationsstellung treten oft Fra-

gen auf, welche zusÅtzliche Informationen

notwendig machen. Es geht um Årztliche Er-

kenntnis und nicht um medizinische Wissen-

schaft, das heiÖt doch, weitere Untersu-

chungen und Informationen sind nur anzu-

fordern und auch nur zuzumuten, wenn sie

von erheblicher Entscheidungsrelevanz

sind. Das gilt nach meinem VerstÅndnis

auch fÄr die Hinzuziehung von Experten der

sozialen Hilfen. Die soziale Beratung kann

durchaus in dieses GesprÅch integriert sein-

als sinnvoller Bestandteil, zumal der Arzt

bei der BegrÄndung ohnehin Äber die sozia-

len Hilfen, ihre Beschaffung und Zumutbar-

keit informiert sein muÖ und dann entschei-

det, wann weitere detaillierte Informatio-

nen durch Fachleute die Entscheidung fÄr

das Austragen wesentlich beeinflussen kÜn-

nen. InterdisziplinÅre GesprÅche und Fort-

bildung von ärzten, Sozialarbeitern und Be-

ratern sind gute MÜglichkeiten, mehr psy-

chosoziale Kompetenz zu erwerben.

Keine klaren MaÖstÅbe

An einigen Punkten sind der Årztlichen

Erkenntnis nach meiner Erfahrung doch

Grenzen gesetzt, kÜnnen wir die vielleicht in

dem Gesetz enthaltenen Erwartungen der

Beurteilung nicht erfÄllen. Ich meine die

Frage nach den zukÄnftigen LebensverhÅlt-

nissen, die seelische und allgemein gesund-

heitliche Belastbarkeit der Frau und damit

eng zusammenhÅngend die Frage nach der

Zumutbarkeit. Gerade als Beraterin sind

mir die positiven, aber auch negativen Fol-

gen einer ausgetragenen oder abgebroche-

nen Schwangerschaft bekannt. Aber wie

schwer ist es, sich mit der einzelnen Frau die

zu erwartenden VerÅnderungen vorzustel-

len. Diese Grenzen menschlicher Voraus-

sicht sollten deutlich angesprochen werden,

auch die MÜglichkeit, daÖ die jetzt unter

Zeitdruck und der momentanen Perspektive

getroffene Entscheidung spÅter im RÄck-

blick als falsch empfunden werden kann. Ich

nehme die Frau, ihren Partner, wenn er

denn mitkommt, sehr ernst, ich versuche,

sie in ihren Aussagen zu verstehen, ihre

ängste und BefÄrchtungen vor áberforde-

rung, auch ihre WÄnsche nach einem Leben,

das LebensqualitÅt beinhaltet. Aber auch

hier sind mir enge Grenzen meines Verste-

hens gesetzt. Das gilt auch fÄr die Frage, was

der Frau zuzumuten ist. Das ist nicht objek-

tivierbar, das kann alles zusammen letztlich

nur subjektiv von der Frau beurteilt oder nur

vermutet und subjektiv von dem Arzt ver-

standen werden.

Hier gibt es keine klaren Grenzen und

MaÖstÅbe und kann es keine von auÖen fest-

zulegenden Einzelbestimmungen geben.

Deshalb entstehen wahrscheinlich auch ge-

rade hier besonders viele MiÖverstÅndnisse,

kritische Anmerkungen bis hin zu Verurtei-

lungen aller Beteiligten in der èffentlich-

keit. Es wird vielfach nicht verstanden oder

nur oberflÅchlich betrachtet, daÖ der ein-

zelne Mensch auf die gleichen psychosozia-

len Belastungen unterschiedlich reagiert,

daÖ der eine sie, aus welchen GrÄnden auch

immer, gut bewÅltigen, der andere daran

scheitern kann. Besonders verstÅndnislos, ja

lieblos einer Schwangeren gegenÄber emp-



finde ich den generellen Vorschlag der

Adoption.

Andererseits erschreckt es mich auch,

wieviel sich manche Frauen zumuten, weil

sie prinzipiell gegen Abbruch sind, darin

auch von ihrer Umgebung, nicht selten auch

von ärzten bestÅrkt werden, ohne auf ihren

rechtlichen Entscheidungsspielraum hinge-

wiesen zu sein. MuÖ sich hier in der Bewer-

tung nicht etwas Åndern Ç wer austrÅgt und

dazu hilft, ist moralisch wertvoll, wer ab-

bricht und dazu verhilft, handelt moralisch

suspekt bis verwerflich.

ZurÄck zur Indikationsausstellung. Ich

habe Fragen zur Zuordnung der einzelnen

Indikationen. In vielen FÅllen halte ich die

Voraussetzungen fÄr eine medizinisch-so-

ziale Indikation gegeben ($218a, 1, Abs. 2),

bei Frauen in allgemein schlechtem Zustand

bei jahrelangen áberlastungen und familiÅ-

ren Problemen. Dann erlebe ich gelegent-

lich eine Ablehnung des abbrechenden Arz-

àtes und die Bitte, doch lieber eine Notlagen-

indikation zu schreiben. Ich frage mich, ob

die Diskussion um den Schwangerschaftsab-

bruch einschlieÖlich aller MaÖnahmen wie

der Stiftung ÉMutter und KindÑ und des Be-

ratungsgesetzes so gelaufen wÅren mit dem

Schwerpunkt ÉsozialÑ, wenn wir als ärzte

anders begrÄndet hÅtten. Ich glaube jeden-

falls, daÖ wir mit der Spezifizierung der Indi-

kation auch einen EinfluÖ auf die Meinungs-

bildung haben und somit auch Verantwor-

tung, und ich bin deshalb immer wieder er-

staunt, wenn ich in GesprÅchen mit ärzten

hÜre, daÖ wir mit der Notlagenindikation

doch zufrieden sein kÜnnen.

Der jetzige $218 weist uns als ärzte mit

der Indikationenregelung einerseits einen

groÖen Entscheidungsspielraum zu, der an

seinen Grenzen sehr unklar ist. Er weist uns

darÄber hinaus aber die zentrale Funktion

bei einem Problem zu, das seit Jahrtausen-

den umstritten ist. Es ist die Erfahrung der

letzten mehr als 100 Jahre, daÖ das Problem

der ungewollten Schwangerschaft straf-

rechtlich nicht zu lÜsen ist, insofern sind fÄr

mich die Forderungen nach Streichung des

$218 sinnvoll und logisch. Ich muÖ aber an-

dererseits - manchmal zÅhneknirschend -

zugestehen, daÖ eine funktionierende parla-

mentarische Demokratie gerade bei so um-

strittenen TatbestÅnden sich die Gesetze

schafft, die die Interessen und Einsichten

sofern halte ich auch das Abstimmungser-

gebnis der Verfassungsrichter von 1975 fÄr

typisch, wo von acht Mitgliedern des Senats

zwei Mitglieder eine ausfÄhrliche Gegen-

darstellung abgaben und sich fÄr die Fristen-

regelung aussprachen. Ich meine, daÖ wir

zur Kenntnis nehmen mÄssen, daÖ nicht ge-

nÄgend Vertrauen in das Verantwortungs-

bewuÖtsein von Frauen und ärzten besteht,

nÅmlich die Interessen der Frau und den

Schutz des ungeborenen Lebens nach be-

stem Wissen und Gewissen in die Entschei-

dung einzubeziehen. und damit dann auch

den Forderungen des Grundgesetzes zu ge-

nÄgen. Wir mÄssen daran wohl auch

schmerzlich erkennen, welchen Stellenwert

Strafen und deren Androhung bei einem sol-

chen Konflikt haben, so daÖ man sie als not-

wendigen und effektiven Rahmen fÄr diese

Entscheidungen gewÅhlt hat. Manchmal

meine ich sie noch zu sehen, die schwarze

PÅdagogik und die Menschen, die unter ihr

herangewachsen sind. Erfahrung ist auch,

daÖ Frauen und ärzte ohne diese strafrecht-

lichen Bestimmungen verantwortlich han-

deln kÜnnen und es tun. Aber da viele noch

daran zweifeln, werden wir weiter Indikatio-

nen schreiben und begrÄnden, in der Hoff-

nung, daÖ eines Tages die Mehrheit begrei-

fen wird, daÖ sie eigentlich ÄberflÄssig sind

und daÖ dieses Verfahren sich ad absurdum

fÄhrt und eine neue gesetzliche Regelung

kommt.

Zum SchluÖ mÜchte ich die Begriffe

ÉsinnvollÑ und ÉselbstbewuÖtÑ aus unserer

Fragestellung noch einmal aufgreifen: Ich

meine, daÖ es sinnvoll ist, den Rahmen des

Gesetzes zu nutzen; damit schÄtzen wir die

Gesundheit und das Leben der Frau und des

Embryos im Rahmen der individuellen

MÜglichkeiten der Frau, denn letztlich mÄs-

sen wir doch anerkennen, daÖ nur sie allein

das Leben des Embryos schÄtzen, ihm zur

Entwicklung helfen und sein Anwalt sein

kann. Das ist Årztliche Erkenntnis. Wir

ärzte sollten uns unserer IdentitÅt und unse-

rer arztspezifischen Aufgaben und auch

MÜglichkeiten bewuÖt werden, wir sind
nicht der verlÅngerte Arm des Gesetzes oder
irgendwelcher Ideologien. Wir mÄssen uns
bemÄhen, einen Raum fÄr uns zu schaffen,

in dem eine menschenwÄrdige Begegnung

zwischen Arzt und Patientin mÜglich ist.

Dazu gehÜren auch der Kontakt mit Kolle-

gen und das Beobachten und Reflektieren

der eigenen Erfahrung.

Dr. Eleonore #

Adam, 52 J., ärztinâ

und Eheberaterin, ver-

heiratet, 3 Kinder, seit

1980 als Honorarkraft

bei Pro Familia Schl.-

Holst., u.a. Norder-

stedt
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Ariane Thomalla

ÉUne affaire de femmeÑ Ç ÉEine Frauen-

sacheÑ, heiÖt Claude Chabrols neuer Film,

der jetzt auch in den deutschen Kinos ange-

laufen ist. Die authentische Geschichte ei-

ner einfachen jungen Frau, Marie-Louise

Giraud, Mutter zweier kleiner Kinder, die in

Vichy-Frankreich unter General P&tain am

30. Juli 1943 als Engelmacherin auf der Guil-

lotine hingerichtet wurde: als ÉMÜrderin des

VaterlandesÑ.

Isabelle Huppert wurde fÄr diese Rolle in

Venedig zur besten Schauspielerin des Jah-

res gekÄrt. Wunderbar komplex erfÄllt sie

diese Marie mit Leben, sprÜde, fast ohne

Mimik und Gestik. Komplex - das heiÖt: Sie

zeichnet sie weder gut noch bÜse; sondern

einfach und raffiniert; mÄtterlich weich,

frÜhlich mit den Kindern und schmerzend

hart mit dem invalid heimgekehrten Mann,

der leidet und sie spÅter unter áberdruck

denunziert; zuletzt wird Marie immer Äber-

mÄtiger und korrumpierter in den Armen

des jungen Geliebten, eines schnÜselig rÄck-

sichtslosen Kollaborateurs. Eine faszinie-
rend menschliche Gestalt also auf der Kino-

leinwand, ganz und gar keine glorifizierte

Heldin.

KÄhl ist Marie im GeschÅft mit der Frau-

ensache, der Abtreibung, in das sie hinein-

schlittert erst aus purer GefÅlligkeit fÄr die

Nachbarin, dann um damit krÅftig Geld zu

verdienen, gedankenlos. Es hilft ihr aus dem

Elend immer weiter nach oben bis hin zu-

letzt zu den ersehnten feinbÄrgerlichen Ge-

sangsstunden. Der Staat macht aus ihrem

sein politisch-moralisches GeschÅft.

Des Themas wegen war diesmal deutsche

ErstauffÄhrung in Bonn. Geladen dazu vor

allem Politikerinnen aus Regierung und

Bundestag, die erst auch zugesagt hatten

und die dann doch zur HÅlfte wegblieben,

zur konservativen HÅlfte. Warum? Vermu-

tungen, Des ÉStern-MagazinsÑ wegen,

meinten manche, so wie es just am selben

Tag druckfrisch auf die Bonner Amts- und

Parlamentstische kam. NÅmlich mit der ge-

waltigen Unterschriften-Aktion: ÉWir ha-
ben abgetrieben.Ñ Prominente, diesmal

Frauen und MÅnner, hunderte, in bekenne-

rischer SolidaritÅt mit den Frauen und MÅn-

nern in Memmingen, gegen die dort wegen
illegaler Abtreibung oder Beihilfe dazu er-

mittelt wird und rechtskrÅftig schon verur-

teilt wurde.

Zichen wir uns die Maske vom Gesicht

aus Heuchelei und Doppelmoral-so der Te-

nor der Aktion. Was dem Mann billig, der

Frau kommt es teuer zu stehen, doppelt

teuer.

Und Claude Chabrol mittendrin. Fast

seufzend spÄrt er auch in der Bonner Presse-

konferenz am 26. Januar 1989, daÖ sein Film

in ein bundesdeutsches Wespennest gefallen

ist. Statt auf cineastische Fragen stand er

nun, freilich engagiert und souverÅn, Rede

und Antwort zum Thema Abtreibung hier

oder dort und damals unter Petain; sprach

Äber das VerhÅltnis zwischen der SchwÅche

eines Staates und seiner Lust an Todesurtei-

len, dem VerhÅltnis von Faschismus, Frau-

enfeindlichkeit und reaktionÅrem MÄtter-

kult. ÉArbeit, Familie, Vaterland...Ñ war

die Devise der Vichy Regierung gewesen.

Chabrol:

ÉIch war doch sehr erstaunt, daÖ man in
einem wirtschaftlich so prosperierenden und
an der Spitze stehenden Land wie Deutsch-

land immer noch der Frau vorschreibt, was
sie zu tun hat und nicht tun darf. Ich war

naiv. Ich weiÖ erst seit drei Tagen, wie rÄck-

schrittlich da in der Bundesrepublik die Ge-
setzgebung ist. Das hat mich regelrecht ge-
schockt. Abtreibung - da sind wir uns doch

alle einig- ist an sich etwas Schlechtes. Aber
die Frauen mÄssen entscheiden. Sie tragen
doch die Engelchen, oder wie man das

nennt, unter ihrem Herzen und sie allein

kÜnnen rechtfertigen, ob sie sie wollen oder

nicht. Deshalb ist es eine Frauensache. So-

weit ich weiÖ, hat noch kein Mann ein Kind

in seinem Bauch ausgetragen.Ñ

Gereizt habe ihn an der Geschichte auch

das Paradox, daÖ da eine Frau, eine Mutter
von noch kleinen Kindern, aus einem

Grunde zum Tode verurteilt worden sei, der

heute in Frankreich zu hundert Prozent, wie
er meint, mit dem Krankenschein zu erledi-
gen sei.

Chabrol:

ÉIch wollte schon auch das Vichy-Regime

mit dieser Sache charakterisieren wie Äber-

haupt alle Regierungen àdie behaupten, daÖ

sie eine àmoralische Ordnungâ verteidigen.

Wenn ich schon so etwas hÜre, da verteidigt

ich schon, da ist etwas faul.Ñ

Wie habe er sich Äberhaupt in solcher

ÉFrauensacheÑ kundig gemacht?

Er habe ja den Film mit Frauen gedreht.

Und Äbrigens - allÄberall liefen genug

Frauen herum, die davon erzÅhlen kÜnnten.

Mehr als man denke.

Chabrol:

ÉMeine Frau zum Beispiel hat in ihren Ju-

gendjahren mehrfach abgetrieben, einmal

sogar bei einer sogenannten àEngelmache-

rinâ. Sie war deshalb sozusagen meine tech-

nische Beraterin. Wir haben als Methode

Seifenwasser gewÅhlt, um nicht allzu absto-

Bende Bilder, ein riesiges Blutbad, zeigen zu

mÄssen. Um aber andererseits auch klar zu

lassen, daÖ das nie bloÖ eine Lustpartie ist,

fÄr keinen Beteiligten, kein bloÖer Spazier-

gang durch den Garten.Ñ

Schwenk zum Kino-Foyer nach der Vor-

fÄhrung. Betroffenheit herrscht hier und Ç

unisono Ç Begeisterung fÄr den Film. Die

weiblichen Bundestagsabgeordneten der

GrÄnen und der SPD kommen freilich rasch

auf deutsche VerhÅltnisse zurÄck. Zum Bei-

spiel Petra Kelly. Ihr reiche es nicht, daÖ

man jetzt bloÖ nach der Abschaffung des

$218 Tiefe.

Petra Kelly:

ÉIch denke, man muÖ auch Äber die Se-

xualitÅt reden. Und ich denke, dieser Film

motiviert auch dazu, darÄber nachzuden-

ken, wie Frauen in dieser Zeit, wie auch jetzt

sehr oft von den MÅnner so Äbergangen wer-

den, weil MÅnner dabei ihre Rolle gar nicht

sehen, ihre Verantwortung gar nicht sehen.

Wir haben eine schlimme Stimmung in

Bayern wegen Aids, Gauweiler und den

Asylanten. Und Memmingen scheint fast in

diese schlimme schwarze dunkle Zeit hin-

einzupassen. Interessant ist ja, daÖ es in

Memmingen im Mittelalter viele Hexenver-

brennungen gab!Ñ

Und Renate Schmidt, Gleichstellungsbe-

auftragte der SPD und zweite SPD-Landes-

vorsitzende in Bayern nimmt den Film beim

Wort: ÉIch finde, daÖ das mit das Treffend-

ste an diesem Film ist, der Titel, nÅmlich:

eine Frauensache. Und der ganze Film zeigt,

daÖ es eigentlich von uns heute nur eine For-

derung geben kann, nÅmlich: MÅnner, hal-

tet Euch da raus oder beschrÅnkt Euch in

dieser Sache auf die Rolle, die wir Frauen

Euch zuteilen.Ñ



Wird der Zwangscharakter der Beratung

nicht erkannt und offen benannt, gerÅt die

Beraterin in eine ausweglose innere Falle.

Ulla Ellerstorfer

áber 80 Prozent Frauen fÄhren die ge-

setzlich vorgeschriebene soziale Beratung

gemÅÖ $218b StGB vor einem indizierten

Schwangerschaftsabbruch in der Bundesre-

publik durch. Ich spreche daher im folgen-

den Text der Stimmigkeit halber von Éder

BeraterinÑ. Eine geschlechtsspezifische

Ausklammerung der in diesem Bereich be-

ratenden MÅnner hat mit deren quantitati-

ven Anteil zu tun. Keineswegs ist damit ge-

meint, daÖ MÅnner vor der ÉVerfÄhrbar-

keitÑ gefeit wÅren.

Die Ausgangssituation

Vor der Beraterin sitzt eine Frau, in den

meisten FÅllen ohne Begleitung: eine erste,

meist die einzige Begegnung zwischen zwei

Unbekannten. Noch weiÖ die Beraterin

nichts von der Unbekannten auÖer dem

Umstand, daÖ sie schwanger ist und Ç um ei-

nen straffreien Schwangerschaftsabbruch

durchfÄhren zu lassen - zur Beratung kom-

men muÖ. Sie hat der unbekannten schwan-

geren Frau gegenÄber einen Erfahrungsvor-

sprung: sie kann vor ihrem inneren Auge die

vielen Frauen Revue passieren lassen, die

aus diesem Grund zum BeratungsgesprÅch

kommen mÄssen.

Die unbekannte schwangere Frau weiÖ

auch nicht, wer ihr gegenÄber sitzen wird,

kann in der Regel auf keinerlei Erfahrung

mit ÉBeratungÑ zurÄckgreifen, weiÖ vor al-

lem nicht, was auf sie als Beratung zukom-

men wird. Das allein macht einen wesentli-

chen Teil der ÉMachtÑ der Beraterin aus.

Wird ihrerseits nicht ganz bewuÖt das Bezie-

hungsverhÅltnis geklÅrt, indem sie der

schwangeren Frau verdeutlicht, daÖ sie ihrÇ

wenn auch zwangsweise Ç einen Dienst in

Form einer sozialen Beratung anbietet,

bleibt dieser die Angst vor dem GesprÅch

und ein AbhÅngigkeitsgefÄhl gegenÄber der

Beraterin. Mechanismen, wie sie auch sonst

in krisenhaften Situationen, denen sich

Menschen ausgesetzt sehen, auftauchen,

werden in ihr aktiviert. Sie wird nervÜs oder

hektisch reagieren, Äberberedt sein, von

Detail zu Detail in der eigenen Lebensge-

schichte springen, stumm oder verstockt

bleiben, in TrÅnen ausbrechen oder die Un-

gerÄhrte geben. Das braucht so nicht zu

sein, wenn vonseiten der Beraterin klar aus-

gesprochen wird, was die soziale Beratung,

was allein schon mit Hilfe des Gesetzestex-

tes gelingt. Zudem wissen die unbekannten

schwangeren Frauen noch immer in den sel-

tensten FÅllen, daÖ diese Beratung, auch

wenn sie gesetzlich vorgeschrieben ist,

nichts entscheidet, ja, daÖ sie selbst auch

ohne diese soziale Beratung straffrei blie-

ben, wenn sie die Indikationsfeststellung ei-

nes Arztes oder einer ärztin erhalten ha-

ben. (Hier wÅre der Arzt strafbar, der den

Schwangerschaftsabbruch ohne vorange-

gangene Beratung durchfÄhrt.)

Worum geht es

in der Beratung?

In der Beratung geht es um die von Staat

und von privater Seite vorgesehenen Hilfe-

leistungen, die fÄr Schwangere, MÄtter und

Kinder zur. VerfÄgung stehen, Hilfeleistun-

gen, die die meisten der unbekannten

Frauen kennen. Diese Hilfeleistungen Üf-

fentlicher und privater Art kommen zum

Tragen, wenn ein Kind auf die Welt kommt,

sie werden gleichfalls zum Schutz des nicht

geborenen Kindes herangezogen. èffentli-

che und private Hilfeleistungen drÄcken sich

in der Regel in Mark und Pfennig aus Ç an-

dere Hilfestellungen, wie preiswerte Woh-

nungen, Wohngemeinschaften fÄr Alleiner-

ziehende mit Kind, in denen der Partner

nicht ausgeschlossen wird, Krabbeleinrich-

tungen, Kindertageseinrichtungen mit flexi-

blen èffnungszeiten, BetreuungsmÜglich-

keiten bei Erkrankung oder Erholungsbe-

dÄrftigkeit der Mutter, groÖzÄgigere Frei-

stellung einer berufstÅtigen Mutter bei Er-

krankung des Kindes und vieles mehr, ste-

hen schlicht und einfach in keiner Weise

dem Bedarf entsprechend zur VerfÄgung.

Das wissen auch die schwangeren Frauen

und die Beraterin kann darÄber gar nicht be-

raten. Bleibt also das Geld. Vater Staat bie-

tet Geld zum Schutz des nicht-geborenen

Kindes. Unbestritten braucht es finanzielle

Absicherung, wenn eine Frau ein Kind ha-

ben will. Ist ihre Problematik jedoch mit

dem gebotenen Geld nicht zu bewÅltigen

oder trifft Geld das Problem der schwange-

ren Frau Äberhaupt nicht, so hat die soziale

Beratung hier ihre Grenze und mit ihr die

Beraterin.

Staat und Kirche, also ihre ReprÅsentan- _

ten sind aber nicht gewohnt und auch nicht

bereit, an den ihnen gesetzten Grenzen halt-

zumachen, zumal wenn die Grenzsetzung

von Frauenseite kommt. In geradezu zwang-

haft impertinenter Weise - und wÅre es nicht

so ernst, es wÅre lÅcherlich - insistiert der

Staat, daÖ eben doch das Geld die LÜsung

des Problems der schwangeren Frau zu sein

habe. Der Vergleich, daÖ bereits der noch

nicht geborene Mensch Handelsobjekt sei,

drÅngt sich nicht von ungefÅhr auf. Die Kir-

che fÄhrt ihre herrschsÄchtige und heuchle-

rische Moral und Ethik ins Feld, eine Moral

und Ethik, in der Frauen mit ihren Lebens-

bedÄrfnissen und LebensentwÄrfen noch nie

vorkamen, eine Moral der Intoleranz, die,

schuldzuweisend, das Gewissen der Frauen

lebenslang mit einem TÜtungsvorwurf bela-

sten will.

Fauler Zauber

Vom Moment der GrenzÄberschreitung

an, wird die ÉBeratungÑ in blauen Dunst ge-

hÄllt. BehÅlt die Beraterin nicht ihren klaren

Kopf, verfÅllt sie diesem faulen Zauber, wie

andere auch.

Sie gerÅt ins RÅderwerk der an sie gerich-

teten Erwartungen, aber nicht nur in dieses,

sondern auch ins eigene.- Die Falle fÄr

sie ist geschickt und bewuÖt gestellt. Viel-

leicht gelingt es, sie zu beschreiben.

An die Beraterin wird eine schwere gesell-

schaftliche, scheinbar von ihr zu lÜsende

Aufgabe gestellt, unter deren Gewicht sie

Äber kurz oder lang zwangslÅufig - so die In-

tention Ç leiden wird. Je schwerer ihre Auf-

gabe, vor allem je schwerer sie sie annimt,

desto wertvoller und bedeutsamer erscheint

sie, desto grÜÖer wirkt schlieÖlich die Be-

deutung der Beraterin. Schleichend soll das

Gift in ihr wirken, um diese Aufgabe im ge-

wÄnschten Sinne zu erfÄllen. Sie soll alles

daran setzen, das Geldangebot Ç Kinder-
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geld, Erziehungsgeld, Familiengeld, Stif-

tungsgeld, Sozialhilfe Ç so gut und effektiv

wie mÜglich an die schwangere Frau zu brin-

gen, um mit Geld deren Bereitschaft zum

Kinderkriegen zu ÉweckenÑ.

Gleichzeitig wird staatlicherseits Ç und,

das versteht sich von selbst, kirchlicherseits

mit allen Implikationen - an ihre FÅhigkeit,

eine ÉguteÑ Beraterin zu sein, appelliert.

Hier nun wird mit voller Absicht das innere

RÅderwerk der Beraterin in Gang gesetzt.

Freiwillig perfektioniert sie ihre pÅdagogi-

schen und therapeutischen FÅhigkeiten. Oh-

nehin rangiert ja psychologische vor sozialer

Beratung auf der Werteskala von Beratung.

Freiwillig unterzieht sie sich Selbsterfah-

rungsangeboten, um fÄr sich zu klÅren, ob

sie Abtreibung als TÜtung nach christlich-

staatlicher Definition oder doch als Frucht-

abtreibung begreift, wÄrde sie selbst in die

Situation geraten. Setzt sie die genannten

FÅhigkeiten nach besten KrÅften in der so-

zialen Beratung ein, wandeln sich diese na-

hezu lautlos in psychologische Waffen gegen

die betroffene Schwangere. Hand in Hand

wandern unversehens Äber die Beraterin

fundamentalistische Kirchenmoral (ÉAb-

treibung ist MordÑ), sowie staatliche Defini-

tion (ÉAbtreibung ist TÜtungÑ) mit den No-

beltechniken des bÄrgerlichen Patriarchats

in Form von ÉPÅdagogisierenÑ und ÉPsycho-

logisierenÑ gekoppelt an das staatliche Bil-

lig-Angebot zum Kinderkriegen in die

traute Beratungsstunde & deux.

Bleibt ihr Blick gefangen, schnappt die

Falle fÄr die Beraterin zu:

@ sie soll sich mÅchtig fÄhlen Ç ohne

Macht zu haben;

ã@ sie soll sich in die schwangere Frau ein-

fÄhlen - ohne fÄr sie zu entscheiden;

å sie soll therapeutisch mit der schwange-

ren Frau umgehen - ohne daÖ dafÄr AnlaÖ

besteht. (Wurde je ein Mann therapeutisch

hinterfragt, in welcher Seelenverfassung, in

welchem Lebenszusammenhang er Éunge-

wolltÑ zeugt? Wurden Äber ihn je wissen-

schaftliche Untersuchungen erarbeitet hin-

sichtlich seiner IdentitÅts- und PersÜnlich-

keitsentwicklung, weil er zeugte?

Kein Wunder, daÖ die Beraterin sich von

allen Seiten miÖbraucht fÄhlt, gestreÖst, von

der Beratung ausgelaugt und Äberfordert.

Fehlt es an kritischer Reflexion ihrer Funk-

tion, gelingt es der Beraterin schlieÖlich

selbst, durch die Art der Beratung grenzver-

letzend die schwangere Frau zu einem thera-

peutischen Ç also therapierbaren Ç Objekt

wegen ihres Schwangerwerdens zu machen.

Dann ist der von auÖen gewollte Graben

zwischen der Beraterin und der schwange-

ren Frau geschaffen, der ausschlaggebend

ist fÄr den EntsolidarisierungsprozeÖ und

EntpolitisierungsprozeÖ fÄr beide Seiten.

Neu im alten GeschÅft

So perfekt und perfide ein System aber

auch ausgeklÄgelt sein mag, um zu verhin-

dern, daÖ schwangere Frauen eigene Be-

trachtungen anstellen, um selbst zu ent-

scheiden nach eigenen WÄnschen und MÜg-

lichkeiten, mit eigener Verantwortlichkeit

und mit dem Recht auf Irrtum - so wenig

funktioniert es. Es hat schlieÖlich noch nie

funktioniert, Frauen von einer fÄr sie not-

wendigen Abtreibung durch Strafen, De-

nunziation, durch VerhÜre und Verurteilun-

gen abzuhalten. Selbst im Nationalsozialis-

mus, als fÄr deutsche Frauen die Todesstrafe

auf Abtreibung stand, wurde abgetrieben.

Auch fauler Beratungszauber muÖ scheitern

mit oder ohne neue Beratungsgesetze. Was

gelingt, ist einzig und allein, erneut die Ge-

sundheit der Frauen aufs Spiel zu setzen. Sie

wird sich wie vor der Reform durch Billigab-

treibung oder Selbstabtreibung gefÅhrden.

Die Kirchen wissen das, seitdem es Kirche

gibt. Der Staat weiÖ davon ein Lied zu sin-

gen; die ärzteschaft, Gesundheitsarbeite-

rinnen und -arbeiter kennen diese uralte Ge-
schichte. Nur die Beraterin ist neu im Ge-
schÅft. Seit knapp eineinhalb Jahrzehnten
sammelt sie Erfahrung, ist zwischen die
Fronten geschmissen, verliert den Boden

unter den FÄÖen und den eigenen Standort
und scheitert zwangslÅufig an einer Auf-

gabe, zu der sie verfÄhrt wird.

Skepsis als Form

des Widerstands

Die soziale Beratung ist im Gesetz defi-
niert. Die Beraterin muÖ nichts anderes dar-
aus machen. Beratung bleibt auf dem Boden
der Tatsachen, im gegenwÅrtigen Alltag der

betroffenen schwangeren Frauen und allen-

falls in einer in etwa absehbaren Zukunft.

Skepsis ist angebracht von seiten der
Frauen gegenÄber der Beraterin. Und Skep-
sis wird von den Frauen realistischerweise

auch mitgebracht. Begreift die Beraterin

dies nicht, fÄhlt sie sich deshalb miÖverstan-

den, gekrÅnkt, abgelehnt, dann hat sie den

falschen Job und den falschen Zungen-

schlag.

Die Mehrheit der Frauen ist zur Frage der

Abtreibung lÅngst verstummt, sie haben zu

dieser Frage nicht das Sagen, angesiedelt

von einer MÅnnerjustiz im Strafgesetz zwi-

schen KindstÜtung und VÜlkermord.

Das oft beklagte Verstummen hat aller-

dings noch eine andere Seite: Es ist eine spe-

zielle Form des Widerstandes, des Ignorie-

rens von Zumutungen, der Grenzziehung,

unÄberwindlich fÄr Propaganda und Ideolo-

gie.

FÄnfzehn Jahre Erfahrung in der $218b-

Beratung sind zwar eine kurze Zeitspanne,

Brigitte-Fragen

an Frau Lehr

Brigitte: Eines der umstrittensten
Themen ist zur Zeit das Beratungsge-

setz zum Paragraphen 218. Wie stehen

Sie zu dem Entwurf, der fÄr Frauen
noch mehr HÄrden aufbaut? j

Lehr: Als Psychologin muÖ ich Ih-
nen zunÅchst sagen: Ich verstehe Äber-
haupt nicht, was Sie gegen Beratung
haben. Bei schwierigen Entscheidun-
gen versucht man doch immer, sich
von mÜglichst vielen Seiten Rat zu ho-
len. Im Beratungsgesetz ist vorgese-
hen, daÖ Beratung und Indikations-
stellung getrennt werden, also nicht
mehr von einer Person vorgenommen
werden dÄrfen. Ich sehe darin Vor-
teile; denn dabei kann die Frau doch
erst einmal wirklich frei und offen ihre
Situation schildern. Das ist echte Be-

ratung, die helfen kann, diesen oder
auch jenen Weg einzuschlagen.

Brigitte: Das heiÖt: Sie werden das

Beratungsgesetz weiter verfolgen?
Lehr: Ja, ich werde ganz strikt den

Weg gehen, den Rita SÄÖmuth vorge-
geben hat.

Brigitte: Aber es hakt zur Zeit hef-
tig, weil Bayern der Entwurf nicht weit
genug geht. WÅren Sie zu neuen Ver-
handlungen bereit?

Lehr: Nein, der Weg, den Rita SÄÖ-
muth ging Ç darÄber bin ich mir im kla-
ren -, ist ein sehr schmaler Pfad. Aber
er ist kompromiÖfÅhig, und den wer-
den wir weiter versuchen.

Brigitte 3/89

verglichen mit der Erfahrung von Kirche

und Staat, aber ausreichend, um radikal Un-

recht zu benennen, wenn ignorant und in

verleumderischer Absicht Äber Frauen, die

abtreiben, gesprochen und verÜffentlicht

wird. Nach fÄnfzehn Jahren Erfahrung in

der $218-Beratung muÖ die Beraterin dem

gewollten Rufmord an Frauen entgegnen,

daÖ hinter jeder Abtreibung die zu respek-

tierende Wirklichkeit einer Frau steht.
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Kristine von Soden

Beratung ist eine Sonderform von Hilfe

und bezeichnet ganz allgemein einen Kom-

munikations- und Interaktionsvorgang zwi-

schen Ratsuchenden und Beratern, der aus-

gelÜst wird durch das BedÄrfnis des Rat-

suchenden, sich bei einem von ihnen nicht

allein lÜsbaren Problem von einer fachkun-

digen und fÄr diese TÅtigkeit ausgebildeten

Person unterstÄtzen zu lassen. Dieser for-

malen Bestimmung gemÅÖ geht Beratung

von einem Wissens- oder EinsichtsgefÅlle

aus mit der Intention, qua Ableitung von

Handlungsempfehlungen aus dem Bezug

der Problemlage diese zu lÜsen, zumindest

aber mit ihr fertig zu werden, ohne sich

durch sie emotional allzu sehr aus dem

Gleichgewicht bringen zu lassen.

Um dieses Ziel zu erreichen, gilt es in der

Beratung zunÅchst, Ursache und Motiv des

Beratungsanlasses zu ermitteln und das Be-

sondere des Beratungsinhalts gesprÅchs-

weise zu erschlieÖen. In einem nÅchsten

Schritt gilt es dann, die Ratsuchenden zur

Auseinandersetzung mit den je vorliegen-

den eigenen und fremden Verhaltensproble-

men und Verhaltenskonflikten zu befÅhigen

und gemeinsam mit ihnen Strategien zu ent-

wickeln, die ihren Handlungsspielraum ver-

grÜÖern und ihre Kompetenz erweitern.

Entscheidende Voraussetzung dafÄr, daÖ

von Beratung Äberhaupt gesprochen wer-

den kann, ist Freiwilligkeit und die Abwe-

senheit von Zwang sowie die Maxime, den

Dialog in den Dienst der von den Rat-

suchenden zu fÅllenden Entscheidung zu

stellen.

Kritische AufklÅrung

oder soziale Kontrolle

Indem Beratung bezweckt, Probleme zu

erkennen, sie zu bearbeiten und Perspekti-

ven ihrer áberwindung zu suchen, ist sie auf

der einen Seite Hilfestellung im individuel-

len Einzelfall und wirkt als Katalysator bei

der Entscheidungsfindung mit. Auf der an-

deren Seite ist sie ein Mittel offener Inter-

vention und Anleitung, indem sie sich im-

mer auch an der Gestaltung gesellschaftli-

cher VerhÅltnisse und Prozesse beteiligt.

In dieser doppelten Funktion ist Beratung

durch systemtranszendierende und system-

stabilisierende Momente gekennzeichnet.

Denn in dem MaÖe, wie sie institutionell ab-

gesichert, gesetzlich fixiert und bestimmten

Methoden verpflichtet ist, transportiert Be-

ratung immer auch Kenntnisse, Erfahrungs-

werte und Deutungsschemata, die mit Vor-

verstÅndnissen Äber das gesellschaftlich ver-

mittelte Bild vom Menschen verbunden

sind. Auf diese Weise kann Beratung eine

Chance fÄr mehr Selbstverwirklichung, Au-

tonomie, MÄndigkeit und Emanzipation

bieten, umgekehrt aber auch fÄr Manipula-

tion und Fremdbestimmung eingesetzt wer-

den, womit Beratung entweder zum Ort kri-

tischer AufklÅrung und Reflexion oder aber

zum Ort sozialer Kontrolle und MachtausÄ-

bung wird.

Anregung zur SelbsttÅtigkeit

Jede Beratung beginnt mit einer Frage

und setzt ein BeratungsbedÄrfnis seitens der

Ratsuchenden voraus. Die Frage bildet den

Einstieg zur Beratung und wird im Bera-

tungsprozeÖ Schritt fÄr Schritt, in allmÅhli-

cher AnnÅherung an den Kern des Bera-

tungsgegenstandes, prÅzisiert. Indem es im-

mer auch um Antworten geht und eine

Frage in der Regel Entscheidungen ver-

langt, ist Beratung eine ÉErnstsituationÑ.

Wesentlich fÄr ihre pÅdagogische Struktur

ist dabei die Tatsache, daÖ sie als GesprÅch

vollzogen wird und damit der MÜglichkeit

nach immer auch Information ist. Dies wie-

derum schlieÖt Distanz und eine objektivie-

rende Problembetrachtung ein, wodurch

den Ratsuchenden ein rationales Verhalten

zu sich selbst und zu den Bedingungen ihrer

eigenen Existenz erÜffnet wird. Handlungs-

leitend fÄr Berater ist das Ziel, Ratsuchende

hierzu zu befÅhigen und sie bei der Erkennt-

nissuche zu unterstÄtzen. Liegt doch - so

Mollenhauer - der Sinn von Beratung ge-

rade darin, daÖ sie die SelbsttÅtigkeit, Pro-

duktivitÅt und Phantasie der Ratsuchenden

anspricht und erregt und daÖ sie sie instand

setzt, selbst auf akzeptable Auswege aus

schwierigen Lebenslagen oder Konfliktsi-

tuationen zu kommen. Ihren intentionalen

Gehalt verfehlt Beratung hingegen dann,

wenn Berater dominieren und AbhÅngigkei-

ten produzieren. Ihre Legitimation erhalten

Berater nÅmlich einzig und allein von den

Ratsuchenden, und sie sind nur zu dem be-

fugt, was diese ihnen einrÅumen. Zwar kann

sich ein Dialog durchaus erweitern und Di-

rektiven bisweilen erforderlich machen. So-

fern Beratung jedoch nicht zu einem unmo-

ralischen Verfahren, wie Mollenhauer es

formuliert, werden soll, bleibt sie selbst un-

ter solchen UmstÅnden an die Initiative der

Ratsuchenden gebunden.

Nach Mollenhauer kann ein Beratungsge-

genstand Ç gemeint ist das eigentliche Pro-

blem - nur allmÅhlich herausgefunden wer-

den. Das verlangt von Beratern hohes Ein-

fÄhlungsvermÜgen und groÖe FlexibilitÅt.

Jedes GesprÅch trÅgt somit provisorischen

Charakter und birgt situative Momente in

sich. Von diesen zu abstrahieren und ein Ra-

ster von ZusammenhÅngen zu entwerfen, in

dem die subjektiven Bedingungen der be-

treffenden Problematik generalisierbar wer-

den, macht schlieÖlich die sinnstiftende

Funktion von Beratung aus. In dem MaÖe,

nÅmlich, wie auch die objektiven Bedingun-

gen der betreffenden Problematik ins Be-

wuÖtsein der Rastsuchenden gelangen, ist

Beratung AufklÅrung. Und das Éim fast

reinsten FallÑ, so Mollenhauer.

$218- von Beratung keine Spur

Vor dem Hintergrund der hier zusam-

mengefaÖten Thesen Mollenhauers lÅÖt sich

deutlich zeigen, daÖ die $218b-Beratung mit

Beratung im theoretisch-wissenschaftlichen

Sinn nichts zu tun hat. Denn keine der

Grundvoraussetzungen von Beratung, wie

sie Mollenhauer heraushebt, sind erfÄllt:

Kennzeichnend fÄr die Rahmenbedin-

gungen, unter denen sich $218b-Beratung

vollzieht, ist erstens der Ausgangspunkt:

Beratungszwang. Kein eigentliches BedÄrf-

nis nach Rat, Hilfe oder UnterstÄtzung bei

der BewÅltigung eines Problems fÄhrt

Frauen (und auch die dazugehÜrigen MÅn-

ner) in der Regel zum BeratungsgesprÅch,

sondern ein von auÖen auferlegter Zwang,

womit eine Grundvoraussetzung psycho-so-

zialer Beratung, die Freiwilligkeit, entfÅllt.

Kennzeichnend fÄr die Rahmenbedin-

gungen ist zweitens, daÖ Frauen zwar durch-

aus einen Leidensdruck verspÄren.
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Aber sie sind kaum geneigt, sich beraten zu

lassen, weil sie sich nichts davon verspre-

chen. Sie erwarten vom BeratungsgesprÅch

wenig oder nichts, vielleicht nur die Beschei-

nigung, daÖ sie in einer Beratungsstelle ge-

wesen sind.

ZusammenhÅngend damit fehlt in der

Schwangerenberatung eine weitere Grund-

voraussetzung psycho-sozialer Beratung:

die ErÜffnung von EntscheidungsspielrÅu-

men. Eine Entscheidung ist nÅmlich meist

lÅngst getroffen.

Kennzeichnend fÄr die Rahmenbedin-

gungen, unter denen sich Schwangerenbera-

tung vollzieht, ist drittens die kurze Zeit-

spanne, die fÄr BeratungsgesprÅche zur

VerfÄgung steht. Im Unterschied hierzu

kommen Ratsuchende in anderen Berei-

chen psycho-sozialer Beratung nicht nur ein-

mal, sondern mehrfach.

In der $218b-Beratung ist auch diese

Grundvoraussetzung, ausreichend vorhan-

dene Zeit, nicht erfÄllt. Die betreffende

Frau steht unter Zeitdruck. Sie ist an Fristen

gebunden, die sie sich nicht selbst gesetzt

hat, sondern ihr vom Gesetzgeber vorge-

schrieben sind. -

Wenn Familienministerin Ursula Lehr

und vor ihr bereits Rita SÄÅÖmuth immer wie-

der betonen, daÖ Beratung doch sinnvoll

sei, auch und gerade im Rahmen des geplan-

ten Beratungsgesetzes, stellt sich die Frage,

wie diese beiden Politikerinnen, die ja selbst

Wissenschaftlerinnen sind, mit theoreti-

schen áberlegungen umgehen. Nun auch

noch das Beratungsziel gesetzlich festlegen

und vorschreiben zu wollen, mÄÖte ihnen

doch eigentlich auch absurd erscheinen.

Ç Anzeige -

ÉWissen Sie noch, wie Sie sich fÄhlten, als Sie zum er-

sten Mal erfuhren, daÖ Ihre Partnerin schwanger ist?Ñ

MÅnner antworten in diesem Buch.

Wolfgang Friederich, Dieter Schnack,

Melitta Walter

Schwangerer Mann - was nun?

136 Seiten DM 17,50

Gerd]. Holtzmeyer Verlag

bung des $218 StGB.

Brigitte Schliermann

Nach dem $218a ist eine Abtreibung nach

Notlagenindikation nur dann mÜglich, wenn

eine Ésonstige schwere NotlageÑ vorliegt,

die Énicht auf eine andere fÄr die Schwan-

gere zumutbare Weise abgewendet werden

kannÑ!. Das bayerische Justizministerium

ging nun einfach davon aus, daÖ Éderartige

Notlagen durch eine Adoption in zumutba-

rer Weise abgewendet werden kÜnnenÑ?

und schlug vor:

ÉDer werdenden Mutter kÜnnte im Rah-

men der nach $218 StGB vorgeschriebenen

Beratung Äber Üffentliche und private Hil-

fen zur Abwendung einer sozialen Notlage

die verbindliche Zusage gegen werden, daÖ

ihr Kind Ç wenn dies innerhalb von sechs

Monaten nach der Geburt beantragt und die

Einwilligung in eine daraufhin angebotene

Adoption erklÅrt wird Ç mit dem Ziel der

Adoption in die Obhut von Adoptionsbe-

werbern, Pflegeeltern oder einer geeigneten

Einrichtung genommen und die Mutter da-

durch von ihrer Betreuungs- und Unter-

haltspflicht freigestellt wird. Diese Zusiche-

rung soll nach dem Vorschlag auch den Ehe-

mann als Vater des Kindes begÄnstigen, da

von einer sozialen Notlage beide Ehegatten

betroffen sind. Dies gilt nicht fÄr den Vater

eines nichtehelichen Kindes. Die gesetzliche

Regelung eines solchen Freistellungsange-

bots kÜnnte in das bayerische Schwangeren-

beratungsgesetz aufgenommen werden.Ñ

Die staatliche Abnahmegarantie wurde

fÄr notwendig gehalten, da sich fÄr behin-

derte Kinder vermutlich keine Adoptivel-

tern finden lieÖen.

Um der Frau den Adoptionsgedanken na-

hezubringen, sollten die Beratungsstellen

den notwendigen Druck entwickeln; etwa-

ige Bedenken der Beraterinnen kann das

bayerische Justizministerium nicht nachvoll-

ziehen: ÉProbleme bei der Schwangerenbe-

ratung erscheinen bei einem erheblichen

Teil der FÅlle Äberwindbar. Sobald erkenn-

bar wird, daÖ das vorrangige Ziel, in der

werdenden Mutter den Wunsch nach einem

Austragen und Behalten des Kindes zu wek-

ken, nicht erreicht werden kann, sollte es

mÜglich sein, der werdenden Mutter behut-

sam, aber mit der gebotenen Deutlichkeit

nahezubringen, daÖ eine Freigabe des Kin-

des zur Adoption im Vergleich zur TÜtung

der Leibesfrucht das geringere ábel dar-

stellt.Ñ*

Der Vorgang selbst sollte ungefÅhr so aus-

sehen: Die Beratungsstelle meldet Éden

FallÑ an die zentrale Adoptionsstelle, diese

entscheidet, ob der Freistaat Bayern hier

eine Abnahmegarantie Äbernimmt oder

nicht, und teilt dann die Entscheidung der

Beratungsstelle mit; diese wiederum teilt

dies der Schwangeren mit und vermerkt dies

auch auf dem Beratungsschein als Hinweis

fÄr die ärztin oder den Arzt, die oder der

eine Notlagen-Indikation bescheinigen oder

den Abbruch vornehmen kÜnnte.

FÄr die betroffene Frau wÄrde dies nicht

nur bedeuten, mehrmals zur Beratungsstelle

gehen zu mÄssen, was einen Abbruch erheb-

lich verzÜgern kann, sie wÄrde vor allem

kaum mehr ärztinnen und ärzte finden, die

trotz des Vermerkes bereit wÅren, eine

Notlagenindikation auszustellen oder den

Abbruch durchzufÄhren.

Billiger Trick

UrsprÄnglich war sogar die MÜglichkeit

einer verbindlichen Adoptionseinwilligung

der Schwangeren vor der Geburt des Kindes

geplant. Darauf wurde jedoch verzichtet, da

eine prÅnatale Adoptionseinwilligung gegen

geltendes EG-Recht verstÜÖt und vor allem

nicht zweckmÅÖig erschien. Denn es ging bei

diesem Vorschlag letztlich nicht darum, daÖ

die Kinder wirklich zur Adoption freigege-

ben werden: ÉEntscheidet sich die Mutter

auf der Grundlage der vorgeschlagenen Zu-

sicherung zur Fortsetzung der Schwanger-

schaft, so gewinnt sie und ihre Umgebung

dadurch Zeit, sich auf die Geburt des Kindes
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einzustellen. Hierdurch und vor allen durch

die wÅhrend der Schwangerschaft und nach

der Geburt erwachsene Bindung zu dem

Kind werden sich voraussichtlich viele MÄt-

ter schlieÖlich dafÄr entscheiden, von der

Zusicherung keinen Gebrauch zu machen

und statt dessen das Kind selbst aufziehen.

In vielen FÅllen wird so die im Interesse des

Kindes beste LÜsung erreicht.Ñ

Und hier schlieÖt sich der Kreis. Eigent-

lich sollte mit dem Gesetzentwurf die Notla-

gen-Indikation auf kaltem Wege abgeschafft

werden, denn nach Meinung eines Spre-

chers des bayerischen Justizministeriums

Édokumentiere die Bereitschaft der Mutter,

das Kind nach der Geburt zu behalten, daÖ

die ehemals fÄr eine Abtreibung angefÄhr-

ten Argumente letztlich wohl doch nicht so

schwerwiegend gewesen sein kÜnnten.Ñ

Deutlicher kann man(n) es kaum sagen:

Das groÖzÄgige ÉFreistellungsangebotâÑ war

nichts anderes als ein weiterer billiger Trick,

um Frauen zum Austragen einer ungewoll-

ten Schwangerschaft um jeden Preis zu

ÉÄberredenÑ. Den Beratungsstellen war da-

bei der Part des áberredungskÄnstlers zuge-

dacht.

Wenige Tage vor der bundesweiten De-

monstration in Memmingen am 25. Februar

1989 gab das bayerische Justizministerium

die RÄcknahme dieses ÉAngebotesÑ be-

kannt, Éda der Vorschlag derzeit nicht die

Zustimmung der TrÅger der Schwangeren-

beratungsstellen findet.Ñê Gemeint ist hier

wohl weniger die fehlende Zustimmung,

sondern eher der massive Üffentliche Pro-

test.

Anmerkungen

! 3218a StGB, Abs. 3, Nr. 3, Buchst. b
Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums
der Justiz, Stand: 14.2. 1987; MaÖnahmen zum Schutz
des ungeborenen Lebens; Adoption als Alternative
zum Schwangerschaftsabbruch;
Ebd. :
Ebd.
Ebd.
SÄddeutsche Zeitung, 27.5.1988
Aus einem Bericht des bayerischen Justizministeriums
an die Landtragsfraktion der GrÄnen, zit. in TAZ,
21.2.1989

zauau

é

ihrem Beitrag nach.

Elke KrÄger

Im November 1988 nahm ich in der Ost-

seestadt Eutin an einer Podiumsdiskussion

zum Thema $218 teil. Vor Beginn der Ver-

anstaltung Äberlegten wir, wie interessant es

fÄr die èffentlichkeit wohl sei, und wir wÅ-

ren nicht erstaunt gewesen, wenn niemand

gekommen wÅre. Wir hatten uns getÅuscht.

Etwa einhundert Personen, unter ihnen ein

Pfarrer und ein Frauenarzt, erschienen und

entfachten im Laufe des Abends eine heftige

Diskussion. Interessierte Sachfragen und

polemische BeitrÅge lÜsten offene Bekennt-

nisse (ÉIch habe abgetriebenÑ) und Informa-

tionen ab.

Inzwischen hat sich vieles um den $218 ge-

tan: Die Bekennerinnen- und Bekenner-

aktion des ÉSternÑ, verschiedene Solidari-

tÅtsaktionen und Memmingen - die Demon-

stration dort am 25. Februar 1989 mit Äber

7000 Teilnehmern war ein voller Erfolg. Die

èffentlichkeit ist wach. Geweckt vielleicht

auch durch Fuldas Kirchenglocken, die der

Bischof Dyba in der Weihnachtszeit fÄr die

ÉAbtreibungsopferÑ hat lÅuten lassen -

nicht etwa fÄr die Frauen von Memmingen,

sondern fÄr deutsche Embryonen und FÜ-

ten.

Ohne die èffentlichkeit, ohne soviel Wi-

derstand wÅre sicherlich das Bundesbera-

tungsgesetz, das ungeliebte Koalitions-

frÄchtchen der Christen und der Liberalen,

lÅngst verabschiedet.

Von allen Seiten Kritik

Eine kurze Erinnerung:

Der Gesetzentwurf will den schwangeren

Frauen einen Rechtsanspruch auf Zwangs-

beratung (!) nach $218 verschaffen, die 95

Prozent der Frauen nicht benÜtigen, weil sie

bereits entschieden sind. Tendenz ist Ab-

schaffung der Notlagenindikation mit dem

Ziel, zugunsten des Austragens der Schwan-

gerschaft zu beraten. Indikationsstellenden

ärztinnen und ärzten soll durch Zwangs-

fortbildung das Handwerk erschwert wer-

den. Finanzielle Mittel sollen nur noch Be-

ratungsstellen erhalten, die im Sinne des ge-

planten Gesetzes arbeiten. Wer kontrolliert

das? Und wie? ärztinnen und ärzte sollen

nur noch bei nachgewiesener Meldung des

Abbruchs an das Statistische Bundesamt mit

den Kassen abrechnen dÄrfen; der Zwang,

ÉumgehendÑ Beratung zu gewÅhren, kÜnnte

manche Pro Familia-Stelle in Verlegenheit

bringen, die nicht tÅglich geÜffnet hat.

Die im Herbst 1988 vom Bundesfamilien-

ministerium vorgelegte dritte, verschÅrfte

Fassung des Gesetzentwurfes wurde von

den fÄnf nordrheinwestfÅlischen BischÜfen

durch ihr Katholisches BÄro als zu lasch ab-

gelehnt: Augustinus Henckel-Donners-

marck sprach von Éflagranter Verletzung

der RechtsstaatlichkeitÑ. Mit seinem marki-

gen Donnern stieÖ er ins Horn der ÉLebens-

schÄtzerÑ und ÉChristdemokraten fÄr das

LebenÑ.

Die PrÅsidentin der schleswig-holsteini-

schen ärtzekammer, Retzlaff, kritisierte,

daÖ Datenschutz und IntimsphÅre der Pa-

tientinnen und die Schweigepflicht der ärz-

tinnen und ärzte eher gefÅhrdet als ge-

schÄtzt wÄrden. Theo Waigel von der CSU

lehnte den Gesetzentwurf als nicht weitge-

hend genug ab und hÅlt die derzeitige Rege-

lung fÄr besser (!). Frauenministerin Lehr

meint, daÖ noch viel sorgfÅltige Vorarbeit

notwendig sei.

Der morderaten Rita SÄÖmuth verhalf die

Debatte zum beruflichen Fortkommen,

nachdem sie zwischen die Fronten der Chri-

sten geraten war. Sie hatte damals als zu-

stÅndige Familienministerin nur widerwillig

die FederfÄhrung Äber die Verhandlungen

Äbernommen und konnte - von dieser Rolle

als BundestagsprÅsidentin heute befreit-im

Februar 1989 endlich entschieden ÅuÖern,

daÖ sie jede Verschlechterung der geltenden

Bedingungen fÄr die Frauen auf das schÅrf-

ste ablehne.

Beim Parteitag der CSU im Februar 1989

haben die Falken die Tauben besiegt und

setzten sich mit der Forderung durch, die In-

dikationenregelung beim Bundesverfas-

sungsgericht ÄberprÄfen zu lassen und zum

wiederholten Mal die Krankenkassenfinan-

zierung zu attackieren. Die Gegnerinnen

und Gegner des Beratungsgesetzes in der

FDP frohlockten gleich, das mache ja den

Gesetzentwurf hinfÅllig, Besorgnis auch in

den eigenen Reihen: Der SchuÖ kÜnnte

nach hinten losgehen.
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Der moralische Druck, die Angst- und Pa-

nikmache sind bereits in dem Urteil des

Bundesverfassungsgerichtes von 1976 vor-

angelegt. Dessen Anweisung, das Strafrecht

als letztes Mittel nach Verbesserung von

flankierenden MaÖnahmen einzusetzen,

entfiel im Lauf der Zeit; statt dessen schrei-

tet der Sozialabbau fort. Ein Werbefeldzug

ÉMit Kindern lebenÑ steht etwa den Baden-

WÄrttembergern ins Haus: FÄr sechs Millio-

nen Mark soll fÄr den ÉSchutz ungeborener

KinderÑ geworben werden, als handele es

sich um Waschpulver oder Oberhemden.

Auswirkungen aufdie Beratung

Die Auswirkungen sind in der Schwanger-

schaftskonfliktberatung deutlich zu spÄren:

Die Frauen werden immer Ångstlicher, die

Beraterinnen oder Berater vorsichtiger.

SchuldgefÄhle werden von auÖen einge-

impft und Ç wenn sie in Form von psychi-

schen oder physischen Problemen nach dem

Abbruch Wirkung zeigen - als gott- oder na-

turgegeben oder vom UnbewuÖten gesteu-

ert deklariert. Ein EinfluÖ auf die Abbruch-

zahlen hingegen ist bislang nicht festzustel-

len.

Die Verrechtlichung des gesellschaftli-

chen oder psychologischen Problems unge-

planter Schwangerschaft wird hemmungslos

fÄr Politik miÖbraucht, doch gerade bei der

Justiz sind die Gegnerinnen und Gegner im-

mer wieder gescheitert. Schon 1984 lehnte

das Bundesverfassungsgericht die Klage der

ÉNeuen BildpostÑ auf Unterlassung von

Krankenkassenfinanzierung von AbbrÄ-

chen ab. Die Lohnfortzahlung bei Krank-

heit nach Abbruch ist rechtens, und das

Benda-Gutachten stellte 1988 die LegalitÅt

der GieÖener Abbruchklinik Pro Familia

fest. Im November 1988 stellte das Verwal-

tungsgericht Freiburg den kommunalen Fi-

nanzierungszuschuÖ fÄr die Pro Familia si-

cher und untersagte den Kreis- und Kommu-

nalparlamenten die politische EinschÅtzung

der TrÅger der Beratungsstellen als Ausles-

einstrument fÄr ZuschÄsse.

Seit 1987 ist eine deutliche Zunahme von

Klagen gegen und Verurteilungen von ein-

zelnen Personen zu verzeichnen: in Celle,

wo das Amtsgericht einer minderjÅhrigen

Schwangeren die Abtreibung verbot (die

junge Frau verschwand daraufhin); in NÄrn-

berg und Memmingen wurden ärzte ange-

klagt, gegen andere wird wegen Indikations-

stellung ermittelt, Frauen wurden in Mem-

mingen gleich massenhaft zu Geldstrafen

verurteilt, ihre Partner wegen Beihilfe be-

langt. Ermittlungen gegen weitere ärzte

laufen. Eine Reihe der Unterzeichnerinnen

und Unterzeichner des Stern-Aufrufes vom

Januar 1989, die sich zur DurchfÄhrung oder

Beteiligung an einem Schwangerschaftsab-

Ersatzlose Streichung

des $218!

Die Rechten haben sich verschÅtzt!

Denn der Widerstand gegen die Pro-

zesse gegen die Frauen und den Arzt

in Memmingen, die Ermittlungsver-

fahren in Rheinland-Pfalz, Anzeigen

gegen Politikerinnen, die Üffentlich

bekennen, daÖ sie abgetrieben haben,

die Entlassung eines Arztes in Bo-

chum wird immer breiter. Wo direkte

Repression nicht zieht, muÖ ideologi-

sche Angstmache her. Aber selbst dies

scheint nicht zu funktionieren!

Dies zeigt auch das Ergebnis einer

Unterschriftenaktion fÄr die ersatz-

lose Streichung des $218 und gegen

das geplante Beratungsgesetz des bun-

desweiten FrauenbÄndnisses àFrauen

begehren Selbstbestimmungâ. 30.000

Frauen und MÅnner aus autonomen

Frauengruppen, Gewerkschaften,

Parteien, VerbÅnden wurden Rita

SÄÖmuth im Auftrag an alle Parlamen-

tarier und Parlamentarierinnen vor

die TÄr gerollt. Damit wurde optisch

deutlich, daÖ die Unterzeichnerinnen

mehr sind als nur ein Stapel Papier.

Auch die Selbstbezichtigungs-Kam-

pagne der Stern-Journalistinnen und

die hoffentlich groÖe Demonstration

am 25. Februar Ç dem 14. Jahrestag

des Urteils des Bundesverfassungsge-

richtes - in Memmingen wird dies zei-

gen.

Es ist nunmal eine Tatsache: Frauen

werden kontrolliert und kriminali-

siert, solange es den FrauenhaÖ-$218

gibt!

Frauenbegehren Selbstbestim-

mung, c/o Christa Merkel, ZÄlpicher

Str. 85, 5000 KÜln 41, Tel. 0221/

427352 0. 7393736

bruch bekannt hatten, erhielten Post vom

Staatsanwalt Ç wie vor ihnen schon Jutta

Ditfurth. Sie sollen die RechtsmÅÖigkeit ih-

rer AbbrÄche nachweisen! Ein Arzt in Bo-

chum hat seinen Arbeitsplatz verloren.

Sollen wir die Curette an den Nagel hÅn-

gen, die Fahrten nach Holland wieder orga-

nisieren?

Frauenkoalitionen

Erfreulicherweise gibt es ein breites Wi-

derstandsbÄndnis, das auch von der èffent-

lichkeit stark beachtet wird, wie die Demon-

stration von Memmingen bewiesen hat. Und

etwas ganz Neues ist in dem langen Kampf

gegen den UnglÄcksparagraphen zu ver-

zeichnen: Frauenkoalitionen. 1984 hinder-

ten die weiblichen Abgeordneten von CDU

und CSU vierundsiebzig mÅnnliche Frak-

tionskollegen, einen Antrag auf änderung

der Reichsversicherungsordnung einzubrin-

gen, durch die die Krankenkassenfinanzie-

rung von SchwangerschaftsabbrÄchen nach

der Notlagenindikation ÉgekipptÑ werden

sollte. Ein Jahr spÅter hinderten in Rhein-

land-Pfalz sechs der sieben weiblichen

CDU-Abgeordneten ihre Fraktion an einer

Normenkontrollklage beim Bundesverfas-

sungsgericht zum selben Thema. Nach der

diesjÅhrigen KlageankÄndigung der CSU

formierte sich im Norden Widerstand - die

Parlamentarierinnen der SPD, FDP, GAL

und CDU in Hamburg wollen einen Protest

an Frau Lehr gegen die AushÜhlung des

$218 formulieren. Es gab eine VorlÅufer-

Aktion der weiblichen Senatsmitglieder in

Hamburg und der vier schleswig-holsteini-

schen Ministerinnen gegen das geplante

Bundesberatungsgesetz.

Klare Aussagen oder BeschlÄsse gegen

ein Beratungsgesetz lieÖen auch der Deut-

sche ärztinnenbund, Irmgard BlÅttel

(CDU) vom Bundesvorstand des DGB, der

Deutsche Juristinnenbund und - frau hÜre

und staune - auch die Arbeitsgemeinschaft

berufstÅtiger Frauen der CDU-Sozialaus-

schÄsse vernehmen. In dem BÄndnis

ÉFrauen begehren SelbstbestimmungÑ, das

fÄr die Streichung des $218 eintritt, arbeiten

seite mehreren Jahren Frauen aus politi-

schen Parteien, Frauenzentren, Asten,

Frauen aus der Humanistischen Union und

der Pro Familia zusammen. Im Februar

1989 konnten sie 30.000 gesammelte Unter-

schriften in Bonn abgeben. Und die Frauen

finden UnterstÄtzung bei den MÅnnern: in

der Deutschen Angestelltengewerkschaft,

der GEW, der Arbeiterwohlfahrt.

FÄr die Streichung des $218 StGB

Die Forderung nach ersatzloser Strei-

chung des $218 aus dem Strafgesetzbuch

wurde immer lauter, nachdem die Reform

von 1976 gescheitert war. Die Kriminalisie-

rung von Frauen, ihren Partnern und ärzten

hatte nicht nur nicht aufgehÜrt, sondern zu-

genommen. Inzwischen haben qualifizierte

Juristinnen und Juristen festgestellt, daÖ alle

denkbaren StraftatbestÅnde im Zusammen-

hang mit Abtreibungen durch andere Para-

graphen bereits strafbewehrt sind. So wÅre

etwa der Abbruch gegen den Willen der

Frau - in Narkose vorstellbar Ç als KÜrper-

verletzung auch ohne $218 strafbar. Ein ei-

gener Straftatbestand hat nichts im Strafge-

setzbuch zu suchen; sein Vorhandensein ist

nicht juristisch begrÄndbar, sondern aus-

schlieÖlich moralisch und bevÜlkerungspoli-

tisch.
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Der HilfsbedÄrftigkeit von schwangeren

Frauen ist genauso Rechnung zu tragen wie

der Not von SelbstmordgefÅhrdeten: Es sind

die freiwilligen BeratungsmÜglichkeiten bei

Lebensberatungsstellen sicherzustellen,

auch ihre Finanzierung ist zu sichern: ein So-

zialstaatsprinzip, kein Strafrechtsgegen-

stand. -

Immer mehr Organisationen haben das in

letzter Zeit erkannt. FÄr die Streichung des

$218 setzen sich die Gewerkschaften èTV

und IG Metall ein, ebenso die SPD Berlin,

die Deutsche Gesellschaft fÄr Sexualfor-

schung, Pro Familia und die Humanistische

Union.

Die sich verschÅrfende Polarisierung zeigt

andererseits jedoch auch Wirkung der zahl-

reichen PropagandafeldzÄge der Abtrei-

bungsgegnerinnen und -gegner. Die Schere

im Kopf der (eigentlich doch fortschrittli-

chen) Menschen - unter ihnen sogar KÅm-

pferinnen und KÅmpfer gegen den $218- ist

unÄbersehbar. PlÜtzlich tut frau sich schwer

mit Wendungen wie ÉWeg mit dem $218Ñ

oder ÉMein Bauch gehÜrt mirÑ, dem Slogan

der siebziger Jahre. ÉAbtreibungÑ darf man

eigentlich auch nicht mehr sagen, und wer

die Éersatzlose StreichungÑ fordert, gerÅt

gelegentlich in den Ruch der Anarchie. Es

grassiert der ÉSchutz des ungeborenen Le-

bensÑ, ein deutsch-katholisches und frauen-

feindliches Gedankengut. In der SPD ist der

Begriff inzwischen gang und gÅbe, zu lesen

bei Herta DÅubler-Gmelin in einer Bro-

schÄre zum zehnjÅhrigen ÉJubilÅumÑ der

Reform des $218, die auf 34 Seiten, 16 Fotos

mit Kleinkindern oder Teilen von Kleinkin-

dern (!) enthÅlt.

Politik fÄr das Leben?

Wovon lenkt die vorgebliche Sorge fÄr die

Embryonen ab, wieso wird die unertrÅgliche

Einmischung in Privatestes so weithin tole-

riert? Woher beziehen die Eiferer ihre Ho-

norare, ihre enormen finanziellen Mittel

und ihren politischen EinfluÖ? Sicherlich,

der FrauenhaÖ hat immer schon erfinderisch

gemacht.

Doch etwas historisch Neues gesellt sich

heute dazu: die Bedrohtheit unserer Um-

welt, wie sie totaler und existenzieller nie ge-

wesen ist. Die SchÅdigungen von Natur und

Menschheit durch Ükonomische und militÅ-

rische Bedingungen sind an so unvorstellbar

groÖe Mengen Geld und Macht gekoppelt,

daÖ sich die Interessierten eine Ablenkung

der Üffentlichen Aufmerksamkeit und die

Bindung von Engagement etwa durch die

Abtreibungsdebatte schon etwas kosten las-

sen.

Die Frankfurter Rundschau berichtete im

Februar dieses Jahres von der Bedrohung

der FortpflanzungsfÅhigkeit der Menschen

durch Umweltgifte. Blieben in den fÄnfziger

Jahren sieben bis acht Prozent aller Ehen wi-

der Willen kinderlos, liegt deren Anteil in

den Industrienationen heute bei 15 bis 20

Prozent. Bei drei Vierteln dieser Betroffe-

nen lÅÖt sich keine kÜrperliche Ursache fin-

den. Nachweisbar ist hingegen der schÅdli-

che EinfluÖ von Blei, Cadmium, Pflanzen-

schutzmitteln auf die Funktionen von Sa-

menfÅden und GebÅrmutter. Der Hambur-

ger Arzt Wilfried Karmaus vermutet, daÖ

immer mehr Institute fÄr Fortpflanzungsme-

dizin entstehen werden, anstatt die Arbeits-

und Lebensbedingungen zu verbessern.

Dies dient der Genforschung und belastet

die Krankenkasse statt Industrie oder Steu-

ersÅckel. Den etwa 83.500 jÅhrlich regi-

strierten SchwangerschaftsabbrÄchen steht

die enorme Zahl von 205.000 Fehlgeburten

gegenÄber, hiervon 20 bis 30 Prozent durch

Umweltgifte und gefÅhrliche Arbeitsstoffe

induziert, wie sie Anstreicher, BeschÅftigte

in Chemie-, Leder-, Gummi-, Textilbetrie-

ben, Schwerindustrie und Landwirtschaft

benutzen. Bei Menschen, die an besonders

belasteten ArbeitsplÅtzen beschÅftigt sind,

sind Fehlgeburten deutlich geringer Ç oder

es kommt gar nicht erst zur Schwanger-

schaft.

Elke KÄgler, 43

Jahre, Psychologin,

$218-und Sexualbera-

terin bei Autonomen

Frauen, Pro Familia

und Arbeiterwohl-
fahrt. Heute Psycholo-

gische Praxis in Hamn-
burg.

-ptn. Wiesbaden, 24. Februar. Die BischÜfe der hessischen DiÜzesen

Fulda, Limburg und Mainz haben sich gemeinsam nachdrÄcklich gegen
die Genehmigung der von Pro Familia in GieÖen geplanten Abtreibungs-

Ñ "ambulanz gewandt. Die BischÜfe Dyba (Fulda), Kamphaus (Limburg)
und Lehmann (Mainz) forderten am Freitag die hessische Landesregie-
rung auf, den Pro Familia-Antrag auf Zulassung einer Einrichtung, in der
"Sozialberatung und SchwangerschaftsabbrÄche unter einem Dach statt-

- finden sollen, nochë einmal zu ÄberprÄfen. Die Landesregierung hatte im
Dezember. den zustÅndigen RegierungsprÅsidenten angewiesen, die Ab-
treibungsambulanz in GieÖen zu genehmigen, nachdem sie aufgrund ei-
nes Gutachtens des ehemaligen VerfassungsgerichtsprÅsidenten Benda
zu der áberzeugung gelangt war, daÖ keine rechtliche MÜglichkeit be-
stehe, die Zulassung zu verweigern.
àIn ihrer Stellungnahme ÅuÖern die BischÜfe die áberzeugung, ÉdaÖ

eine Einrichtung, die durch die Struktur auf die TÜtung des ungeborenen
Kindes einer schwangeren Frau, die eine Notlage behauptet, program-
miert ist, vor dem in der Verfassung verankerten obersten

Rechtsgut des Lebensschutzes nicht bestehen kannÑ. Nach Ansicht der

verantwortbare EntscheidungÑ nicht aus. Sie fordern daher die Regie-

rung in Wiesbaden auf, inhaltlich zu ÄberprÄfen, ob Pro Familia als TrÅ-
ger der geplanten Einrichtung Éden Voraussetzungen entspricht, die un-

Dazu seië es notwendig, die VerÜffentlichungenvon Pro Familia, die Er-

schehen.

Kirche, daÖ es Énicht erlaubtist, die KinderiimMutterleibzutÜtenÑ. ÉBei

allem VerstÅndnis fÄr die NotlagevonàFrauenim EinzelfallÑ, dasinden

Einrichtungen der Kirche zur Beratung und Hilfe undim seelsorgeri-

áberzeugung der BischÜfe Édie TÜtungungeborenerKinderkein erlaub-

u ia
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Schweden im Jahre 1965: Der KÜnig ver-

fÄgt eine Amnestie fÄr zahlreiche Frauen,

die wegen Schwangerschaftsabbruch mit der

Justiz im Konflikt geraten waren. Der

Spruch des KÜnigs war das Ende der ÉPolen-

reise-AffaireÑ, die in Schweden heftige Kri-

tik ausgelÜst hatte: viele Frauen, die das Ge-

nehmigungsverfahren fÄr einen legalen Ab-

bruch scheuten, waren wegen des Eingriffs

nach Polen gefahren. Hilfe erhielten sie da-

bei durch Organisationen, die Reisedienste

und Vermittlung an polnische ärzte anbo-

ten.

Schweden hatte damals bereits eine Rege-

lung des Schwangerschaftsabbruchs, die der

heutigen in der BRD glich: Indikationen

durch berechtigte ärzte, AntrÅge auf Ab-

treibung wurden zu 70-90 Prozent geneh-

migt; in den sechziger Jahren war allerdings

die Bewilligungsquote auf 65 Prozent zu-

rÄckgegangen.

Die ÉPolenreise-AffaireÑ entfachte eine

heftige und anhaltende Debatte in der Be-

vÜlkerung - hatte doch gerade der Justizmi-

nister eine Kommission eingesetzt, die eine

sollte.

Zehn Jahre spÅter verabschiedete das

schwedische Parlament eines der liberalsten

Schwangerschaftsabbruchsgesetze der

Welt.

RumÅnien im Jahre 1966: Die Regierung

verbietet strikt den Schwangerschaftsab-

bruch und den Verkauf und Gebrauch von

VerhÄtungsmitteln. Seit 1957 konnten

Frauen in RumÅnien auf eigenen Wunsch

eine ungewollte Schwangerschaft beenden

lassen. Mit der WiedereinfÄhrung des straf-

rechtlichen Verbots sollte die stark gesun-

kene Geburtenrate angehoben werden. Das

gelingt auch tatsÅchlich - fÄr knapp drei

Jahre werden zwei- bis dreimal so viele Kin-

der geboren wie vor 1966. Danach sinkt die

Geburtenzahl wieder schnell auf das alte Ni-

veau. Der Preis des Experiments: die Zahl

der Frauen, die in der Folge eines Abbruchs

sterben, schnellt in die HÜhe und bleibt bis

in die achtziger Jahre auf einem fÄnf- bis sie-

benfachen Niveau.

Diese Entwicklung ist ein Hinweis dafÄr,

daÖ die alten Wege der illegalen Abtreibung

nach drei Jahren wieder voll installiert wa-

ren - mit allen bekannten Folgen: spÅte Ab-

brÄche, unsachgemÅÖe Eingriffe, Laienab-

treibungen, Selbstabtreibungen mit dubio-

sen und lebensgefÅhrlichen Mitteln.

Schweden und RumÅnien Ç exemplari-

sche Beispiele fÄr den grundverschiedenen

Umgang mit einem Problem, das es schon

immer gegeben hat, das weltweit verbreitet

ist und auch in Zukunft nicht verschwinden

wird: ungewollte Schwangerschaft. Beide

LÅnder verzeichnen sinkende Geburtenra-

ten, sind nicht katholisch dominiert, verfÄ-

gen Äber ein staatliches Gesundheitswesen

und sind als kinderfreundlich bekannt.

Schweden allerdings als reiches, entwickel-

tes Land, wÅhrend RumÅnien bitterarm ist

und eigentlich Entwicklungshilfe bekom-

men mÄÖte.

Der Wille der Frau

ist entscheidend

Seit 1975 ist nun in Schweden die Abtrei-

bungsstrafe abgeschafft. Die Frau allein ent-

scheidet Äber den Ausgang einer ungewoll-
ten Schwangerschaft, sie hat einen gesetzli-

chen Anspruch auf sachgerechte medizini-
sche Hilfe. Ein Arzt macht sich sogar straf-
bar, wenn er einen Abbruch verzÜgert.

Nach der 18. Schwangerschaftswoche muÖ
eine behÜrdliche Genehmigung zum Ab-
bruch vorliegen, nach der 24. Woche kann
ein Abbruch nur genehmigt werden, wenn
das Austragen der Schwangerschaft das Le-
ben der Frau gefÅhrdet.

Beratung ist freiwillig; sie wird von drei-

Big Prozent der Frauen vor der 12. Woche

und von fÄnfzig Prozent zwischen der 12.

und 18. Woche in Anspruch genommen. 95

Prozent aller AbbrÄche werden vor der 12.

Woche mit der schonenden Absaugmethode

ambulant vorgenommen. Die Anzahl der

AbbrÄche bleibt seit der Reform etwas sta-

bil: 33000 bei einer Einwohnerzahl von 8,3

Millionen und einer (weiter sinkenden) Ge-

burtenzahl von 93000 jÅhrlich. Man rechnet

damit, daÖ wohl jede zweite Frau einmal in

ihrem Leben einen Abbruch haben wird.

AufklÅrung und Beratung Äber SexualitÅt

und VerhÄtung von klein auf sorgen dafÄr,

daÖ die Zahl der AbbrÄche von sehr jungen

Frauen niedriger liegt als in anderen LÅn-

dern. Seit der Liberalisierang des Schwan-

gerschaftsabbruchs gibt es keine KindstÜ-
tung mehr in Schweden.

BevÜlkerungspolitik auf

Kosten der Frauen

Das Beispiel RumÅniens bestÅtigt eine

altbekannte Erkenntnis der Familienplaner

und BevÜlkerungspolitiker: Kindersegen

lÅÖt sich nicht erzwingen Ç Abtreibungen

lassen sich nicht verbieten. Wo strenge Ge-

setze und áberwachung herrschen, wird il-

legal und damit gefÅhrlich fÄr die Frau abge-

trieben. Seit 1966 muÖ eine Kommission

Äber das Vorliegen einer Indikation zum

Abbruch befinden; ihr gehÜren an: Fach-

Årzte, ein Verwaltungsvertreter, ein Partei-

vertreter, ein Gerichtsmediziner, ein Staats-

anwalt. Neben medizinischen, eugenischen

und kriminologischen GrÄnden kann die

Frau auch soziale geltend machen, nÅmlich

wenn sie mindestens fÄnf Kinder geboren

hat und diese von ihr selbst im Haushalt ver-

sorgt werden oder wenn sie wegen kÜrperli-

cher oder geistiger InvaliditÅt nicht in der

Lage ist, das neue Kind zu versorgen. Ein

strenges System von persÜnlicher áberwa-

chung der Frauen und Meldepflicht fÄr die

ärzte soll die Einhaltung der Gesetze kon-

trollieren; dennoch wird davon ausgegan-

gen, daÖ jedes Jahr neben den rund 400000

genehmigten AbbrÄchen etwa ebensoviele

illegale Eingriffe vorgenommen werden -

bei einer BevÜlkerung von 23 Millionen und

einer Geburtenzahl von 270000 pro Jahr.

Mit den illegalen Eingriffen ist eine Reihe

von negativen Folgen fÄr die Frauen verbun-

den: die Zahl der FrÄhgeburten und die

MÄttersterblichkeit verdoppelte sich. Aus

dem steilen Anstieg der Sterblichkeit infolge

illegaler Abtreibungen ist die KriminalitÅt

angestiegen: nach Diebstahl nehmen die

Delikte im Zusammenhang mit Schwanger-

schaftsabbruch den zweiten Platz in der Kri-

minalstatistik ein.

RumÅnien befindet sich in einem Di-

lemma: es kÜnnte die Zahl der Abtreibun-

gen - der legalen wie der illegalen - drastisch

senken, wenn es VerhÄtungsmittel zulassen

wÄrde. Gleichzeitig wÄrde das aber zu einer

weiteren Abnahme der Geburtenzahl fÄh-

ren. Und das widersprÅche dem erklÅrten

Ziel der StaatsfÄhrung.
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Liberalisierung und

katholische Gegenwehr

Schweden dagegen hatte trotz sinkender

Geburtenziffern keine bevÜlkerungspoliti-

schen Ziele, als man entschied, daÖ allein

das Selbstbestimmungsrecht der Frau Äber

ihren KÜrper und ihre Fortpflanzung bei der

Abtreibung gelten soll - und die Gesundheit

der Frau. Die Schweden sehen in der legalen

Abtreibung nicht etwa eine Alternative zur

EmpfÅngnis- und ZeugungsverhÄtung, son-

dern vielmehr eine Alternative zu ungewoll-

ten Kindern und illegaler, gefÅhrlicher Ab-

treibung.

Die Anzahl der Geburten hatte sich in fast

allen entwickelten LÅndern seit Anfang des

Jahrhunderts verringert; eine drastische Ab-

nahme erfolgte dann noch einmal ab 1965,

als ÉPillenknickÑ bekanntgeworden. Die

Reform der Abtreibungsgesetzgebung lag in

allen LÅndern spÅter: England Ç 1967, DÅ-

nemark Ç 1970, USA - 1973, Frankreich,

èsterreich, Schweden - 1975, BRD - 1976,

Italien Ç 1978. Sinkende Geburtenzahlen

Im Dezember 1988 meldete die Deutsche

Presseagentur, daÖ das Institut fÄr Demos-

kopie Allensbach neue Umfrageergebnisse

Äber die Einstellung der Bundesdeutschen

zum Schwangerschaftsabbruch vorgelegt

habe. Die Zahl der BefÄrworter eines Rech-

tes auf Abtreibung seit von 1983 bis 1988 von

30 Prozent auf 22 Prozent der Befragten ge-

fallen; bei den Frauen sei dieses Ergebnis
krasser ausgefallen als bei den MÅnnern:

1983 seien es 28 Prozent gewesen, 1988 nur
noch 19 Prozent gegenÄber 24 Prozent bei

den MÅnnern. Vor allem die jÄngere Gene-
ration habe sich verschÅrft gegen eine gene-

relle Freigabe, jedoch fÄr eine Wiederein-

fÄhrung der alleinigen medizinischen Indi-

kation ausgesprochen (1983: 31 Prozent,

1988: 39 Prozent).

Man ist leicht geneigt, Frau Professor

Noelle-Neumann zu glauben und die Zahlen

als Resultat von ÉLebensschÄtzerÑ-Hetze zu

akzeptieren. Wenn man sich jedoch die Éal-

lensbacher berichte 1988/Nr. 30Ñ mit dem

Titel ÉSchwangerschaftsabbruch - Das Pro-

blembewuÖtsein in der BevÜlkerung ist grÜ-

waren also nicht die Folge der liberalisierten

Abitreibungsbestimmungen sondern gingen

mit AufklÅrung, VerhÄtung und änderung

der Sexualmoral einher.

Nur Irland, Belgien und die Schweiz ha-

ben sich in Europa dem internationalen

Trend nicht angeschlossen. In der Schweiz

wurde 1977 durch Volksabstimmung eine

Fristenregelung abgelehnt; wie in Belgien

hat sich dort in der Praxis allerdings ein Ver-

fahren eingespielt, das - Åhnlich wie in der

BRD - den Frauen ermÜglicht, unter be-

stimmten Bedingungen einen legalen Ab-

bruch unter ertrÅglichen medizinischen Um-

stÅnden zu erhalten. Allerdings gibt es, wie

inder BRD, krasse regionale Unterschiede.

Irland bildet eine Ausnahme: Abtreibung

ist unter keinen UmstÅnden erlaubt, das

ÉRecht des Ungeborenen auf LebenÑ ist seit

1983 in der Verfassung verankert. VerhÄ-

tung war bis 1980 generell verboten, seitdem

erhalten Ehepaare, wenn der Arzt sie fÄr

moralisch verlÅÖlich hÅlt, VerhÄtungsmittel

verschrieben. Frauen, die einen Abbruch

brauchen, fahren nach England: die dorti-

Ber gewordenÑ nÅher ansieht, stellt sich

diese sogenannte reprÅsentative Umfrage

als tendenziÜs und schlampig gemacht her-

aus, was hier an wenigen Beispielen exem-

plarisch belegt werden soll.

Der Bericht besteht aus einem vierzigzei-

ligen einleitenden Text, in dem ein gesell-

schaftspolitischer Hintergrund des $218

StGB und der Bezug zu der Untersuchung

hergestellt werden soll, und einem kommen-

tierten Fragen- und Tabellenteil.

Zu Beginn der Einleitung ist von jÅhrlich

200000 geschÅtzten Abtreibungen in der

BRD die Rede, einer Zahl, die nur ganz we-

nigen Menschen (8 Prozent) gegenwÅrtig

ren in der BevÜlkerung ein wachsendes Un-

behagen gegenÄber der verbreiteten Abtrei-

bungspraxis erkennen, die zu einer derart

hohen Zahl gefÄhrt hat.Ñ (allersbacher be-

richte 1988/Nr. 30)

Der letzte Satz wird als das Ergebnis

der vorliegenden Untersuchung, die Éim er-

sten Halbjahr 1988Ñ durchgefÄhrt worden

sei, deklariert. Der Satz als Ganzes bleibt

gen Frauengruppen haben einen speziellen

Service fÄr irische Frauen eingerichtet.

Diese und viele andere Informationen
stammen aus Albin Esers und Hans-Georg

Kochs umfangreichem Werk ÉSchwanger-

schaftsabbruch im internationalen Ver-
gleich. Rechtliche Regelungen - Soziale
Randbedingungen Ç Empirische Grundda-
tenÑ, Baden-Baden 1988. áber 1700 Seiten
Material kÜnnten einen eigentlich entmuti-
gen. Die mehr als 20 LÅnderberichte bieten
aber selbst fÄr informierte Leserinnen und
Leser so viel Neues und teilweise Aufregen-
des, daÖ ich die LektÄre dringend empfehle.

Da die Studie gut gegliedert ist, ist es mÜg-
lich, die Fragen, die einen nicht so brennend

interessieren, einfach zu Äberfliegen.

Manchmal ist Rechtsdogmatisches fÄr Laien

schwer verstÅndlich, manchmal wÄrde man

gern mehr Äber die praktischen Regelungen

und deren Auswirkungen erfahren. Den-

noch, einzelne LÅnderberichte lesen sich

wie Krimis. 2

Renate Sadrozinski

Allensbach

unverstÅndlich. Belege fÄr die Zahlen feh-

len, und Éderart hochÑ kann eine Zahl von

200000 AbbrÄchen im Vergleich zum euro-

pÅischen Ausland und zu frÄheren SchÅt-

zungen in Deutschland nicht ohne weiteres

genannt werden. Der Untersuchungszeit-

raum Éerstes Halbjahr 1988Ñ entpuppt sich

auf Seite 13 des Berichts als drei Wochen

zwischen dem 30. 12. 1987 und dem 26. 1.

1988 - ábrigens Nachweihnachtszeit - Zu-

fall?

Der Gesetzgeber habe Schwangerschafts-

abbrÄche Éunter bestimmten medizinischen

oder sozialen Voraussetzungen straffrei ge-

setztÑ heiÖt esauf Seite 1 und gleich nochmal

sinngemÅÖ auf Seite 2. Falsch! Der Abbruch

bleibt verboten, solange nicht einer von-

vier IndikationsgrÄnden bescheinigt und

die soziale und medizinischen Beratung

durchgefÄhrt worden sind, und mit den Éso-

zialenÑ Voraussetzungen sind sicherlich die

Notlagen gemeint. Und Äberhaupt kÜnnen

nicht ÉSchwangerschaftsabbrÄcheÑ bestraft

oder Éstraffrei gesetztÑ werden, sondern

hÜchstens die an ihm beteiligten Leute. é
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Reichlich die Rede ist von ÉUnbehagenÑ Ç

gleich dreimal:- Éin der BevÜlkerungÑ, Éauf
allen SeitenÑ, Éder FrauenÑ. NÅher begrÄn-

det oder erklÅrt wird das allerdings nicht.

Zwischen 1983 und 1988 wurden jÅhrlich

2156 Personen fÄnf Fragen gestellt. Bei der

ersten Frage muÖte einer von drei Meinun-

gen zugestimmt werden: daÖ der Schwan-

gerschaftsabbruch in den ersten drei Mona-

ten erlaubt oder wieder ganz verboten wer-

den solle oder É.... nurin ganz bestimmten

FÅllen... , z.B., wenn die ärzte es emp-

fehlen, oder wenn schlechte soziale VerhÅlt-

nisse vorliegen oder sonst aus zwingenden

GrÄndenÑ. FÄr Freigabe in den ersten drei

Monaten sprachen sich 1983 27 Prozent der

Befragten aus, 1988 22 Prozent; das Verbot

wollen heute etwa gleich viele Befragten wie

damals Ç was nicht weiter erwÅhnt wird! Ç

und dem Zitat stimmten 1973 55 Prozent zu,

1988 dagegen 61 Prozent.

Es wird im Text darauf nicht hingewiesen

und auch nicht deutlich, aber so interpre-

tiert, daÖ es sich um den Zustand von vor

1976, die Fristenregelung und die geltende

Indikationsregelung handeln soll. WÄrde

etwa nach den ÉPferdefÄÖenÑ der geltenden

Regelung gefragt, nÅmlich nach Zwangsbe-

ratung oder Bevormundung durch ärztin-

nen und ärzte fielen die Ergebnisse sicher-

lich anders aus. ÉWenn die ärzte es empfeh-

lenÑ ist eine suggestive Fragestellung Ç und

als solche fÄr Interviewer streng verboten Ç,

wenn die ärzte dagegen sind (daÖ es auch
ärztinnen gibt, bleibt unerwÅhnt).

Die nÅchste Frage sollte klÅren, ob der
Schwangerschaftsabbruch Éein medizini-
scher Eingriff wie jede andere Operation

auchÑ sei; 1983: 21 Prozent und 1988 15 Pro-
zent Zustimmung. ZunÅchst einmal ist eine
Abtreibung keine Operation, also ist die

Frage unsinnig. Weiterhin kann eine solche
Frage doch gar nicht bejaht werden, denn

die schlechte Behandlung von Frauen, die

politisch-moralische Propaganda, VorgÅnge
wie die in Memmingen verhindern ja ge-
rade, daÖ der Abbruch ein ganz normaler

medizinischer Eingriff wird!

Allensbach meint in der Abnahme der
Zustimmung Éwachsendes Problembe-

wuÖtseinÑ zu erkennen, ohne dies weiter zu
erlÅutern und ÄberlÅÖt uns unseren Assozia-

tionen mit der folgenden Frage: ÉWenn eine

Schwangerschaft in den ersten Monaten ab-

gebrochen wird: Wird da Ihrer Ansicht nach

ein Mensch getÜtet oder kann man das nicht

sagen?Ñ

Ist es Absicht oder Versehen, daÖ nicht
von drei oder fÄnf Monaten gesprochen wird

- schleicht sich da nicht die berÄhmt-berÄch-

tigte ÉAbtreibung im neunten MonatÑ ein?

Wie dem auch sei: am hÅufigsten mit ÉJa,
Mensch getÜtetÑ antworteten die 21-44jÅh-

rigen Frauen mit Kindern - wann, muÖ gera-

ten werden; eine Vergleichsuntersuchung

fehlt.

Teilweise entzieht sich die Studie der

die Befragten gesehen haben. Die Methodik

ist wenig beschrieben. Wurden Reihenfol-

geeffekte berÄcksichtigt und durch Varia-

tion nach dem Zufallsprinzip ausgeschaltet?

Ein Beispiel: Der sogenannte Trichteref-

fekte, nach dem die erste Antwortalterna-

tive weichenstellend ist, kÜnnte in der vier-

ten Frage eine Rolle spielen. Hier kommt
die restriktive Antwortversion zuerst: ÉJe-
der Schwangerschaftsabbruch bedeutet TÜ-
tung von ungeborenem Leben... Ñ; hier
soll die EinschrÅnkung auf die medizinische
Indikation angekreuzt werden. Die libera-
lere zweite Antwortalternative erfragt, obes
der Frau ÉgrundsÅtzlich freigestellt sein soll,
ob sie einen Schwangerschaftsabbruch vor-
nehmen lÅÖt... Ñ. Die Reaktionen sollen

eine Zunahme von 11 Prozent fÄr die Ein-

schrÅnkung auf die medizinische Indikation
anzeigen, eine Abnahme von 15 Prozent bei

der Freigabe. Hier habe es auch die in der

dpa-Meldung zitierten MeinungseinbrÄche

bei den jungen Leuten gegeben.
áber die Auswahl von É250 und 248 Inter-

viewernÑ Ç es gab zwei Teiluntersuchungen,

wieso? Ç, ihr Geschlecht und ihre eigene

Einstellung zum Schwangerschaftsabbruch
wird nichts ausgesagt. Wie wurden Befra-

gungseffekte wie Suggestion, Halo-Effekt

(ein in schwarzes Leder gekleideter Inter-

viewer erhÅlt andere Antworten als einer im
Nadelstreifen), Antworttendenzen etwa in

Richtung sozialer ErwÄnschtheit (bloÖ nicht
denn wer wollte schon Üffentlich einen lega-

len Schwangerschaftsabbruch fordern,

ie Dyba und Herodes

- ÉHorch, die Glocken hallen stumpf zusammenÑ. Dieses Wort aus

_der ÉKindermÜrderinÑ,einem Gedicht Schillers, mag Johannes Dyba

kennen. Vielleicht hat es ihn sogar mit angeregt, die Kirchenglocken

- lÅuten zu lassen. Zumindest hat er sich den Tag fÄr seine dumpfe
" Glockenaktion gezielt ausgesucht. Heute wurdenin den katholischen

"Kirchen die Kinder gesegnet, man beging den ÉTag der Unschuldigen

KinderÑ.

Den Ursprung erfahren wir in der Bibel vom Evangelisten Mat-

'thÅus: durch drei Sterndeuter, die sogenannten Heiligen Drei KÜnige,

hÜrte:KÜnig Herodesin Jerusalem von Jesus, dem neuen KÜnig der

; uden:Er sei inBethlehem geboren worden, Herodes bat die drei, das

"Kindzu suchen und ihm Meldung zu machen, damit auch er es anbete.

"Wirklichkeit aber sah er es als seinen Konkurrenten an und wollte

àtÜten. Die drei Sterndeuter erfuhren das im Traum, weshalb sie

ht zuHerodes zurÄckgingen. Als der das merkte, lieÖ er in Bethle-

emundder ganzen Umgebung alle Knaben bis zum Alter von zwei

ahren tÜten. Das sind die Unschuldigen Kinder, dessen Gedenken

Baàdiekatholische Kirche heute begeht. Und das Ereignis nennt man den

& Kindermord vonBethlehem.

ENa" FÄr Historiker undTheologen ist es umstritten, ob dieser Kinder-

>m wahren Kern zurÄckgeht. NatÄrlichweiÖ das der Fuldaer Bi-

'schof. "Umso'zweifelhafterist es,daÖ dieGeschichte ihm dazu dient,

undlautstark dieunzÅhligenDENunserer Tage als

"KindermÜrdanzuprangern. v

auffallen!) kontrolliert? Wurden sie Äber-
haupt berÄcksichtigt? In welcher Form und

fÄhle auf. Das weiÖ der RechtsauÖen der katholischen Bischofskonfe-
renz in der Bundesrepublik ebenfalls. Aber er mÄÖte auch wissen, daÖ
man aus sachlichen GrÄnden den Kindermord von Bethlehem mit der
Abtreibung von heute nicht gleichsetzen darf. Mord ist die vorsÅtzli-

che TÜtung eines Menschen aus niedrigen BeweggrÄnden. Doch
selbst katholische Theologen sagen: Wenn umstritten ist, ob es sich

beim Leben im Mutterleib von Anfang an um Kinder handelt und

wenn der katholische Standpunkt, wonach das so ist, nicht allgemein

anerkannt wird, dann ist es unerlaubt, denen, die anderer Meinung

sind, ein so schlimmes Kapitalverbrechen wie Mord vorzuwerfen.

Deshalb sind die Gleichsetzung und das TrauergelÅut des Bischofs

wohl kaum an Polemik zu Äberbieten. Die Abtreibung ist ein schwer-

wiegendes Problem. Aber der biblische KindesmÜrder Herodes taugt

nicht zum Vergleich. Wenn man die Legende schon auf unsere Zeit

anwenden will, dann hÜchstens so: Herodes wollte Jesus ermorden,

und zwar aus politischen und religiÜsen GrÄnden. Maria, Joseph und

das Kind konnten nach ägypten entkommen, wo sie Asyl erhielten.

Wie wÅre das eigentlich bei uns? HÅtte diese dreikÜpfige Asylanten-

Familie bei unseren restriktiven Bestimmungen Äberhaupt eine Ein-

reise-Erlaubnis erhalten? HÅtte man ihre GrÄnde als ausreichend an-

gesehen? Oder hÅtte man sie wieder zurÄckgeschickt, und wÅre das

Kind schlieÖlich doch ermordet worden? Mit solchen Fragen und ei-

ner Aktion gegen Folter und Mord, wovon selbst Kinder betroffen
Eid, halte der Bischof von FuldainsSchwarzeàgetroffen. !

i NRDvom 28.enPeter Hertel:
EN R IN
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wo fand die Befragung statt?

Falls es wirklich Meinungsentwicklungen

in den behaupteten Richtungen in der Be-

vÜlkerung gibt, bleiben sie nachzuweisen.

Die vorgelegte Allensbach-Befragung trÅgt

eher zu solchen Trends bei, als sie festzustel-

len; sie ist einseitig formuliert. Mit einer Ar-

logiestudentinnen und -studenten keinen

Statistikschein.

Laut Auskunft von Allensbach handelt es

sich nicht um eine Auftragsarbeit. Man fragt

sich unwillwillkÄrlich, ob das Institut denn

so ganz umsonst der CDU/CSU statistischen

Nahrung liefern mÜchte oder welcher Natur

Der Sache: die Frequenz von Schwanger-

schaftsabbrÄchen zu senken hat jedenfalls

eine solche VerÜffentlichung keinen Dienst

getan. Es Äberschreitet die Grenzen des Er-

trÅglichen, wenn ein Institut seinen klingen-

den Namen und die VerfÄhrbarkeit durch

Daten dazu einsetzt, frauenfeindliche Poli-

beit auf diesem Niveau bekommen Psycho-

>

Kaas Julia Becker

}
m 2 ,ÉAbbruchÑ ist ein praktisches Wort. Kurz und bÄndig. Man

"braucht nicht.extra zu erklÅren, was da abgebrochen wird, und

"doch weiÖ jeder Bescheid. ÉAbbruchÑ ist ehrlich, nicht beschÜni-

gend, lÅÖt aber auch keine Zweifel offen, keine Notwendigkeit,

"noch irgendetwas nÅher zu erklÅren, als es im Augenblick ertrÅg-

àlich erscheint. Keine Frage mehr, wennëfrau von ihrem ÉAbbruchÑ

redet. E

Ich habe mir angewÜhnt, ÉAbbruchÑ zu sagen. ÉUnterbre-

- chungÑ war mir zu beschÜnigend, freundlich, sauber, steril, eine

schÜne LÄge, aufdie ich selbst gern hereingefallen wÅre. Ich hÅtte

"å gerne meine Schwangerschaft ÉunterbrochenÑ, mit ihr ausgesetzt,

"um sie spÅter, wenn ich in besserer Situation leben wÄrde, wieder

"= fortzusetzen. Das Kind weiterwachsen zu lassen, das da in mir ent-

å stand, es zur Welt zubringen, imArm zuhalten, aufzuziehen. Den

"Sohn oder die Tochter, die ich in mir trug, Katharina oder Benja-

å min, undich bin weiÖ Gottfroh, daÖ bei derpathologischen Unter-

å suchung nicht ermittelt wurde, ob es sich um einen Sohn oder um

"eine Tochter gehandelt hat. Denn ich habe mir eine Tochter ge-

= wÄnscht (jetzt kann ichës ja sagen), ein kleines MÅdchen, wie ich

eins war, eine zukÄnftige Frau, die vielleicht auch einmal sschwan-

iger sein, so empfinden wÄrde, wie ich jetzt empfand. Mutter einer

Tochter werden, nachdem ich 22 Jahre lang Tochter einer Mutter

"gewesen bin. Doch damit ist es nun vorbei, SchluÖ, aus. Nur, daÖ

.es.halt noch irgendwie weh tut.

å ÉAbtreibungÑ hingegen war mir zufremd. Ich habe eine Abtrei-

ung hinter mir, seit mittlerweile 2 Ya Wochen, aber ich ringe noch

immer damit, mir dessen wirklich bewuÖt zu werden. Ich hatte nie

= mit.der MÜglichkeitgerechnet, in meinem Leben einmal abtreiben

lassen zu mÄssen, obwohl bei meiner laxen Art zu verhÄten nichts

wahrscheinlicher gewesen wÅre. Nicht einmal die Pille, die ich 1%

Jahre lang nahm, gab mir Sicherheit, denn ich vergaÖ sie regelmÅ-

Big, zum SchluÖjeden Monat einmal, und wenn ich den Vergesser

bemerkte, freute ich mich. Mein latenter Kinderwunsch. Kaum je

_ Mir eingestanden, wie sehr ich mir im Grunde ein Kind wÄnschte,

daÖ ich VerhÄtung als quÅlend empfand, fastjeden Monat aufdas

Ausbleiben der Blutung hoffte, mich schon schwanger fÄhlte,

schon trÅumte, PlÅne machte und dann pÄnktlich, jeden 30. Tag

enttÅuscht wurde. Soviele negative B-Tests, soviel enttÅuschte

"Hoffnung, wieder-zu-mir-kommen, KopfschÄtteln Äber mich

' selbst. Habe ich also abgeirieben. Das will erst mal verkraftet wer-

edden.:.

Also ÉAbbruchÑ. Zeitweise sprach ich auch von Émeiner Sa-

å cheÑ, innerhalb der Therapiegruppe reichte das auch. Jeder wuÖte,
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tik zu betreiben. Elke KÄgler

was gemeint war, daÖ ich von dem Eingriff sprach, zu dem ich

mich innerhalb von fÄnf Wochen durchgerungen hatte. FÄnfquÅ-

lenden Wochen, voll von Zweifeln, ängsten, TrÅumen, die die

ganze Gruppe mit einbezogen hatte. Wochen voller GesprÅche,

mit dem Therapeuten, mit Freunden aus der Gruppe, Menschen,

die mich schon lange und gut kannten und mit anderen, mit denen

nie soviel und so enger Kontakt gewesen war, bei denen ich jetzt

staunte, daÖ sie soviel Anteil an mir nahmen, ihnen daran lag, mit

mir Äber Édie SacheÑ in Austausch zu treten.

GesprÅche darÄber, wie ich mit einem Kind wÄrde leben kÜn-

nen, jung, alleinstehend, ohne abgeschlossene Ausbildung. áber-

legungen, warum ich so an ihmfesthielt, warum ich mir nicht bes-

sere Bedingungen schaffte, eine Lebenssituation, in der es Freude

machen wÄrde, ein Kind zur Welt zu bringen. GesprÅche darÄber,

wie ich einen Abbruch verkraften wÄrde, einen notgedrungenen.

Abschied von einem Kind, das ich gern behalten hÅtte. Anteil-

nahme, Besorgnis, Beistand, Ablehnung, MiÖbilligung, Neugier.

Die Blicke, die mir zuteil wurden, wenn ich irgendwo erschien.

Freunde, die sich zurÄckzogen, die meine ÉVerantwortungslosig-

keitÑ nicht mittragen wollten. Andere, die sich mir zuwandten, mir

UnterstÄtzung anboten, die ich gar nicht erwartet hÅtte. Die Welt

stand kopf.

Selten habe ich mich in meinem Leben so einsam gefÄhlt, wie in

jenen langen, kurzen Wochen meiner Schwangerschaft. Und selten

bin ich so im Blickpunkt gestanden. Ich war nicht verlassen. Aber

inmitten all der Beachtung, all des echten Interesses auch, das ich

hervorrief, hatte ich niemanden, an den ich mich hÅtte anlehnen

kÜnnen. Stand ich allein, mit der Notwendigkeit, eine Entschei-

dung zu treffen, deren Folgen fÄr mein spÅteres Leben ich nur

schwer voraussehen konnte.

Ich habe mich fÄr den Abbruch entschieden. Ich habe die Sache

hinter mich gebracht, und ich lebe noch. Damit hatte ich nicht un-

bedingt gerechnet. Nicht nur, weilich Angst vor Komplikationen,

Angst vor der Narkose hatte. Sondern eben auch, weil ich nicht

wuÖte, wie ich empfinden, wer ich sein wÄrde, nachher. Als Frau,

die es hinter sich hat. Die Zukunft wurde unausdenkbarfÄr mich,

fremd der Mensch, der ich sein wÄrde. Nun ist das unausdenkbare

Wirklichkeit geworden. Die Fremdheit wurde geboren.

Es ist nicht ganz leicht, damit zu leben. Vor allem ist es schwer

zu verstehen, warum so etwas sein muÖ. ÉSo etwasÑ. DaÖ WÄn-

sche, TrÅume und ungeborene Kinder sterben. DaÖ wir das, was in

unserem Innersten an Hoffnung entsteht, zerstÜren mÄssen, um

weiterzuleben. ÉRealitÅtÑ. Dagegen hilft eigentlich nur noch

Schreiben. (Aus: Im Zwiespalt der GefÄhle,
Verlagim Wind)
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Gerhard Amendt:

ÉDie bestrafte Ab-

treibung - Argu-

mente zum TÜtungs-

vorwurfÑ, IKARU,

1988, 139 Seiten,

DM 19,80.

Seit Mitte der siebziger Jahre fÅllt Ger-

hard Amendt durch VerÜffentlichungen

auf, welche die Ziele und die Auswirkungen

des $218 StGB analysieren und kommentie-

ren, und Édie Freigabe der Abtreibung als

eine Voraussetzung der privaten Lebenspla-

nung und einer SexualitÅt ohne gesellschaft-

lich erzwungene AngstÑ fordern. Durch pro-

vozierende VerÜffentlichungen ist Amendt

der Fachwelt und der allgemeinen èffent-

lichkeit ebenso bekannt wie durch die prak-

tischen Ergebnisse seiner Arbeit. Gerhard

Amendt war bis 1984 Vorsitzender des Lan-

desverbandes der Pro Familia Bremen und

Initiator des Beratungszentrums und des In-

stituts fÄr Familienplanung und Schwanger-

schaftsabbruch in Bremen, das demnÅchst

zehn Jahre Erfahrungen mit dem ambulan-

ten Schwangerschaftsabbruch in der Bun-

desrepublik dokumentieren kann. Amendt

weiÖ also aus beruflichem Engagement, wo-

von er in seinem neuesten Buch: ÉDie be-

strafte Abtreibung, Argumente zum TÜ-

tungsvorwurfÑ spricht.

Das erste Kapitel beginnt Amendt mit

den SÅtzen: ÉDie Abtreibung gehÜrt zum

Alltag der Menschen in allen Kulturen. Die

Motive, die sie veranlassen, sind mannigfal-

tig wie die Kulturen selbst. Sie sind tief in

Mythologien, Traditionen, Ükonomischen

Lebensbedingungen, GeschlechterverhÅlt-

nisse und Trauerritualen verankert.Ñ

In der Bundesrepublik trat im Juni 1976

die Indikationsregelung in Kraft. ÉDanach

ist die Abtreibung wie eh und je prinzipiell

verboten; im Sinne des Bundesverfassungs-

gerichtsurteils von 1975 ist sie eine TÜtungs-

handlung Ç aber: Wenn bestimmte Bedin-

gungen erfÄllt sind, darf abgetrieben werden

und - im Sinne des Gesetzes Ç getÜtet wer-

den.Ñ

Daraus folgend ist fÄr Amendt die ent-

scheidende Frage bei der augenblicklichen

Auseinandersetzung um den $218 und seine

erschwerte Handhabung durch das geplante

Beratungsgesetz die ÉgrundsÅtzliche Frage:

Ist Abtreibung TÜtung oder nicht?Ñ

Seiner Meinung nach haben sich weder

die BefÄrworter noch die Gegner der Ab-

treibung ausreichend mit dieser Kernfrage

auseinandergesetzt.

Als eine seiner wichtigsten Erkenntnisse

in der Abtreibungsfrage bezeichnet

Amendt, É... daÖdie individuelle Einstel-

lung - gleichgÄltig ob sie von einer bedeu-

tungslosen Privatperson oder einer bedeu-

tungsvollen Üffentlichen PersÜnlichkeit

kommt - immer zutiefst von einem persÜnli-

chen Lebensschicksal geprÅgt ist. Es sind

ausnahmslos persÜnliche Entscheidungen

und GefÄhle, die bei Gegnern wie BefÄr-

wortern eine Rolle spielen. Deshalb muÖ je-

der einzelne die Motive fÄr oder gegen die

Abtreibung fÄr sich selbst klÅren und jeder

sollte fÅhig sein, jedem anderen das Recht

einzurÅumen, nicht nur diese KlÅrung fÄr

sich selbst herbeizufÄhren, sondern auch

Äber die Konsequenzen entscheiden zu kÜn-

nen: nÅmlich eine Schwangerschaft auszu-

tragen oder abzutreiben - ohne jede Fremd-

bestimmung, allein aus Selbstverantwor-
tung!Ñ

Gerhard Amendt kritisiert in seinem
Buch den Versuch, die Frage nach dem Be-

ginn des Lebens von der Naturwissenschaft

entscheiden zu lassen. Argumente, die das

Zellteilungsstadium einer befruchteten Ei-

zelle schon Ç oder noch nicht Ç menschli-

chem Leben gleichsetzen, versuchen seiner

Meinung nach Menschliches und Tierisches

gleichzusetzen: ÉDiese begriffliche Gleich-

schaltung von àNaturâ ist Ausdruck mensch-

licher Not und EntfremdungÑ. Sie verleugne

die ÉSubjektivitÅt der FrauÑ, ihr VerhÅltnis

zu ihrer Schwangerschaft. Es hÅnge von der

SelbsteinschÅtzung der Frau ab und davon,

wie sie die ÅuÖeren und inneren Bedingun-

gen ihrer Lebenswelt beurteile, ob sie ÉAb-

treibung als ZerstÜrung eines kaulquappen-

Åhnlichen GewebesÑ, oder als ÉZerstÜrung

von Leben mit einem KindÑ, das sie eigent-

lich gewÄnscht hat, phantasiere. ÉOb die

Gesellschaft und der Staat diese Phantasie

fÄr richtig, moralisch oder unmoralisch oder

verwerflich halten, ist eine ÅuÖere SacheÑ.

Politikerinnen und Politiker, die an dieser

Tatsache. vorbeidenken, werden nach

Amendt mit einem Beratungsgesetz zum

Schutz des ungeborenen Lebens keine Ab-

treibung verhindern, zumal das Gesetz auch

keine AnlÅsse schafft, die komplexe Ent-

scheidung fÄr ein Kind materiell oder ideell

oder gesetzlich spÄrbar zu erleichtern.

Amendt fÄhrt in seinem Buch aus, wes-

halb er das Abbrechen einer Schwanger-

schaft fÄr eine ebenso weitreichende Gewis-

sensentscheidung hÅlt wie das Austragen

und GebÅren eines Kindes. Er gibt auch Er-
klÅrungen fÄr die entsetzte Reaktion der èf-

fentlichkeit auf die Forderung der GrÄnen,

den $218 ganz abzuschaffen. Amendt geht

auf den Umgang der politischen Macht mit

der Frau ein, und auch auf die Frage, warum

Frauen Gewissen und Kompetenz zu verant-

wortlicher EmpfÅngnisregelung, Geburt

und SexualitÅt abgesprochen wird.

Ein besonders spannendes Kapitel ist

Amendts Aufarbeitung der Denktradition

der katholischen Kirche und der ärzteschaft

zum $218 seit der Zeit des deutschen Fachis-

mus bis heute.

Treffend an Amendts Buch finde ich seine

soziologischen Beschreibungen und Analy-

sen. Nicht Äberzeugend finde ich seine psy-

choanalytischen ErklÅrungen menschlichen

Verhaltens und Verstehens, bei denen er auf

das èdipusmodell der Freudschen Weltsicht

zurÄckgreift. Hier widerspricht sich Amendt

selbst: einerseits plÅdiert er fÄr die Selbstbe-

stimmung der Frau in der Schwangerschaft,

wÅhrend er ihr andererseits das psychoana-

lytische PhÅnomen des èdipuskomplexes

unterstellt und sie damit wieder in die Rolle

als Befangene, als Patientin drÅngt. Amendt

schreibt zum Beispiel: ÉDie Tochter, die an-

ders wird als die Mutter, trennt sich unwi-

derruflich von ihr; sehr hÅufig geschieht das

mit der quÅlenden Phantasie, der Mutter

Gewalt anzutun. Die Ausschabung der Ge-

bÅrmutter hat die tiefe symbolische Bedeu-

tung der ZerstÜrung der eigenen GebÅr-

Mutter, eben jener, die die Tochter geboren

hat.Ñ

Derartige Unterstellungen empfinde ich

als einen ábergriff auf die WÄrde und die

Selbstverantwortung der Frau.

Ilse Scheinhardt

Hinweis

In der VerÜffentlichungsreihe der

Forschungsgruppe Gesundheitsrisi-

ken und PrÅventionspolitik, Wissen-

schaftszentrum Berlin, liegt jetzt eine

Studie ÉUngewollte Schwangerschaf-

ten trotz VerfÄgbarkeit wirksamer

AntikonzeptionÑ, verfaÖt von Frauke

Pingel, vor. Diese Studie, 50 Seiten,

Vorwort Rolf Rosenbrock, kann ko-

stenlos bestellt werden unter der

Adresse: Wissenschaftszentrum Ber-

lin, Reichpietschufer 50, 1000 Berlin

30, Tel. 030/25491-577.
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Neuerscheinungen

In dieser Rubrik teilt die Redaktion mit,

welche Neuerscheinungen ihr zugesandt wur-

den. Eine Beurteilung ist mit dem Abdruck

nicht verbunden.

Trude Unruh: Tatort Pflegeheim. Klar-

text Verlag, Essen 1988. 208 Seiten, 16,80

DM

Angelika-Martina Lebeus: Liebe auf den

zweiten Blick. Walter Verlag, Freiburg

1989. 263 Seiten, 32,- DM.

Norbert Kluge: Medien als SexualaufklÅrer.

Dipa Verlag, Frankfurt 1989. 120 Seiten,

18,- DM.

IDIS (Institut fÄr Dekomentation und Infor-

mation)

Frauen - eine Auswahl fÄr Dokumentation

und Information. 96 Seiten, 10,- DM bei

IDIS (Postfach 20 1012, 4800 Bielefeld.

Franz Nuscheler,.Hans-Martin GroÖe Ç Oe-

tringhaus: KinderhÅnde Ç Kinderarbeit in

der Dritten Welt. Signal Verlag, Baden-Ba-

den 1988. 224 Seiten, 32,-Ç DM.

E. BrÅhler, A. Mayer: Partnerschaft, Sexua-

litÅt, Fruchtbarkeit. Springer Verlag, Hei-

delberg 1988. 330 Seiten, 89,- DM.

Lydia Hauenschild: Wann trÅgt man als

Mutter schon SeidenstrÄmpfe. Gerd J.

Holtzmeyer Verlag, Braunschweig 1989.

128 Seiten, 19,80 DM.

Hans Biedermann: Medizynische Heul-

kunde. Jungjohann Verlag, Stuttgart 1988.

128 Seiten, 24,80 DM.

Dieter Strecker: Die Altenrepublik. Lucy

KÜrner Verlag, Fellbach 1988. 96 Seiten,

12,-DM.

Marianne Hodapp, Antje Kunstmann, Mar-

garete Minker (Hrsg.): Handbuch Frau.

Frauenbuchverlag, MÄnchen 1989. 352 Sei-

ten.

Monika Gerlingshoff, Herbert Backmund:

Magersucht. Trias Verlag, Stuttgart 1989.

134 Seiten, 24,80 DM.

Rolf Gindorf!Erwin J. Haeberle (Hrsg.): Se-

xualitÅten in unserer Gesellschaft. de Gruy-

ter Verlag, Berlin 1989. 256 Seiten, 128,-

DM.

Irmgard von der LÄhe: Eine Frau im Wider-

stand, Elisabeth von Thadden. Lax Verlag,

Hildesheim 1989. 160 Seiten, 19,80 DM.

Ruth GroÖmaÖ, Christiane Schmerl (Hrsg.):

Feministischer KompaÖ, patraichales Ge-

pÅck. Campus Verlag, Frankfurt 1989, 288
Seiten, 39,- DM.

Kaplan Omar: SexualitÅt im Islam. Verlag
Yvonne Lanmdeck, m. Frankfurt 1989. 164
Seiten. -

daher Ptereelihleri
n sofortigen ErmittlungsstopP,

Densnchuabbrichen / am 20er
jenzu Sch

Aktuelle BroschÄren

Zum ProzeÖ in Memmingen gibt es zahlreiche
aktuelle Publikationen. Wir stellen hier stellver-
tretend zwei vor:

Die ÉGrÄnenÑ Rheinland-Pfalz haben eine
BroschÄre unter dem Titel ÉDer ProzeÖ - Ein par-
teilicher BerichtÑ vorgelegt, der eine nahezu voll-

stÅndige chronologische Darstellung sowie eine
Sammlung von Stellungnahmen enthÅlt. Bestel-

lungen nehmen die GrÄnen in Rheinland-Pfalz

(KaiserstraÖe 29a, 6500 Mainz) entgegen.
Eine Information, die sich mit den juristischen

Aspekten beschÅftigt und zur Sensibilisierung mit
im Umgang mit dem Recht beitragen will, legt das
Komitee fÄr Grundrechte und Demokratie vor.
100 Exemplare kosten (gegen Vorauszahlung) 30
Mark und kÜnnen beim Komitee fÄr Grund-
rechte, Postfach 1250, 6124 Beerfelden, bestellt
werden.

An alle Haushaltungen!

BÄrgerinnen-

Information

zum Paragraphen 218

Strafgesetzbuch

Komitee fÄr Grundrechte und Demokratie
Postfach 1250, 6124 Beerfelden

ÉHaushaltshilfeÑ

Die Kosten einer Haushaltshilfe

kÜnnen bis zu 12000 DM jÅhrlich als

Sonderausgaben steuerlich geltend ge-

macht werden, wenn der Arbeitneh-

mer im Haushalt sozialversicherungs-

pflichtig beschÅftigt wird und im Haus-

halt ein SchwerpflegebedÄrftiger oder

bei Alleinstehenden ein Kind oder bei

Ehegatten zwei Kinder betreut wer-

den.

Diese GroÖzÄgigkeit des Steuerge-

setzgebers ist nicht mehr erklÅrlich.

Denn, wie gesagt, die Soziologie des

modernen Haushaltes kennt vielleicht

noch den Fensterputzer aus Neapel,

die Putzfrau aus der TÄrkei und den

Mann, der die TiefkÄhlkost fÄr die

Mikrowelle vorbeibringt. Die voll an-

gestellte Haushaltshilfe gibt es nur

noch in den oben dargestellten exclusi-

ven FÅllen, was natÄrlich mit der fi-

nanziellen LeistungsfÅhigkeit der Nor-

malhaushalte zusammenhÅngt: Eine

vollangestellte Haushaltshilfe muÖ

doch sicherlich ihre 2500 DM brutto

im Monat haben, muÖ sie doch

schwerste Arbeit mit der Betreuung

von Kranken und Kindern leisten. Sie

wird also dem Hausherrn einschlieÖ-

lich ArbeitgeberbeitrÅge zur Sozial-

versicherung, Lohnfortzahlung, 13.

Monatsgehalt, Urlaubsgeld und Ur-

laubs- und Krankheitsvertretung Äber

3500 DM im Monat kosten, das sind

42000 DM im Jahr. 42000 DM sind

aber ziemlich genau das Durch-

schnittseinkommen des Normalhaus-

haltes.

Die Frau mit zwei oder drei Kin-

dern, deren Mann in einem Automo-

bilwerk und die selbst als VerkÅuferin

im Warenhaus beschÅftigt ist, die viel-

leicht auch noch den kranken Schwie-

gervater zu versorgen hat, kann sich si-

cherlich keine Haushaltshilfe leisten,

obwohl sie vor allem eine brÅuchte.

Sie und ihr Mann werden aber mit ih-
ren Steuergroschen die Haushaltshilfe

der wenigen Leute mitfinanzieren, de-

ren Einkommen hoch genug ist, eine

solche Hilfe zu beschÅftigen, die aber

eben deshalb auch steuerlich _lei-

stungsfÅhig genug sind, diesen priva-

ten Aufwand selbst und ohne die Hilfe

anderer Steuerzahler finanzieren zu

kÜnnen.

(Aus: Handelsblatt,
23. MÅrz 1989)
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Zu: ÉSo schafft man sexuelle KrÄppelÑ
(pro familia magazin 1/89)

Als ehemaliger Strafgefangner - DDR

und BRD 1965-1969 - insges, 30 Monate

gem. $175a (!!) StGB spreche ich hier von

meinen subjektiven Erfahrungen im

Strafvollzug, die aber durchaus Ébeispielge-

bendÑ sein kÜnnten.

1. Wer rechtskrÅftig verurteilt ist und sich

im Strafvollzug befindet, sollte NIE-

MALS die Vollzugsbeamten als seine

ÉFeindeÑ ansehen. Man kann - ohne sich

anzubiedern, mit den Vollzugsbeamten

vÜllig ÉnormalÑ verkehren.

2. Es ist sogar mÜglich (selbst erlebt und er-

fahren in Brandenburg DDR) daÖ auf

diese Weise der V.-Beamte von dem

Strafgefangenen ein Bild bekommt, der

ihn in dem Strfg. den Égleichberechtigten

MitmenschenÑ erkennen lÅÖt.

3. Die sexuelle Frage sollte nicht Ç wie in

dem Artikel lesbar, so vulgÅr behandelt

werden. Die sex. ProblemlÜsung im

ÉKnastÑ gelingt am besten, wenn die

Grundlagen, die ich eben skizziert habe,

vorhanden sind. So hat man mich, der ich

verurteilt war wegen sogen. ÉUnzucht

mit MÅnnernÑ usw. in Brandsenburg (als

in der DDR noch der alte $175, 175a galt

- also 1966) zum sogen. ÉBadekalfaktorÑ

gemacht, wo ich den Baderaum zu sÅu-

bern hatte usw. und fast den ganzen Tag

Äber mit nackten MÅnnern - auch gele-

gentlich unter 4 Augen (!!) zusammen

war, ohne daÖ ich irgendwelche fÄr ho-

mos. Kontakte vorgesehene ÉHausstra-

fenÑ zu befÄrchten hatte.

Es zeigte sich auch im Vollzug der BRD,

daÖ man gelegentliche sex. Kontakte

trotz ÉNoch-ÑGÄltigkeit der $8 175, 175

telerierte, wenngleich durch die Äberwie-

gende Einzelzellenunterbringung die

KontaktmÜglichkeit nicht eben gut war.

4. Inwieweit ein Strafgefangener, egal, wie

lange er einsitzen muÖ, seine sexuellen

BedÄrfnisse in der Haft realisieren kann,

wie er mit den MÜglichkeiten zwischen-

menschlicher Beziehungen, die der heu-

tige Strafvollzug bieten kann, umzugehen

fÅhig ist, sollte doch kein Problem sein.

Vielmehr ist die Verrohung des sexuellen

Jargons und entsprechender ÉNonverba-

lismusÑ doch wohl darin begrÄndet, daÖ

der Inhaftierte Äberhaupt noch nicht fÅ-

hig war oder ist, dem andern Menschen

die persÜnliche Achtung entgegenzubrin-

gen, die er selber zu erhalten bean-

sprucht.

Leserbriefe

5. Wer vor einer Haftstrafe ausschlieÖlich

nur heterosexuell gelebt, gedacht, prakti-

ziert hat, sollte wissen und akzeptieren,

daÖ in jedem Menschen die MÜglichbeit

der BISEXUALITäT vorhanden ist.

Nach seiner Erfahrung - die nicht von so

roher und stumpfer ÉSexualgierÑ wie in

dem o.g. Artikel so schlimm beschrieben

ist- haben ÉHetero-MÅnnerÑ, als sie eine

spezielle Praxis Homosexueller kennen

lernten (ÉBlasenÑ) dieses als ÉSuperfestÑ

empfunden, obwohl Ç besonders einer

vonihnen, Éden HomoÑ ungespitztin den

Boden rammen wollte... ! Und dieses

ÉSuperlebenÑ lediglich nach ruhiger und

sachlicher Beschreibung der Homos-

exualitÅt durch einen Homosexuellen!

6. Wenn also in einem Knast ÉneutraleÑ

Umgangsformen besonders zwischen V-

Beamten und Einsitzenden, aber auch

zwischen den Strafgefangenen herrschen,

wird sich das auf das Gesamtklima aus-

wirken. Es liegt an jedem Strafgefange-

nen selbst, wie er im Knast behandelt

wird Ç Achtung und Respekt vor einan-

der gibt es- wenn angestrebt - auch dort!

Bielefeld Klaus Pfeiffer

Zu: Buchbesprechung Badinter ÉIch bin duÑ, pro familia
magazin 1/89

Leider kann ich nicht nachvollziehen, wie

man von dem blutleeren Geschwafel der Ba-

dinter Ç Marke: Viel gelesen und nichts da-

zugelernt - so hingerissen sein kann. Ich bin

fast versucht zu sagen: leider kennt sie die

ÉHÜlle zu zweitÑ nicht - sonst wÅre sie viel-

leicht etwas realistischer.

Die ÉromantischeÑ Liebe - sie ist ja gerade

ein Versprechen der AufklÅrung, ÉtrotzÑ

des ihr innewohnenden ÉRauschesÑ - ist

noch gar nie zu sich gekommen und soll

schon ÉabgelÜstÑ werden? Badinters zentra-

ler, unaufgelÜster Widerspruch ist der, daÖ

sie einerseits vor (vermeintlich vergange-

nen) Geschlechtertrennung soviel Bedeu-

tung beimiÖt - von ihr und der damit angeb-

lich verbundenen àÉFremdheitÑ von Mann

und Frau soll alle ÉGefahrÑ der Heftigkeit

des Verlangens nach dem Éanderen Konti-

nentÑ ausgehen, was logischerweise zur

Folge haben mÄÖte, daÖ es unter Lesben

und Schwulen nie Dramen geben

dÄrfte... . Ç , andererseits aber belegt, daÖ

dieser Unterschied eigentlich unbedeutend

und nur kulturell geprÅgt ist. Warum klebt

sie so sehr am ÉAndrogynenÑ, wo es doch

vielmehr darum ginge, das ÉEntdecken an-

derer KontinenteÑ in sich selbst abzulÜsen

von der Frage des Geschlechts? DaÖ sie aber

um diese Frage alles zentriert, beweist ge-

rade, wie wenig sich Badinter tatsÅchlich da-

von gelÜst hat. Wenn uns erst die Wissen-

schaft dazu verhelfen muÖ, daÖ kÜrperliche

Organe ihren Éimperialistischen CharakterÑ

verlieren, dann haben wir die AndrogynitÅt

nicht verdient. Mme. Badinter ist eine

schlecht verkappte Technokratin. Und im

schlechten Sinne ÉmodernÑ ist sie auch

darin, daÖ sie den alten bÄrgerlichen Traum

von einer ÉBrÄder-/Schwester-WerdungÑ

der Menschen ohne Revolution (im wahren

Sinne des Wortes) weitertrÅumt. Das biÖ-

chen modischer ÉUnisexÑ lÅÖt sie zu der An-

nahme kommen, das Patriarchat sei besiegt.

In welcher Welt lebt diese Frau eigentlich?

Auf die Idee, daÖ diese Mode nur ein neuer

Trick des Patriarchats sein kÜnnte, sich an

der Macht zu halten, kommt sie nicht. Auch

nicht darauf, darÄber nachzudenken, auf

welchen materiellen Grundlagen unsere

ÉfortschrittlicheÑ Gesellschaft eigentlich be-

ruht. Einen ÉungetrÄbten BlickÑ zu haben,

Frau Nordhoff, kann man sich vielleicht ein-

bilden, wenn im LuftschloÖ noch alles klar

aussieht, wÅhrend schon Äberall sonst die

OzonlÜcher wachsen. Obwohl dies vielleicht

einer Philosophie-Professorin, deren Ge-

danken ohnehin ein einziges schwarzes Loch

sind, gar nicht auffallen dÄrfte.

Hamburg Lothar Michael Riemenschneider

Zu: ÉDas verbannte WissenÑ, pro familia magazin 2/89.

Der Artikel ÉDas verbannte WissenÑ Äber

Alice Miller und das miÖbrauchte Kind von

Frau Inge Nordhoff ist gelungen.

Diese hÅmische Darstellung von Frau

Nordhoff kÜnnte nicht besser wiedergeben,

was Alice Miller versucht zu analysieren.

Bestimmte Stellen aus BÄchern herauszulÜ-

sen, damit zu manipulieren und aus welchen

GrÄnden auch immer, darÄber herzuziehen,

zeigt, daÖ Frau Nordhoff das Gesamtwerk

nicht verstehen kann, weil sie selbst ihre psy-

chischen Barrieren nicht erfÄhlt.

Miller lehnt nicht die Psychoanalyse ab.

Sie sagt, daÖ nicht Therapeut gleich Thera-

peut ist.

Neid kann blenden und HaÖ kann verzer-

ren und ein VerstÅndnis Äber bestimmte

Mitteilungen unmÜglich machen.

So ein Artikel gehÜrt nicht in dieses Ma-

gazin.

Marburg Lothar Hoppe-Bertram
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Zu: Leserbriefen in pro familia magazin 1/89 zu Peter
Bahnens Beitrag Äber Wilhelm Reich in Heft 6/88

Die beiden Leserbriefe gegen meinen

Wilhelm-Reich-Artikel bedÄrfen wegen der

MaÖlosigkeit der in ihnen erhobenen Vor-

wÄrfe doch einiger kommentierender An-

merkungen:

Es ist schon recht bezeichnend, daÖ selbst

Reichs mysteriÜse Krebsheilungsberichte

gleich von beiden Briefschreibern mit einer

EhrenerklÅrung bedacht werden, obwohl

sie von mir nur mit einem Nebensatz ge-

streift wurden.

Warum dann nicht konsequenterweise

gleich auch Reichs angebliche Kontakte mit

auÖerirdischen Flugobjekten als ÉbelegtÑ

und ÉnachgewiesenÑ bezeichnen?

Nur wenige Jahre nach seinen Krebsver-

Üffentlichungen hat Reich ja in ebenso wis-

senschaftlich auftretenden Publikationen

berichtet, UFOs dunkler extraterristrischer

MÅchte mit einer selbstgebauten Raumka-

none abgeschlossen zu haben.

Ralf Ruhl empiehlt den Lesern als Quelle

authentischer Reich-Biographie und als An-

tidot gegen meinen ÉdiffamierendenÑ Arti-

kel das entsprechende Werk von David Boa-

della.

Boadella war nun in den fÄnfziger Jahren

SchÄler Reichs und an dessen Raumschiff-

jagden beteiligt Ç sozusagen als Kanonier -

und publizierte damals selbst Äber diesen

ÉKontakt mit dem WeltraumÑ.

Auch in seiner Reich-Biographie berich-

tet Boadella noch ganz ernsthaft Äber diese

MerkwÄrdigkeiten. Ich kann nur jedem

empfehlen, dies alles im Original einmal

nachzulesen, es steht wirklich schwarz auf

weiÖ da.

Es hat der Reich-Biographik ungemein

geschadet, daÖ sie bisher fast ausschlieÖlich

von derart glÅubigen Reich-JÄngern betrie-

ben wurde.

Denn dabei ist wenig mehr herausgekom-

men, als ein unkritisches NacherzÅhlen der

spÅten biographischen Selbststilisierungen

Reichs, obwohl diese bei nÅherer PrÄfung

als in sich widersprÄchlich und teilweise

auch einfach als wir bezeichnet werden mÄs-

sen.

Vor allem fÄr die besonders interessanten

Jahre um 1930 sind fast nie Zeitzeugen oder

unabhÅngige Dokumente herangezogen

worden.

Die EmpÜrung Äber meine kritische Be-

trachtungen zum Wirken des frÄhen Reich

geht wohl vor allem darauf zurÄck, daÖ hier

offensichtliche Reichianer wieder einmal

nur die Literatur ihrer eigenen Psychosekte

und die Schriften des ÉMeistersÑ (der da-

fÄr nun freilich nichts kann) gelesen haben,

und dies offenbar mit groÖer Glaubensbe-

reitschaft.

So erscheinen ihre Belehrungen nicht

nur sachlich unbegrÄndet, sondern auch

ziemlich anmaÖend. In jedem Fall lassen
sie eine groÖe Unkenntnis des mittlerweile

zugÅnglichen, umfangreichen Materials er-

kennen:

DaÖ nach 1927 die UrsprÄnge der Psycho-

analyse von Reich allein vertreten worden

seien, wÅhrend Freud eigentlich gar kein

richtiger Analytiker mehr gewesen sei, ist

stets nur von einem einzigen Psychoanalyti-

ker behauptet worden: Reich.

DaÖ schlieÖlich Reich der erste und gar

der einzige war, der Sexualberatung fÄr Ar-

beiter und Unterprivilegierte aufbaute, ist

blanker Unfug schon allein angesichts des

im pro familia magazin 6/88 dargebotenen

Materials.

Er war wohl eher eine Randfigur inner-

halb der groÖen sexualpolitischen Bewe-

gung der Weimarer Zeit.

Zur Geschichte der Psychoanalyse ist in

den letzten zehn Jahren so viel Wesentliches

verÜffentlicht worden, daÖ die in den Leser-

briefen wieder aufgewÅrmte MÅhr vom ein-

zigartigen sozialen Engagement Reichs in-

nerhalb dieser Zunft erst recht nichts mehr

taugt:

Erinnert sei hier stellvertretend nur an

Ernst Simmel, der 1920 die psychoanalyti-

sche Poliklinik in Berlin mitbegrÄndete, in

der auch mittellose Patienten behandelt

wurden (Simmel war engagiert im Verein

sozialistischer ärzte) und an die bahnbre-

chenden Arbeiten des Wiener Analytikers

ÑAugust Aichhorn mit straffÅlligen und ver-

wahrlosten Jugendlichen.

DaÖ all diese groÖteils lÅngst aktenkundi-

gen Sachverhalte nochmals aufgezÅhlt wer-

den mÄssen hat etwas Peinliches, weil es da-

von zeugt, in wie starkem MaÖe hier von

doch erwachsenen Menschen statt einer

Biographie nur wieder eine Hagiographie

P.S.: Die Redaktion hat leider die um-

fangreichen Quellenangaben zu meinem

Artikel in Heft 6/88 der Lesbarkeit halber

herausgekÄrzt. Interessierten stelle ich sie

gerne zur VerfÄgung. Privatanschrift: Peter

Bahnen, Neumarkt 3, 5100 Aachen.

Aachen Peter Bahnen

Mir scheint, daÖ zwei Reich-AnhÅnger ihr

Idol verteidigen wollen, aber nicht auf den

kritisierten Aufsatz eingehen kÜnnen. Es ist

doch immer leicht, jemandem Auslassungen

vorzuwerfen, zwingt doch ein Aufsatz dazu,

sich kurz zu fassen und manches wegzulas-

sen. Was P. Bahnen berichtet, war, daÖ

Reich sich in zahlreichen Situationen ziem-

lich merkwÄrdig verhalten hat. Nichts davon

wird in den Leserbriefen widerlegt. Statt-

dessen wird auf Weiterentwicklungen wie

die Bioenergetik (deren BegrÄnder nicht

LÜwen sondern Lowen heiÖt) verwiesen

oder behauptet, Reich sei unter McCarthy
verhaftet worden. Reich wurde 1954 verhaf-
tet, aber nicht wegen kommunistischer Um-
triebe, sondern wegen Quacksalberei, und
McCarthy verlor gerade zu der Zeit seinen
EinfluÖ und sein Mandat. DaÖ Therapie und

Sexualberatung in den zwanziger Jahren
ausschlieÖlich Sache der Reichen war,
wurde m.E. durch andere Artikel in Heft 6/
88 schon widerlegt. Wenn ein Leserbrief-

schreiber dem Autor Diffamierungen und

Denunziationen vorwirft, sollte er seine Un-
terstellung, Bahnen habe vielleicht Partei
fÄr die Nazis ergreifen wollen, besser be-
grÄnden als mit einem Satz, aus dem ich nur

entnehmen kann, daÖ die Sexualberatungs-

stellen den Nationalsozialisten nicht so

wichtig waren, daÖ sie sie sofort zerstÜrten

oder schlossen.

Aachen Norbert Schnitzler

Anzeige

Wann trÅgt man als

Mutter schon

SeidenstrÄmpfe

20 heitere Geschichten
aus dem Alltag mit Kindern.

128 S., 20 Abb., geb. 19,80 DM

ISBN 3-923722-34-6

Gerd J. Holtzmeyer Verlag
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Das Institut fÄr SexualpÅdagogik Dort-

mund ist aus einem dreijÅhrigen Modellpro-

jekt zur Sexualerziehung in der Jugendar-
beit hervorgegangen. Um die gewonnenen

theoretischen und praktischen Erfahrungen
in der sexualpÅdagogischen Arbeit mit Ju-

gendlichen und Multiplikatoren mit Fach-
kollegen und Fachkolleginnen zu nutzen,
bietet das Institut fÄr SexualpÅdagogik

Dortmund Aus- und Fortbildungen, Works-

hops und themenzentrierte Fortbildungen

an.

In dem Modellprojekt zur Sexualerzie-

hung in der Jugendarbeit sind innerhalb von

drei Jahren didaktische Arbeitshilfen zu den

unterschiedlichsten Themen der Bereiche

Liebe, Freundschaft, SexualitÅt erarbeitet

worden. Das Projektteam Ç bestehend aus

PÅdagogen, Psychologen und Soziologen Ç

fÄhrte in Zusammenarbeit mit den verschie-

densten TrÅgern der verbandlichen Jugen-

darbeit zahlreiche Modellveranstaltungen

durch.

Die Resonanz auf das Modellprojekt hat

den groÖen Bedarf an sexualpÅdagogischen

Impulsen in der Jugendarbeit, der Fort- und

Weiterbildung, der Praxisberatung und For-

schung deutlich gemacht. Um die Erfahrun-

gen und die Kompetenz der praktischen se-

xualpÅdagogischen Arbeit zu nutzen, haben

die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des

Modellprojekts zusammen mit weiteren

Fachkollegen das Institut fÄr SexualpÅdago-

gik Dortmund gegrÄndet. Sie wollen Sexua-

lerziehung in ihren verschiedenen Hand-

lungsfeldern fÜrdern.

Sexualerziehung hat eine Chance, wenn sie

Eigenerfahrungen aufklÅrend, konfrontie-

rend und bei Bedarf helfend begleitet, wenn

sie nicht jedes Geheimnis ausleuchtet, wenn

sie multisinnlich angelegt ist und SexualitÅt

nur als Problem definiert.

ã ÉWeniger sammeln und mehr erken-

nenÑ

SexualpÅdagogik steht wie die Sexualwis-

senschaft in der Gefahr, sich auf Émessen,

zÅhlen und wiegenÑ zu beschrÅnken und die

eigentlich spannenden Fragen der Men-

schen zu vernachlÅssigen. Erkennen erfor-

dert reflektiertes Engagement im Alltag

derjenigen, Äber die etwas ausgesagt werden

soll. Das hat Wissenschaft mit der Liebe ge-

meinsam: Sie ohne wachsame Begeisterung

zu leben, ist sinnlos.

ã ÉWeniger ideologisieren, mehr aufklÅ-

renÑ

Auseinandersetzungen um die Éhumane Se-

xualitÅtÑ und Érichtige SexualitÅtÑ bekom-
men schnell ideologisch-programmatische

ZÄge,. weil sie gesellschaftliche Grundposi-

tionen berÄhren und meist ohne Ansehen

derjenigen gefÄhrt werden, um deretwillen

sie letztlich stattfinden. Die aber benÜtigen

mehr Mut, sich ihres eigenen Verstandes

und ihrer eigenen GefÄhle zu bedienen, auf
dem Weg zu einer vielleicht gemeinsamen

Utopie Ç das ist im besten Sinne ÉAufklÅ-
rungÑ.

In der Auseinandersetzung mit der sexu-
alpÅdagogischen RealitÅt und durch die Ein-
sicht in die alltagsbezogenen Themen und
Fragen von Jugendlichen wurden notwen-
dige Akzentsetzungen sexualpÅdagogischer
TÅtigkeit deutlich:

Trotz schulischer Sexualerziehung fehlen
Jugendlichen - und trotz ihrer Lebenserfah-
rung vielen Erwachsenen Ç noch immer

sachliche Informationen aus dem Bereich

der SexualaufklÅrung. Es wurden didakti-

sche MÜglichkeiten entwickelt, solche Defi-

zite auf eine lebendige Art und Weise zu be-

heben.

Neben der Problematisierung von Tabus

bildet die nicht moralisierende Auseinan-

dersetzung mit Werten und Normen einen

Schwerpunkt.

Das Éandere GesichtÑ der SexualitÅt (Ge-

walt, Prostitution, Pornographie, Perver-

sion) soll nicht dem Jugendschutz und der

Justiz zugeschoben werden.

Ohne falschen Modernismus zu praktizie-
ren, soll SexualpÅdagogik aktuelle Symbole

und Orientierungen der Jugend- und Er-

wachsenenkultur (z.B. KÜrperidole aus der

Film- und Musikwelt) beachten und in ihrer
57 7 we

Arbeit berÄcksichtigen.

Bekannte Themen haben durch neue ge-

sellschaftliche Entwicklungen andere Ak-

zentsetzungen erfahren: Trennung als bezie-

hungsthema, Aids als VerhÄtungsaspekt,

Infektionskrankheiten als Thema morali-

scher Debatte, sexuelle MiÖhandlung von

MÅdchen als eventuelle FamilienrealitÅt.

In der Praxis sind gruppenspezifische An-

gebote fÄr MÅdchen, Jungen, MÅnner und

Frauen, schwule und lesbische Menschen

zur UnterstÄtzung und StÅrkung notwendig.

Wichtig sind Hilfestellungen fÄr situa-

tionsspezifisches, sexualpÅdagogisches

Handeln im Rahmen des Alltags von pÅd-

agogischen Einrichtungen.

Das Institut fÄr Sexualerziehung Dort-

mund macht folgende Angebote:

Ç UnterstÄtzung von PraxismaÖnahmen

(Planung und DurchfÄhrung von Semina-

ren und Tagesveranstaltungen) in der se-

xualpÅdagogischen Arbeit mit Jugendli-

chen und Erwachsenen,

Ç DurchfÄhrung einer einjÅhrigen sexual-

pÅdagogischen Aus- und Fortbildung in

der Arbeit mit Jugendlichen, themenbe-

zogene Fortbildung und Workshops,

- und die fachliche Beratung in der Ent-

wicklung und Erstellung von sexualpÅd-

agogischen Konzepten aund didaktischen

Materialien.

Weitere und nÅhere Informationen Äber

das Institut fÄr SexualpÅdagogik Dortmund

und Äber dessen TÅtigkeit kÜnnen Äber In-

stitut fÄr SexualpÅdagogik Dortmund, c/o

Dr. Uwe Sielert, Im OsterhÜfgen 35a, D-

4322 SprockhÜvel, Tel. (02324) 78068 ein-
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Aufrufund Petition

verband HomosexualitÅt e.V.

å Das Strafgesetzbuch der Bundesrepublik

Deutschland enthÅlt nach wie vor einen

$175, der HomosexualitÅt diskriminiert.

Auch nach den Strafrechtsreformen von

1969 und 1973 wird homosexuelles Verhal-

ten gegenÄber heterosexuellem einer Son-

derbehandlung unterzogen:

Das sog. Schutzalter betrÅgt bei mÅnnli-

cher HomosexualitÅt 18 Jahre.

Wir halten eine strafrechtliche Sonderbe-

handlung von HomosexualitÅt nicht fÄr ver-

tretbar und fordern den Deutschen Bundes-

tag als Gesetzgeber auf, den $175 StGB er-

satzlos zu streichen.

ã Wir melden uns jetzt zu Wort, weil wir

mit groÖer Sorge feststellen mÄssen, daÖ

Homosexuelle unter dem Vorzeichen von

AIDS wieder verstÅrkter Diskriminierung,

Hetze und Gewalt ausgesetzt sind. Es er-

schreckt uns, daÖ Politiker von ÉAusdÄn-

nenÑ der ÉRandgruppe der HomosexuellenÑ

sprechen und Rechtsradikale mit AnschlÅ-

gen und áberfÅllen diesen SprÄchen Taten

folgen lassen. Dieser VerschÅrfung des ge-

sellschaftlichen Klimas setzen wir die Forde-

rung nach vollstÅndiger Entkriminalisierung

der HomosexualitÅt entgegen.

Wir halten unsere Hoffnung fÄr nicht vÜl-

lig unbegrÄndet, es kÜnnte am Ende des 20.

Jahrhunderts endlich SchluÖ sein mit der

strafrechtlichen Verfolgung von Menschen

allein aufgrund ihres homosexuellen Ver-

haltens: Am 16. 06. 1988 empfahl die AIDS-

Enquete-Kommission des Deutschen Bun-

destages, den $175 aufgrund prÅventiver

áberlegungen aus dem Strafgesetzbuch zu

streichen. Auch Bundes- bzw. Landesver-

bÅnde dreier im Bundestag vertretener Par-

teien hatten in den 80er Jahren wiederholt

die Forderung nach ersatzloser Streichung

des $175 StGB erhoben.

1. Es ist aufdie alltÅgliche Bedeutung dieses

Paragraphen hinzuweisen: Mit ihm be-

grÄndet und rechtfertigt die Polizei Raz-

zien und Personenkontrollen in der

schwulen Subkultur und an Homosexuel-

len-Treffpunkten. Die hierbei gewonne-

nen Erkenntnisse der Sicherheitsorgane

werden - wie verschiedentlich auch nach

der letzten Reform des Paragraphen

nachgewiesen wurde -in Rosa Listen, so

genannten Homosexuellen-Karteien, ge-

sammelt.

2. Die sexuelle Selbstbestimmung homo-

sexueller Jugendlicher wird durch die

Kriminalisierung ihrer SexualitÅt erheb-

lich gestÜrt. Neben der Auseinanderset-

zung mit ihrer Rolle als Homosexueller in

einer als antihomosexuell erlebten Ge-

sellschaft mÄssen sie und ihre Sexualpart-

ner ein Entdecktwerden durch Polizei

und Denunzianten fÄrchten. Von einer

freien Entwicklung der PersÜnlichkeit

und einer angstfreien Entdeckung der ei-

genen (Homo-)SexualitÅt kann fÄr den

homosexuellen Jugendlichen vielfach

nicht die Rede sein.

3. Das Fortbestehen der strafrechtlichen

Sonderbestimmung und die hierfÄr ange-

fÄhrte BegrÄndung veranlaÖt die Verant-

wortlichen in Administration, Medien,

Justiz und Politik zu diskriminierenden

MaÖnahmen und Entscheidungen: Ho-

mosexualitÅt, Homosexuelle und deren

sozialpolitische AktivitÅten werden per

se als jugendgefÅhrdend, sozialschÅdlich

und unsittlich gewertet.

Die strafrechtliche Sonderbehandlung

der HomosexualitÅt verursacht oder ver-
stÅrkt soziale und psychische Diskrimi-

nierung und Selbstdiskriminierung eines

erheblichen Teils der BevÜlkerung.

land Homosexuelle, humanitÅre Wissen-

schaftler und Demokraten um eine Ent-

kriminalisierung der HomosexualitÅt.

Von den vielen Aufrufen und Eingaben

gegen den Homosexuellen-Paragraphen

erinnern wir an die Petition des ÉWissen-

schaftlich-HumanitÅren-KomiteesÑ, die

der Sexualwissenschaftler Magnus

Hirschfeld verfaÖt hat. Sie wurde seit

1897 mehrmals den gesetzgebenden KÜr-

perschaften vorgelegt und hat wesentlich

zu der Entscheidung des Strafrechtsaus-

schusses des Reichstages von 1929 beige-

tragen, die sog. einfache HomosexualitÅt

straffrei zu lassen. Diese Petition hatten

auch viele Personen der Zeitgeschichte

unterchrieben: Z.B. Ernst Barlach; Au-

gust Bebel; Dr.h.c. Robert Bosch, Indu-

strieller; Dr. Martin Buber; Dr. h. c. Eu-

gen Diederichs, Verleger; Dr. Alfred

DÜblin; Prof. Albert Einstein; S. Fischer,

Verleger; George Grosz, Gerhart Haupt-

mann; Hermann Hesse; Rudolf Hilfer-

ding, Reichsminister; Prof. Engelbert

Humperdinck, Komponist; Prof. Karl

Jaspers, Psychiater und Philosoph; Dr.

Karl Kautsky; Dr. Alfred Kerr, Kritiker;

Harry Graf Kessler; Prof. KÅthe Koll-

witz, Max Liebermann; Paul LÜbe,

ReichstagsprÅsident; Heinrich Mann;

Thomas Mann; Hermann MÄller,

Reichskanzler; Prof. Franz Oppenhei-

mer, Soziologe; Prof. Gustav Radbruch;

Reichsjustizminister; Dr. Walter Rathe-

nau, Reichsminister; Rainer Maria

Rilke, Dichter; Arthur Schnitzler; Prof.

Max Slevogt; Friedrich Stampfer, Chef-

redakteur des ÉVorwÅrsÑ; Prof. Rudolf
Virchow; Prof. Heinrich Zille; Stefan

Zweig.

ErwÅhnen wollen wir auÖerdem den

Aufruf der Deutschen Gesellschaft fÄr

Sexualforschung von 1981 zur Entkrimi-
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nalisierung der HomosexualitÅt, der von ca.

150 Personen des Üffentlichen Lebens unter-

zeichnet wurde. Darunter waren u.a.:

Wolfgang Abendroth, Joseph Beuys,

Heinrich BÜll, Peter BrÄckner, Rainer Wer-

ner FaÖbinder, Hubert Fichte, Bernhard

Grzimek, Curd JÄrgens, Alexander Mit-

scherlich.

5. In der Weimarer Republik hatte eine

breite BÄrgerrechtsbewegung wesentli-

che Erfolge im politischen Kampf um die

gesellschaftliche Gleichstellung der Ho-

mosexuellen erringen kÜnnen. 1933 mit

der MachtÄbernahme durch die Natio-

nalsozialisten, brach dieser ProzeÖ jÅh

ab. Die rassenpolitische Ideologie des

Nationalsozialismus fÄhrte zu einer Ho-

mosexuellenverfolgung ohnegleichen in

der Geschichte. Zehntausende homosex-

ueller MÅnner und Frauen wurden ihrer

Adressen der

LandesverbÅnde

Baden-WÄrttemberg:
7000 Stuttgart 1
SchloÖstraÖe 60
Telefon (0711) 617543

Bayern:
8000 MÄnchen 40
TÄrkenstraÖe 103/I
Telefon (089) 399079

Berlin:
1000 Berlin 30
Ansbacher StraÖe 11
Telefon (030) 2139013

Bremen:
2800 Bremen
Stader StraÖe 35
Telefon (0421) 491090

Hamburg:
2000 Hamburg 13
TesdorpfstraÖe 8
Telefon (040) 44195322

Hessen:
6000 Frankfurt/Main 1
SchichaustraÖe 3-5
Telefon (069) 447061

Niedersachsen:
3000 Hannover 1
Am Hohen Ufer 3 A
Telefon (0511) 15459

Nordrhein-Westfalen:
5600 Wuppertal 2
Loher StraÖe 7
Telefon (0202) 8982122

Rheinland-Pfalz/Saarland:
6500 Mainz, SchillerstraÖe 24
Telefon (06131) 225022

Schleswig-Holstein:
2390 Flensburg,
Am Marienkirchhof 6
Telefon (0461) 86930

Freiheit beraubt, in die Konzentrations-

und Straflager der Nazis verschleppt,

dort geschunden, verstÄmmelt und um-

gebracht. Der 1935 verschÅrfte NS-Para-

graph 175 StGB blieb in der Bundesrepu-

blik bis 1969 unverÅndert in Kraft. Die

Tatbestandsdefinition der heute geltenen

liberalisierten Fassung steht nach wie vor

in nationalsozialistischer Rechtstradi-

tion.

6. Mit der Beibehaltung einer gesonderten

Strafrechtsvorschrift zur HomosexualitÅt

ist der Gesetzgeber von seinem kriminal-

politischen Programm abgewichen, das

Strafrecht auf die Abwehr gravierender,

sozial schÅdlicher Verhaltensweisen zu

beschrÅnken. Mit der Bestrafung einer

angeblichen ÉVerleitungÑ von Minder-

jÅhrigen zur HomosexualitÅt, haben mo-

ralisierende Betrachtungsweisen aus der

Zeit der Sittengesetze und irrationale,

wissenschaftlich nicht begrÄndbare Mut-

maÖungen durch die HintertÄr wieder

Eingang in das Strafrecht gefunden.

FÄr uns ist die HomosexualitÅt nichts

Minderes, Kriminelles, InfektiÜses, das ver-

pÜnt und verfolgt gehÜrt.

Elementare Menschenrechte auch fÄr

Homosexuelle durchzusetzen, ist unser

Ziel. Die ersatzlose Streichung des $175

StGB ist hierfÄr von zentraler Bedeutung!

Erstunterzeichner:
Mitglieder der AIDS-Enquete-Kommission des Deut-

schen Bundestages: Sophinette Becker, Dipl-Psych;
Manfred Bruns, Bundesanwalt; Dieter Riehl, Priv.-
Doz.; Dr. Rolf Rosenbrock, Politologe, Dr. GÄnter
Amendt, Sexualwissenschaftler/Schriftsteller; Susanne
Baer, Juristin; Halina Bendkowski, Soziologin; Dr. Frits
Bernard, Psychologe; Dr. Gisela Bleibtreu-Ehrenberg,
wiss. Publizistin; Prof. Dr. Lorenz BÜllinger, Rechtswis-
senschaftler; Claus Brandt, Rechtsanwalt; Karl-Georg
Cruse, Schwulenreferent der Deutschen Aids-Hilfe; Dr.
Martin Dannecker, Sexualwissenschaftler; Helge
Dreyer, Rechtspfleger, Vorstand Deutsche Aids-Hilfe;
Dr. Klaus GÜrgens, Sexualmediziner; Dipl.-Psych. Mar-
gret Hauch, Sexualwissenschaftlerin, Prof. Dr. Helmut
Kentler, SozialpÅdagoge; Prof. Dr. Friedrich Koch, Er-
ziehungswissenschaftler; De. Ilse Kokoula, Sozialwissen-
schaftlerin; Prof. Dr. Dr. RÄdiger Lautmann, Soziologe;
Manfred May, kath. Pfarrer; Hildegard Pfeil, Juristin,
Landesvorstand Niedersachsen der Humanistischen
Union; Dr. Friedemann PfÅfflin, Sexualwissenschaftler;
Prof. Dr. Wolfgang Popp, Germanistik; Stefan ReiÖ,
RA; Prof. Dr. Dieter Runze, 1. Vorsitzender der Deut-
schen AIDS-Hilfe e.V.; Andreas Salmen, Politikwiss.;
Prof. Dr. Gunter Schmidt, Sexualwissenschaftler; Prof.
Dr. Eberhard Schorsch, Sexualwissenschaftler; Herbert
Seegelken, Pastor; Prof. Dr. Volkmar Sigusch, Sexual-
wissenschaftler; Detlev Spitzhart, Pfarrer; Gregor Stix,
Dipl.-Theologe (Kath.); Klaus Timm, Personalrat; Dr.
Barbara Zeh, Sexualwissenschaftlerin.

áberregionale Schwulen- und Lesbenorganisationen:
Bundesarbeitsgemeinschaft Schwule im Gesundheits-

wesen, ärzte und Therapeuten e.V., Demokratische
Lesben- und Schwuleninitiative (DeLSI) e. V., Liberaler
Arbeitskreis HomosexualitÅt (Hamburg); èkomenische
Arbeitsgruppe Homosexuelle und Kirche e. V.; Verband
von 1974 e.V.

Weitere sexualwissenschaftliche, medizinische und
psychologische Organisationen:

Arbeitsgemeinschaft humane SexualitÅt e.V.; Cen-
trum fÄr Sexualwissenschaft e.V. (Berlin), Magnus-
Hirschfeld-Gesellschaft e. V.; Deutsche Gesellschaft fÄr
Verhaltenstherapie e.V.

UnterstÄtzung weiterer Organisationen:
Sozialistische Deutsche Arbeiter-Jugend Landesver-

band Rheinland-Westfalen.
FÄr das InitiativbÄro:
Volker Beck, GÄnter Dworek, Frank Hoyer, Stephan

Schilde.

ÉLegaler Schwangerschafts-

abbruch muÖ mÜglich seinÑ

Unter dem knappen Titel ÉSchwanger-

schaftsabbruchÑ hat der Pro Familia-Bun-

desverband gerade eine weitere VerÜffentli-

chung in seiner Reihe ÉPro Familia-Stand-

punktÑ herausgegeben. In knappen Ab-

schnitten wird der Standpunkt der Pro Fa-

milia unter verschiedenen Aspekten zusam-

mengefaÖt; die AbschnittsÄberschriften ver-

raten bereits die wichtigsten Aussagen, wie

beispielsweise ÉEs gibt kein Patentrezept fÄr

VerhÄtungÑ, ÉLegaler Schwangerschaftsab-

bruch muÖ mÜglich seinÑ, ÉDie Entschei-

dung der Frau ist zu respektieren, ÉStrafan-

drohungen sind schÅdlichÑ ... .

Der Pro Familia-Standpunkt zum

Schwangerschaftsabbruch kostet DM 1,-

und ist zu beziehen Äber die Pro Familia-

BundesgeschÅftsstelle, CronstettenstraÖe

30, 6000 Frankfurt 1. Bei Abnahme ab 50

Exemplaren betrÅgt der StÄckpreis DM

0,50.

pro familia magazin

in Stichworten

FÄr die vergangenen Ausgaben desprofa-

milia magazins (ab 1/81 bis einschlieÖlich 1/

89) gibt es seit neuestem ein einfaches Stich-

wortregister, das aber das Auffinden wichti-

ger Themen sicherlich ein wenig erleichtert.

Es ist gegen Einsendung von DM 2,50 in

Briefmarken (Portokosten) zu beziehen
Äber die Pro Familia BundesgeschÅftsstelle,

CronstettenstraÖe 30, 6000 Frankfurt am

Main 1. Bestellungen von grÜÖeren Mengen

sind nicht mÜglich; es kann immer nur eine

Kopie abgegeben werden.

Beratung in Trennungs-

und Scheidungssituationen

Die Bundeskonferenz fÄr Erziehungsbe-

ratung hat eine Stellungnahme zur Beratung

in Trennungs- und Scheidungssituationen

vorgelegt. Jahr fÄr Jahr sind etwa 95000

Kinder und Jugendliche davon betroffen,

daÖ ihre Eltern sich scheiden lassen. Die Ge-

meinschaft der Lebenspartner ist damit zwar

beendet, sie bleiben aber gemeinsam Eltern

ihrer Kinder. FrÄhzeitige UnterstÄtzung

durch sachkundige Beratung kann in vielen

FÅllen langfristig schwerwiegende Probleme

fÄr Kinder und Jugendliche vermeiden hel-

fen. Die Stellungnahme kann bezogen wer-

den von der Bundeskonferenz fÄr Erzie-

hungsberatung e. V., AmalienstraÖe 6, 8510

FÄrth.



27

Zusammensetzung

der Europaregion

In 23 europÅischen LÅndern bestehen

Mitgliederorganisationen der IPPF. Sie un-

terscheiden sich erheblich in ihren wirt-

schaftlichen, sozialen, kulturellen und poli-

tischen Merkmalen; die Region ist nicht ho-

mogen, es gibt in ihr viele unterschiedliche

Gesellschaftsformen.

Die Ükonomische Situation wird von Pro-

blemen wie Arbeitslosigkeit und KÄrzung

sozialstaatlicher Leistungen begleitet, die

tiefgreifende Auswirkungen auf das Fami-

lienleben und die sexuellen Beziehungen ha-

ben. Frauen, ethnische Minderheiten und

an BeschÅftigungschancen betroffen. Diese
und andere Entwicklungen stellen die Mit-

gliedsorganisationen vor neue Aufgaben.

In Europa gibt es organisierten Wider-

stand gegen Familienplanung und Sexualer-

ziehung und folglich auch gegen die Arbeit

der Organisationen fÄr Familienplanung
(FPO). Dieser Widerstand hat unterschied-
liche Wurzeln. Er leitet sich aus politisch

konservativen Bewegungen ab, kann reli-

giÜs begrÄndet sein oder geht von Regierun-

gen aus, die eine pronatalistische Politik an-
gesichts sinkender Geburtenraten befÄr-
worten. Der Widerstand richtet sich gegen
vorhandene Methoden derFamilienplanung

und ihre Verbreitung, und er wird von frau-
enfreindlichen Gruppen getragen.

Zwischen geltenden Gesetzen und ihrer
Verwirklichung gibt es in den meisten euro-

pÅischen LÅndern ein andauerndes Un-
gleichgewicht; das betrifft die MÜglichkei-

ten zur Wahrnehmung von Familienplanung

ebenso wie die schulische Sexualerziehung,

aber auch die Dienste zur Behandlung von

InfertilitÅt.

Europa hat anhaltend niedere Geburten-

raten. Im Durchschnitt bekommt eine Frau

zwei Kinder, in manchen LÅndern liegt die

Rate unter dem Reproduktionsniveau.

Dennoch ist die Geburtenrate innerhalb der

einzelnen LÅnder wie im Vergleich zueinan-

der hÜchst unterschiedlich. Generell ist Ge-

burtenregulierung in Europa weit verbrei-

tet, aber der Anteil der Personen, die Zu-

gang zu verschiedenen reversiblen Metho-

den der VerhÄtung, der Sterilisation, zum

Schwangerschaftsabbruch sowie zur Sterili-

tÅtsbehandlung haben, ist hÜchst unter-

schiedlich. Das gilt vor allem fÄr die groÖe

Zahl von Migranten aus LÅndern in Europa

selbst wie von auÖerhalb. Der medizinisch

kunstgerecht ausgefÄhrte Abbruch einer

Schwangerschaft im ersten Trimester ist in

der Mehrzahl der MitgliedslÅndern legal

oder wird toleriert.

Die Rolle

der Europaregion

Die Europaregion macht es sich zur Auf-
gabe, bestehende und in der Entstehung be-

griffene FPO zu unterstÄtzen, ihre Pro-
gramme zu vervollstÅndigen und. den Aus-

tausch untereinander und zwischen den Re-

gionen in der gesamten IPPF zu fÜrdern, um

damit die VerfÄgbarkeit von Diensten zur
Familienplanung global zu verbessern.

Die Europaregion sieht sich verpflichtet,

das Grundrecht der freien Entscheidung al-

ler Menschen Äber die Zahl ihrer Kinder zu
befÜrdern. Sie ist davon Äberzeugt, daÖ die-

ses Recht ungeachtet demographischer Fol-

gen Geltung beanspruchen muÖ und daÖ es

auch den Menschen zusteht, die nicht die ge-

wÄnschte Zahl von Kindern haben kÜnnen.

Die Region unterstÄtzt das Recht aller Men-

schen, ihre SexualitÅt zu erkunden und er-

fÄllt zu leben.

Die Region will dem Widerstand gegen

Familienplanung entschlossen entgegentre-

ten, wie es in den Statuten der IPPF und ih-

rer Mitgliedsorganisationen festgelegt ist.

Strategien der Europaregion

Die Europaregion erklÅrt es zu ihrer Auf-

gabe, folgende Strategien zu verfolgen:

1. UnterstÄtzung der einzelnen FPO, um

sie zu unterhalten und weiter zu entwik-

keln. 2

2. Anregung der Erweiterung von Kennt-

nissen Äber menschliche SexualitÅt und

der Art und Weise, wie sie das Wohlbe-

finden der Individuen und der Gesell-

schaft als ganzer beeinfluÖt.

3. Anregung von sozialen Reformen, die

das Grundrecht auf Familienplanung

und die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter ausgestalten.

4. Artikulation des Bedarfs an Informa-

tion, zum Zugang zu allen Methoden

der Kontrolle von Fruchtbarkeit, ein-

schlieÖlich der Behandlung von Un-

fruchtbarkeit, sowie fÄr einen hohen

QualitÅtsstandard von VerhÄtungsmit-

teln.

5. SorgfÅltige Beobachtung der sozialen,

wirtschaftlichen, psychischen, biologi-

schen und demographischen Faktoren,

die auf menschliche Fruchtbarkeit Ein-

fluÖ haben kÜnnen.

6. Einhaltung und Kontrolle der Stan-

dards von Diensten zur Familienpla-

nung in der Region.

7. Veranlassung einzelner FPO, auf ihre

Regierung Druck auszuÄben, in den

Schulen Sexualererziehung zu erlau-

ben, Familienplanungs- und Gesund-

heitsdienste auszubauen, soziale und
pÅdagogische Strukturen durch ange-

messene gesetzliche Reformen zu er-

mÜglichen.

8. Weiterentwicklung der Erziehung zu
partnerschaftlichem Verhalten und

Versorgung mit entsprechenden Bera-
tungsdiensten, die besonders den sexu-

ellen Aspekt von Partnerschaften an-

sprechen kÜnnen.

9. Erleichterung des Austausches Äber die

unterschiedlichen kulturellen und eth-

nischen Voraussetzungen von Familien-

planung und FÜrderung der Auseinan-

dersetzung Äber Fragen der SexualitÅt.

10. Sicherstellen des BewuÖtseins von aktu-

ellen wie zukÄnftigen Konsequenzen

der Benutzung verschiedener Metho-

den der Geburtenregelung.

Kommentar

und EinschÅtzung

Die hier vorgestellten Zielvorgaben fÄr die

Europaregion kÜnnen notwendigerweise

nicht genauer auf die konkreten Bedingun-

gen in einzelnen LÅndern eingehen. FÄr die

in der europÅischen Gemeinchaft zusam-

mengeschlossenen LÅnder lieÖen sich jedoch

fÄr die einzelnen Strategien konkretere áber-

legungen anschlieÖen, weil hier die Bedin-

gungen noch am ehesten vergleichbar sind,

und auch ein gemeinsames Vorgehen der ein-

zelnen FPO mÜglich und oft auch wÄn-
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schenswert wÅre.

Zu den Themen, die mir besonders vor-
dringlich erscheinen, gehÜrt eine Auseinander-
setzung mit dem mit der Familienplanungs-

bewegung verbundenen VerstÅndnis von Ge-

burtenplanung. BerÄcksichtigt man dabei die

Weiterentwicklung von Reproduktionstech-

niken, so stellt sich dringend die Frage nach

der Kontrolle von Planenden, die nicht mehr,

wie es bisher Äblich zu denken war, alleine

die betroffenen Frauen und MÅnner sind,

sondern auch potentielle Experten fÄr Men-

schenproduktion sein kÜnnen. Angesichts

dieser Entwicklung muÖ in der Region ge-

nauer Äberlegt werden, wie sie die Menschen-

rechtsposition in allgemein verstÅndlicher,

aber auch unmiÖverstÅndlicher Weise gegen

jedes Ansinnen verteidigt, das diese Experten
im Interesse eines zweifelhaften Fortschritts

zur Kontrolle miÖbrauchen kÜnnen. Auch

der in der IPPF bisher recht unreflektiert be-

nutzte Begriff von QualitÅt, etwa im Bezug

aufdie zur VerfÄgung zu stellenden Dienste,

muÖ neu bestimmt werden. Ein MaÖstab fÄr

diese Bestimmung sollte unbedingt der Grad

der UnabhÅngigkeit sein, den die Individuen

von Expertenversorgung erhalten.

Eine weitere dringende Frage richtet sich

auf die VerÅnderungen, die der weit verbrei-
tete Gebrauch von VerhÄtungsmitteln, allen

voran die Pille, aufdie sexuelle IdentitÅt von

Frauen und MÅnnern ausgeÄbt hat. Der Wi-

derstand gegen die Pille hat rationale und ir-

rationale Elemente. So wie bei den Repro-

duktionstechniken ist auch hier die Trennung

von SexualitÅt und Fruchtbarkeit als einer

kollektiven MÜglichkeit sicher nicht ohne

Auswirkungen auf das Empfinden und den

Umgang mit der eigenen SexualitÅt. Das hat

fÄr die SexualpÅdagogik ebenso Konsequen-

àzen wie fÄr den Umgang der Erwachsenen

mit ihrem KÜrper.

FÄr die Mitgliedsorganisationen in den

EG-LÅndern sollte sich schlieÖlich bereits

Jetzt eine neue Form der Zusammenarbeit in

der Region finden lassen, zumal die Verein-

heitlichung des Marktes und der rechtlichen

wie politischen Rahmenbedingungen fÄr alle

Auswirkungen haben wird. Das betrifft nicht

nur die MÜglichkeit der gesundheitlichen

Versorgung und die bereits jetzt Äberall sich

abzeichnenden KÄrzungen und Tendenzen

zur Reprivatisierung von Risiken, sondern

gerade auch die Äberall wieder neu erstarkten

Oppositionsbewegungen, die nicht nur die

DurchfÄhrung des Schwangerschaftsab-

bruchs erschweren, sondern ganz in der Ten-

denz einer konservativen Wende auch eine

neue Form repressiver Sexualmoral zu er-

richten bemÄht sind. FÄr Teile der europÅi-

schen Region wird es dringend erforderlich,

mehr als bisher sich diesen verÅnderten Rah-

menbedingungen durch organisatorische

Konsequenzen zu stellen.

Monika Simmel-Joachim

Elke ThoÖ

Verschiedene Initiativen der Vereinten

Nationen sowie internationaler nichtstaatli-

cher Organisationen (NGOs) im Zusam-

menhang mit einem mÜglichen Internatio-

nalen Jahr der Familie veranlaÖten den In-

ternationalen Verband fÄr geplante Eltern-

schaft (IPPF) - seinen UN-Beobachtersta-

tus nutzend-, sich in diesen ProzeÖ einzumi-

schen. IPPF wurde Mitglied eines UN-Kom-

mitees nichtstaatlicher Organisationen zum

Thema Familie (NGO Committee On The

Family), welches 1985 in Wien eingerichtet

worden war. Dieses Komitee zog Organisa-

tionen unterschiedlichster Ausrichtung an,

darunter Pfadfinder, Heilsarmee, Familien-

verbÅnde, katholische Organisationen, Le-

bensschÄtzer, FrauenverbÅnde. Ihr gemein-

sames Ziel ist nicht nur die Durchsetzung ei-

nes internationalen Jahres der Familie, son-

dern gleichermaÖen die Beeinflussung der

Zielsetzung eines Internationalen Jahres der

Familie. Da die Mehrheit der Komitee-Mit-

glieder aus kirchlichen und konservativen

Organisationen besteht, war die Richtung

der Komitee-Arbeit klar. Zu einem ersten

Eklat kam es, als eine der Arbeitsgruppen

einen Entwurf einer ÉDeklaration fÄr die

Rechte der FamilieÑ vorlegte. BegrÄndet

wurde dieser Entwurf mit dem Interesse

einiger Komitee-Mitglieder, die UN-Men-

schenrechtserklÅrung um einen Zusatz Äber

die Rechte der Familie zu erweitern, weil die

ErklÅrung bislang im wesentlichen nur Indi-

vidualrechte berÄcksichtigte. Der Entwurf

war fÄr die IPPF und einige andere Organi-

sationen unakzeptabel, weil er

Ç die Rechte der Frauen wie auch die FÜrde-

rung von Gleichheit in der Familie vÜllig

auÖerachtlÅÖt,

- das westliche Familienideal propagiert

und dabei religiÜse, kulturelle und regio-

nale Unterschiede in den Familienstruk-

turen ignoriert,

Ç Familienplanung negativ bewertet und

Ç Abtreibung als Édirekte Verletzung des

fundamentalen Rechts auf LebenÑ be-

zeichnet.

DarÄberhinaus hatten es die Verfasser

des Entwurfs - obwohl Mitglieder eines UN-

Kommitees Ç nicht fÄr nÜtig befunden, be-

reits existierende UN-Vereinbarungen wie

zum Beispiel die Konvention (*) zur Ab-

schaffung aller Formen von Frauendiskrimi-

nierung zu berÄcksichtigen. Einige der Aus-

fÄhrungen befinden sich sogar im direkten

Gegensatz zu UN-Vereinbarungen.

Zweiter Entwurf

Mit einer umfangreichen und scharfen

Stellungnahme und im Verbund mit einigen

wenigen Komiteemitgliedern erreichte die

IPPF die RÄcknahme des Entwurfs. Ein

November 1988 zur Diskussion. Zum Teil ist

die Kritik am ersten Entwurf aufgenommen

worden. Dies Åndert jedoch nichts an der

weiterhin wertkonservativen, mittelschich-

tigen und eurozentristischen Orientierung

des Entwurfs, welcher fÄr die LÅnder des ge-

samten UN-Systems Bedeutung haben soll.

Nicht unerwÅhnt bleiben sollte, daÖ im glei-

chen Zeitraum eine vom GeneralsekretÅr

des Europarats persÜnlich eingerichtete Ar-

beitsgruppe einen Entwurf fÄr eine EuropÅi-

sche Deklaration der Familie erarbeitet hat.

Ob es zu einem Internationalen Jahr der

Familie kommen wird, wird in diesem Jahr

entschieden. Nur vier UN-Mitglieder Ç die

U.S.A., Schweden, Holland und Japan - ha-

ben sich bisher dagegen ausgesprochen.

Auch die IPPF hat ernsthafte EinwÅnde. Da

Familienstrukturen, Traditionen und Wert-

vorstellungen international so verschieden

sind, bezweifelt sie die allgemeine Anwend-

barkeit internationaler MaÖnahmen zur

ÉStÅrkung der FamilieÑ. ZusÅtzlich befÄrch-

tet sie eine zunehmende Ideologisierung im

Falle einer international gefÄhrten Diskus-

sion Äber die Familie und Nachteile fÄr die

Rechte der Frauen und der Familienpla-

nung.

Die IPPF ist seit kurzem noch auf einem

weiteren Feld im Rahmen des UN-Systems

aktiv. Obwohl sie UN-Beobachter-Status

hat, wird ihr die Verfolgung fÄr sie relevan-

ter Entwicklungen im UN-System nicht im-

mer leicht gemacht. Auch wird sie nicht au-

(*) Im UN-System hat eine Deklaration empfehlenden
und eine Konvention verpflichtetenden Charakter.



29

tomatisch beteiligt, wenn es um ihre The-
men geht.

Vor nahezu zehn Jahren, und zwar zum

Ende des Internationalen Jahres des Kin-

des, schlug die polnische Regierung die Idee

einer UN-Konvention Äber die Rechte des

Kindes vor. Zwei Arbeitsgruppen - eine

NGO- und eine UN-Arbeitsgruppe Ç wur-

den in der UN-Menschenrechts-Kommis-

sion eingerichtet und erhielten den Auftrag,

bis 1989 einen Entwurf fÄr eine Konvention

Äber die Rechte des Kindes vorzulegen.

Neun Jahre wurde an diesem Entwurf gear-

beitet. WÅhrend des gesamten Zeitraums

wurde der Begriff Kind als Éjeder Mensch

bis zu 18 JahrenÑ definiert. PlÜtzlich im No-

vember 1988, nach EinschÅtzung der IPPF

auf Druck von Lebensschutz-Gruppen,

wurde dem Entwurf eine PrÅambel zuge-

fÄgt, die auf die Rechte des Kindes Évor und

nach der GeburtÑ eingeht. Dieser Teil der

PrÅambel geht auf die Einleitung zu einer

UN-ErklÅrung der Rechte des Kindes zu-

rÄck, die 1959 von der UN-Generalver-

sammlung verabschiedet worden war. Dort

heiÖt es:

É... das Kind auf Grund seiner kÜrperli-

chen und geistigen Unreife besonderer

SchutzmaÖnahmen und besonderer FÄr-

sorge bedarf, und zwar sowohl vor als auch

nach der Geburt.Ñ

Kampfder Interessen

Die IPPF befÄrchtet nun, daÖ die PrÅam-

bel der geplanten Konvention von Interes-

sengruppen miÖbraucht werden kann, um

zum Beispiel eine neue Hierarchie der

Werte durchzusetzen, die dem Ungebore-

nen Vorrang vor einer Frau, die an einer

Schwangerschaft zu sterben droht, zu geben

oder um ein durch Vergewaltigung oder In-

zest gezeugtes Leben gegen die Frau durch-

zusetzen. Daher setzt sie sich fÄr die Ab-

schaffung dieser Formel ein. Da die UN-

Menschenrechtskommission Anfang MÅrz

dem Entwurf zugestimmt hat und ihn im No-

vember 1989 der UN-Vollversammlung zur

Abstimmung vorlegen wird, bleiben der

IPPF nur noch wenige MÜglichkeiten der

EinfluÖnahme. Sie will nun Äber die natio-

nalen Familienplanungsorganisationen Ein-

fluÖ auf die nationalen UN-Delegationen

nehmen. Im Falle der bundesdeutschen De-

legation, die sich neben der irischen beson-

ders fÄr die PrÅambel stark gemacht hat,

wird dies ein schweres Unterfangen sein. Ihr

Delegationsleiter ist der CSU-Politiker Ri-

chard JÅger, und dieser ist besonders stolz

darauf, daÖ zum ersten Mal in einer UN-

Konvention der Schutz des Ungeborenen

festgeschrieben werden soll. BedrÄckend

ist, daÖ die UN-Menschenrechtskommis-

sion zum einen das Recht Ungeborener fest-

schreiben will und zum anderen sich nicht

dazu durchringen konnte, der Beteiligung

von Kindern an Kampfhandlungen eine ent-
scheidende Absage zu erteilen.

Tiefgreifende Unterschiede

Die EntwÄrfe fÄr eine UN-Deklaration
der Rechte der Familie und eine UN-Kon-

vention der Rechte des Kindes sind Teil ei-

ner Auseinandersetzung, die wir nicht ober-

flÅchlich als ein weiteres Komplott feindlich

gesinnter KrÅfte gegen die IPPF und die Fa-

milienplanung abtun sollten. Vielmehr wi-

derspiegelt sich in ihnen die aktuelle Aus-

einandersetzung konkurrierender Lebens-

formen vorwiegend westlicher Industriege-

sellschaften. Es ist daher auch nicht verwun-

derlich, daÖ die maÖgeblichen Initiativen

aus europÅischen LÅndern kommen. Neben

den U.S.A. hat Europa in den letzten zwan-

zig Jahren einen rasanten ProzeÖ der ÉPlura-

lisierung von LebenslagenÑ zu verzeichnen,

die sich nicht ausschlieÖlich in der Negation
von Ehe und Familie erschÜpfen. In diesem

ProzeÖ geht es nicht nur um die Koexistenz

verschiedener Lebensformen, sondern auch

um Geld, Rechte und Anerkennung von Le-
bensformen, die anders sind als die der her-

kÜmmlichen Familie. Dies ist ein notwendi-
ger und nicht einfacher ProzeÖ, der zuweilen

kulturkampfÅhnliche Dimensionen an-

nimmt. Nur das ernsthafte und vorurteilsf-

reie Einlassen auf diese Entwicklung wird
letztlich darÄber entscheiden, inwieweit zu-

kÄnftig Frauen selbstbestimmter in unseren

Gesellschaften leben kÜnnen.

Wenn nun Wertkonservative und Lebens-
schÄtzer diesen ProzeÖ fÄr sich entscheiden

wollen, indem sie das Regelwerk des UN-
Systems fÄr ihre Belange zu verÅndern su-

chen, machen sie damit zweierlei deutlich:

Regelwerke sind ihnen wichtiger als der

Dialog und die Auseinandersetzung zwi-

schen den verschiedenen Lebensformen und

auch deren Anerkennung. Zum anderen

halten sie es fÄr zulÅssig, Konflikte und Fra-

gen, die aus Entwicklungen westlicher Indu-

striegesellschaften resultieren, dem grÜÖten

Teil des UN-Systems, nÅmlich den Entwick-

lungslÅndern, aufzuoktroyieren. Das er-

stere ist bedauerlich und das letztere scham-

loses Hegemonialdenken. Geht es doch bei

den Wertkonservativen vielfach um die

Wiederherstellung privilegierter alter Ver-

hÅltnisse, so geht es in der Dritten Welt zual-

lererst um die Beseitigung unertrÅglichen

Elends. Es mutet grotesk an, wenn auf einer

Sitzung des NGO Committee On The Fa-

mily, dessen Arbeit dem gesamten UN-Sy-

stem zugute kommen soll, von 71 Teilneh-

mern/innen 68 auf Europa kommen und nur

drei aus den EntwicklungslÅndern (Kenya,

Uganda und China).

KlÅrungsbedarf

In der Auseinandersetzung um konkur-

rierende Lebensformen ist die Situation der

IPPF nicht leicht, und zwar nicht nur wegen

SexualitÅt, VerhÄtung, Abtreibung. Intern

ist die Diskussion zu diesem Thema wenig

oder ambivalent entwickelt. Die wenigen,

die sich einmischen, wenn auch von hÜchster

Ebene, mÄssen zur Kenntnis nehmen, daÖ

es zahlreiche Familienplanungsorganisatio-

nen gibt, die zum Beispiel ein Internationa-

les Jahr der Familie uneingeschrÅnkt begrÄ-

Öen wÄrden, um damit endlich aus der Ecke

der GeschmÅhten herauskommen zu kÜn-

nen. DaÖ dies eher ein Interesse der Psycho-

hygiene ist als ein Programm, scheint nicht

bewuÖt zu sein.

Es steht auÖer Frage, daÖ die gegenwÅr-

tige Auseinandersetzung um konkurrie-
rende Lebensformen im UN-System auf al-

len Ebenen der IPPF gegenwÅrtig sein

sollte. Interne Foren wie die Membersës As-

sembly, die Regionalratstreffen bieten sich

an. Das Lebensformenthema birgt die

Chance in sich, das interne unkritische Ne-

beneinander kultureller Differenz anzuge-

hen und kontroverses Miteinander zu fÜr-

dern, das VerhÅltnis Erster zu Dritter Welt

im Innen- und AuÖenverhÅltnis konsequent

und kritisch zu Äberdenken, die Frauenfrage

neu aufzugreifen sowie das VerhÅltnis Er-

wachsener zu Kindern in der eigenen Pro-

grammatik zu behandeln.

RedaktionsschluÖ fÄr

die nÅchsten Ausgaben

Die Redaktion freut sich Äber jeden

Beitrag aus dem Kreis des Leserinnen

und Leser, auch Äber Leserbriefe (die

sollten mÜglichst kurz gehalten sein,

damit KÄrzungen nicht erforderlich

sind).

Heft 4/89 zum Thema ÉAspekte der

SterilisationÑ erscheint Anfang Juli.

Das Schwerpunktthema ist redaktio-

nell abgeschlossen. Aktuelle Kurzbe-

richte kÜnnen bis zum 30. Mai einge-

schickt werden.

Heft 5/89 zum Thema ÉKinder um je-

den PreisÑ erscheint Anfang Septem-

ber. RedaktionsschluÖ fÄr BeitrÅge

zum Schwerpunktthema ist der 5.

Juni, fÄr aktuelle Kurzberichte der 27.

Juli.
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zugehÜrenden Anschreiben.

Allgemeine EinschÅtzung

Nach Ansicht von Pro Familia wird das
vom Bundestag verabschiedete Gesund-

heitsreformgesetz dem Anspruch, die Struk-

turen des Gesundheitswesen zu verbessern,

nicht gerecht.

Es handelt sich bei dem Gesetz um einen

Beitrag zur KostendÅmpfung im Gesund-

heitswesen. Die Ursachen der Kostenent-

wicklung im Gesundheitswesen werden

durch das Gesetz nicht angetastet.

So Åndert das Gesetz zum Beispiel nicht

die sozial unvertretbare Konsequenz, daÖ

gut verdienende junge MÅnner in der priva-

ten Krankenversicherung BeitrÅge unter

150-200 DM monatlich zahlen, wÅhrend Fa-

milien mit Kindern bei den Ersatzkassen

und Allgemeinen Ortskrankenkassen zu

weitaus schlechteren Konditionen versi-

chert sind. j

Die kostentreibenden Faktoren, wie die

Preisgestaltung von Arznei-, Heil- und

Hilfsmitteln bleiben unberÄhrt. ÉWirt-

schaftlichkeitÑ statt GesundheitsfÜrderung

ist die Maxime fÄr das Gesundheitswesen,

die durch das Gesetz noch gefÜrdert wird (so

ÉmuÖÑ z.B. aus GrÄnden der Amortisation

das UltraschallgerÅt in der Praxis eines nie-

dergelassenen Arztes mÜglichst bei der Dia-

gnose eingesetzt werden).

Aus familienpolitischer Sicht der Pro Fa-

milia ist ein Krankenversicherungssystem

erforderlich, das allen Versicherten, ob mit

oder ohne Kindern, gleiche Konditionen

bietet.

Auch die Ungleichbehandlung von

Frauen und MÅnnern durch die privaten

Krankenversicherungen ist abzulehnen

(Warum sollen Frauen fÄr ihr ÉGebÅrrisikoÑ

noch extra bei der Krankenversicherung be-

zahlen?).

Eine einheitliche Behandlung aller Versi-

cherungswilligen und -pflichtigen durch alle

Krankenkassen und -versicherungen muÖ

aus familienpolitischen áberlegungen ge-

fordert werden.

BegrÄÖenswert ist die Tatsache, daÖ im
Gesetz PrÅvention als Teil des Aufgabenka-
talogs der Krankenkassen definiert wird.
Allerdings wird dieser Gedanke nicht kon-
sequent zu Ende gefÄhrt, denn zur PrÅven-

tion gehÜrt zweifellos auch die MÜglichkeit,

VerhÄtungsmittel kostenlos oder stark sub-

ventioniert auszugeben.

Die Initiative einiger Bundestagsabgeord-

neter, die Finanzierung des Schwanger-

schaftsabbruchs in der Reichsversicherungs-

ordnung zu belassen, wurde von der Bun-

destagsmehrheit Äbernommen.

Pro Familia lehnt einen Sonderstatus fÄr

die Finanzierung des Schwangerschaftsab-

bruchs, der Sterilisation und der Beratung

zu empfÅngnisverhÄtenden Methoden, wie

es der Bundestag beschlossen hat, ab.

a) Leistungen nach $$200e-g der Reichs-
versicherungsordnung

Pro Familia tritt dafÄr ein, daÖ die Finan-
zierung des Schwangerschaftsabbruchs, der
Sterilisation und der Beratung Äber emp-

fÅngnisverhÄtende Methoden als unver-
zichtbare Bestandteile im Leistungskatalog
der Krankenversicherung bleiben.

Die MÜglichkeit der BeitragsrÄckerstat-
tung bei Nichtinanspruchnahme der Versi-

cherung steht zudem nur Frauen offen, die
einen Arztbesuch zur Beratung oder Ver-
schreibung VerhÄtungsmittel selbst bezah-
len oder aber nicht in Anspruch nehmen.

Daher fordert Pro Familia, daÖ die Bera-
tung zu empfÅngnisverhÄtenden Mitteln wie
eine Vorsorgeuntersuchung behandelt und
auf die BeitragsrÄckerstattung nicht ange-
rechnet wird.

b) $20 (GesundheitsfÜrderung) bzw. $31

(Arznei- und Verbandmittel) des Ge-

sundheitsreformgesetzes (GRG)

Nach Ansicht der Pro Familia sind VerhÄ-
tungsmittel ein unverzichtbarer Bestandteil
der Gesundheitsvorsorge und gehÜren da-

her in den Leistungskatalog der Kranken-

versicherung. Was bereits fÄr Sozialhilfeem-
pfÅnger Äber das Bundessozialhilfegesetz

mÜglich ist, muÖ auch fÄr die Mitglieder der
Krankenversicherung gewÅhrleistet sein.

Es kann heute nicht mehr ernsthaft be-

stritten werden, daÖ eine befriedigende und

angstfreie SexualitÅt sehr hohe Bedeutung

fÄr das kÜrperliche und seelische Wohlbe-

finden des Menschen hat. Damit sexuelle

Beziehungen im Hinblick auf ungewollte

Schwangerschaften relativ angstfrei gelebt

werden kÜnnen, ist der freie Zugang zu Ver-

hÄtungsmitteln zu gewÅhrleisten.

Da die Inanspruchnahme und Wirksam-

keit von VerhÄtungsmethoden wesentlich

davon abhÅngt, daÖ eine individuell vertrÅg-

liche und subjektiv akzeptable Methode ver-

wendet wird, muÖ die freie und unbehin-

derte Wahl zwischen den vorhandenen Me-

thoden mÜglich sein.

Es ist heute wissenschaftlich gut belegt,

daÖ ein Zusammenhang besteht zwischen

stenloser oder durch Subvention stark ver-

billigter VerhÄtungsmittel einerseits und

wirksamem VerhÄtungsverhalten (gemes-

sen an der HÅufigkeit von ungewollten

Schwangerschaften bzw. Schwangerschafts-

abbrÄchen) andererseits.'

Die Abgabe von VerhÄtungsmitteln im

Rahmen des Leistungskatalogs der gesetzli-

chen Krankenversicherung ist daher nach

Auffassung der Pro Familia dringend gebo-

ten.

c) $27 (kÄnstliche Befruchtung) des GRG

Die Leistungen fÄr eine kÄnstliche Be-

fruchtung sollen wie alle anderen Leistun-

gen der Familienplanung im Leistungskata-

log der Krankenversicherung erhalten blei-

ben.

d) 861 Abs. 3 (Mutterschaftsgeld) des GRG

Pro Familia hÅlt die jetzt bestehende und

im Gesetz bestÅtigte Mutterschutzfrist und

Bezugszeit des Mutterschaftsgeldes Ç- 6 Wo-

chen vor und fÄr die ersten 8 Wochen nach

der Entbindung bzw. 12 Wochen bei der

Mehrlings- und FrÄhgeburten - fÄr vÜllig

unzureichend. -
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Die Bezugszeit nach der Entbindung muÖ

auf mindestens 12 bis 14 Wochen (bei Mehr-

lings- und FrÄhgeburten entsprechend) aus-

gedehnt werden.?

e) Krankengeld bei Erkrankung des Kindes

Die Zementierung der bestehenden Re-

gelung Ç pro Kind und Kalenderjahr lÅng-

stens 5 Arbeitstage Krankengeld bei Er-

krankung des Kindes - muÖ als vÜllig unan-

gemessen und als kinder- und familienfeind-

lich abgelehnt werden.

- Kinder sind in der RealitÅt an mehr als 5

Arbeitstagen pro Kalenderjahr krank.

Gerade die Kinderkrankheiten, deren Ur-

sachen mit der Schadstoffbelastung der

Umwelt zusammenhÅngen, verlangen

eine lÅngere Zeit fÄr Zuwendung und

Pflege.

- Die Pflege der kranken Kinder durch an-

dere FamilienangehÜrige (GroÖeltern

0.Å.) ist oftmals nicht mÜglich. Eine Be-

treuung durch Krankenschwester/-pfleger

oder Babysitter ist einmal eine teure LÜ-
sung und zum anderen bei Kleinkindern

keine gute LÜsung (die Mitaufnahme der

Eltern bei Krankenhausaufnahme von

Kleinkindern hat genau diesen Hinter-

grund).

- Kinder erkranken nicht nur bis kurz vor

dem 9. Lebensjahr. Es ist je nach Erkran-

kung des Kindes und Entwicklungsstand

generell nicht verantwortbar, ein Kind,

das 8 Jahre und Ålter ist, bei Erkrankun-

gen unbetreut allein in der Wohnung zu

lassen.

Daher fordert Pro Familia folgende fami-
lien- und kinderfreundliche Alternative:

@ã Krankengeld bei Erkrankung des Kin-

des fÄr mindestens 10 Arbeitstage im Kalen-

derjahr pro Elternteil, mindestens 20 Ar-

beitstage fÄr Alleinerziehende.
ã Daso.g. Krankengeld muÖ bis zum 12.

Lebensjahr des Kindes gezahlt werde dar-

Äber hinaus bei Erkrankungen, die eine

Selbstversorgung des kranken Kindes nicht
ermÜglichen.ê

Anmerkungen und Literatur

ln Ketting/van Praag: Schwangerschaftsabbruch, TÄ-
bingen 1985;
Ç Jones et al.: Unintendend Pregnancy, Contraceptive
Practice and Family Planning Services in Developed
Countries, in Family Planning Perspectives 20, 1988,
53-87;
Ç Modellversuch intensivierter SexualaufklÅrung und
Familienplanungsberatung in Verbindung mit kosten-
loser Abgabe von Kontrazeptiva an junge Frauen im
Bezirk Ribe, DÅnemark.
BegrÄndung: Was in ÉÅrmerenÑ LÅndern finanziert
werden kann, mÄÖte sich die ÉreicheÑ Bundesrepublik
Deutschland doch wohl auch fÄr das Kinderkriegen ko-
sten lassen kÜnnen.

n

berufstÅtigen Eltern bei Erkrankungen mit Medika-
menten ÉvollgestopftÑ werden, damit sie spÅtestens am
3. bis 5. Tag der Erkrankung wieder zurÄck in die
Schule oder den Kindergarten geschickt werden kÜn-
nen, geht einseitig zu Lasten der Kinder und ihrer EI-
tern. Dieses Problem verlangt eine gesellschaftliche
LÜsung, damit es befriedigend geregelt werden kann.

ÉDer Liebe auf der Spur.Ñ 8 teilige Spielfilmserie; Re-
gie Mietek Lewandowsky; Buch: Peter Bauhaus; Pro-
duktion: IFAGE Filmproduktion im Auftrag des
BMIJFFG in der Zusammenarbeit mit der BZGA 16mm/
Video (VHS) Farbe je 30 min. BegleitbroschÄre heraus-
gegeben vom BMJFFG; Text: Dr. P. Schwarz Landau;
Redaktion: Prof. Dr. N. Kluge. Ausleihe Äber Landes-
filmdienste.

1. Selbstdarstellung

Diese Filme sind laut Selbstdarstellung in

der BegleitbroschÄre:
ÉEine achtteilige Jugendserie zum Thema

Liebe und SexualitÅt. Im Mittelpunkt der in sich
abgeschlossenen Episoden stehen junge Leute
zwischen 12 und 18 Jahren. Ihre Erfahrungen sind
insbesondere in der PubertÅt von widersprÄchli-
chen GefÄhlen begleitet, von Neugierde und
Angst, von TrÅumen und Erwartungen, von Hoff-
nungen und EnttÅuschungen. Vom Umgang mit
diesen GefÄhlen erzÅhlen die acht Geschichten.

Sie sind daher nicht als AufklÅrungsfilme zu
verstehen, sondern sie konfrontieren Jugendliche
mit der Frage nach der zwischenmenschlichen Be-
deutung und den partnerschaftlichen Konsequen-
zen von SexualitÅt.
Dabei werden Themen wie erste Menstruation,

erster sexueller Kontakt, HomosexualitÅt, ge-
wollte und ungewollte Schwangerschaft, Partner-
probleme und Konflikte im Elternhaus ebenso an-
gesprochen und dargestellt wie die mÜglichen psy-
chosozialen Folgen von Aids. Die spielfilmhafte
Aufbereitung des Stoffes erlaubt den Jugendli-
chen eigene, oft unausgesprochene Probleme wie-
derzuerkennen und sich somit leichter auf eine
Auseinandersetzung mit den dargestellten The-
men einzulassen.Ñ

Und weiter zur Gestaltung der Filme
heiÖt es dort:

ÉIn acht Spielfolgen dreht sich in jeweils 30 Mi-
nuten alles um Liebe und Sinnlichkeit und um des
Menschen Last mit der Lust. Poppig, locker, mit
viel Musik und RealitÅtssinn, aber auch mit viel
WÅrme und Behutsamkeit begleitet der Film
junge Leute in alltÅglichen Situationen, die alle
mit PubertÅt, Freundschaft, Verliebtheit und Se-
xualitÅt zu tun haben. SexualitÅt verstanden als
eine spezifische Kommunikationsweise, bei der
sich jeder als Partner einbringen und an be-
stimmte Orientierungspunkte zu halten hat: an
Vertrauen, Aufrichtigkeit, Treue, Liebe, Verant-
wortung.Ñ

Zur Didaktik und PÅdagogik kann man le-
sen:

Ésexuelle Verhaltensweisen sind in der Spiel-
filmserie ÉDer Liebe auf der SpurÑ immer einge-
bunden in vielschichtige soziale Situationen. Aus-
gangspunkte dieser Filmproduktion waren fol-
gende Prinzipien.
ã SexualitÅt wird als integrierter Bestandteil

menschlicher Entwicklung betrachtet.
å SexualitÅt ist ein Teilaspekt sozialer und

partnerschaftlicher Beziehungen.
ã SexualitÅt verlangt ein verantwortungsbe-

wuÖtes Handeln gegenÄber sich selbst, dem Part-
ner und der Gesellschaft.

Die Spielfolgen wollen nicht im strengen Sinn Ç
wie frÄhere Filme - sexuelle AufklÅrung betrei-
ben, sondern sexualpÅdagogisch bedeutsame All-
tagssituationen in ihren sozialen BezÄgen vor Au-
gen fÄhren.

Soweit die Selbstdarstellung. Im folgen-
den mÜchte ich zuerst eine stichwortartige
ábersicht der Inhalte der einzelnen Filme
geben. Sie sollen mehr Einblick in die jewei-
ligen Themen geben, da die Titel der Filme

durch ihre ÉBlumigkeitÑ wenig darÄber aus-
sagen.

Des weiteren werde ich mich mit der Film-
dramaturgie beschÅftigen und der gewollten

oder ungewollten Didaktik dieser Serie.

Der SchluÖ ist ein Versuch, eine Ideolo-

giekritik zu formulieren, die nicht mehr un-

bedingt entlang der Äblichen politischen

Front verlÅuft.

2. Inhaltliche Gliederung

Folge 1: ÉIch kann mich gut leidenÑ
PubertÅt: erste Menstruation; feuchte TrÅume

des Jungen; einseitige, unerwiderte Liebe; Ziel-
gruppe: 13-16jÅhrige.

Folge 2: ÉHingeflogen - Herz verbogenÑ
PubertÅt: pubertÅre homosexuelle Kontakte

zwischen Jungen; einseitige Lieben; Konflikt mit
Eltern (Mutter) wegen erster Kontakte; Ziel-
gruppe: 13-16jÅhrige.

Folge 3: ÉLaÖ uns reden - hÜr mir zuÑ
Erste Liebe: Konflikt um die gegenseitigen Er-

wartungen, der Eifersucht beim sich nÅher ken-
nenlernen; Zielgruppe: 13-16jÅhrige.

Folge 4: ÉWas mein Herz bewegtÑ
Erste Liebe (bei Ålteren Jugendlichen): mÅnnli-

che HomosexualitÅt; ÉreifeÑ Liebe (Eltern);
Scheidungsprobleme mit den Auswirkungen auf
die Tochter; unterschiedliche Erwartungen bei
ZÅrtlichkeiten zwischen Jungen und MÅdchen;
Zielgruppe: 16-20jÅhrige.

Folge 5: ÉMeinst du mich?Ñ
Gefestigte Liebe, mit dem Wunsch, miteinan-

der schlafen zu wollen, Hinweis auf vulgÅre Se-
xualitÅt Äber negative Figur; Zielgruppe: 16-
20jÅhrige.

Folge 6: ÉIch dachte wir sind alt genugÑ.
Gefestigte Liebe mit erster Kirse; Ehekrise bei

Elternpaar; Gefestigte Liebe mit HÜhepunkt
Schwangerschaft; vermutete ungewollte Schwan-
gerschaft; Zielgruppe: 16-20jÅhrige.

Folge 7: É... und wirfangen neu anÑ
Neuanfang von Beziehungen: - altes Paar; Ç ge-

festigte Liebe heiratet wegen Kind, Geburt; - Al-
leinstehende Mutter (Elternteil) beginnt neue Be-
ziehung - Konflikt mit Tochter; - Homosexuelles
mÅnnliches Paar trÅumt vom Eigenheim; Ziel-
gruppe: 16-20 jÅhrige. !
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Folge 8: ÉEtwas hat sich verÅndertÑ
Aids und die Angst davor; Aids als PrÄfstein

von Freundschaften (alles in Heteroszene); Ziel-
gruppe: 16-20jÅhrige

3. Dramaturgie

Sie orientiert sich an Serienproduktionen

des Fernsehens (LindenstraÖenprinzip). So

sind die einzelnen Filme nicht unbedingt als

abgeschlossene Spielhandlungen zu sehen,

sondern es werden erst nach und nach die

Charaktere und sozialen Situationen mit

den weiteren Filmfolgen deutlich.

Fast jeder Film ist dramaturgisch sehr ver-

schachtelt, zeichnet sich durch harte Mon-

tage aus, womit eine Menge von Haupt- und

Nebenhandlungen und Symbole dargestellt

werden.

Gleichwohl sehr viele Aspekte der

ÉLiebeÑ dargestellt werden, sind sie somit

flÄchtig und werden kaum problematisie-

rend oder gar provozierend weiterverfolgt,

z.B. wird ein Konflikt einer ungewollten

Schwangerschaft durch einen falschen

Schw.Test aufgelÜst; oder eine Aidspositiv-

testvermutung wird ebenfalls durch ein Ne-

gativtestergebnis ÉgelÜstÑ. Die Psycho-

gramme der Protagonisten sind teilweise

farblos; Ç es fÅllt auf, daÖ durchweg die

weiblichen Personen sensibler und bezie-

hungsorientierter dargestellt werden.

Zumindest oberflÅchlich scheint dies mit

den Erfahrungen in der SexualpÅdagogi-

schen Arbeit Äberein zu stimmen.

Alle Filme werden mit einem ÉIntroÑ ein-

geleitet: Eine Band spielt ein flottes StÄck,

Ulla, eine Taxifahrerin, gesellt sich verspÅ-

tet hinzu und singt: ÉIch bin gerade so in

Stimmung, wÅr so gernin deiner NÅh.... ,

es geht mir gut, ich fÄhl mich wohlÑ.

Sie stellt in allen Folgen eine Art sozialer

Mittelpunkt dar; sie ist die jugendliche

ábermutter der Jugendlichen.

So leitet sie auch im off-Ton die jeweilige

Folge mit dem Bericht des neusten Standes

derBeziehungen in der Gruppe ein.

Gleichwohl auch sie nicht ohne Bezie-

hungskonflikte dargestellt wird, strahlt sie

doch - auch durch ihre Songtexte - einen

fast schon grenzenlosen Optimismus aus.

Proberaum, Wohnung von Ulla und ein

Innenhof sind die Drehscheibe des Gesche-

hens. Diese spezielle Seriendramaturgie er-

laubt es nicht, einzelne Filme ohne weiteres

in der SexualpÅdagogik zu verwenden, da

die sozialen Beziehungen und Orte nur lang-

sam erschlossen werden kÜnnen.

4. Didaktik

Insbesondere durch die ÉschnelleÑ und ver-

schachtelte Dramaturgie fallen durchpro-

blematisierte HandlungsstrÅnge unter den

Tisch, oder sie ergeben sich bestenfalls im

Zusammenhang von mehreren Filmen.

Die Auswahl fÄr den PÅdagogen -die er ja

in jedem Falle treffen muÖ - fÅllt somit sehr

schwer. Schwer fÅllt es auch, Schwerpunkt-

themen zu finden, da eine Vielzahl von

Aspekten zur SexualitÅt in jedem Film ange-

sprochen werden.

Die ÉImpulsfunktionÑ ist das wichtigste

Kriterium beim Einsatz eines Filmes: áber

Identifikation oder Gegenidentifikation und

Konfrontation (Provokation) vertiefende

GesprÅche in der Gruppe in Gang zu setzen.

Insgesamt wird eher mit positiven Lern-

modellen gearbeitet (Katja zeigt Zebu, wie

Frauen ZÅrtlichkeiten wÄnschen; die

Gruppe zeigt SolidaritÅt und VerstÅndnis

fÄr Aids-GefÅhrdete).

Auf der anderen Seite werden Äberdeut-

lich bewuÖt eingefÄhrte Gegenidentifika-

tionsfiguren (Ossi) benutzt, die allerdings.

nicht provozieren, sondern in den dement-

sprechenden Szenen als indiskutabel darge-

stellt werden, das Gute und das BÜse wird

deutlich vorgefÄhrt.

Positive Lernmodelle und positive sympa-

thische Menschen dominieren jedoch.

5. Ideologie

An diese sehr modernen und professionell

gemachten Filme mit klassischer Ideologie-

kritikmanier heranzugehen, fiel mir sehr

schwer.

Das alte Schema von sexualfeindlicher Se-

xualmoral versus emanzipatorischer Sexual-

aufklÅrung greift hier nicht mehr.

Dennoch mÜchte ich 4 Punkte der Welt-

sicht/Ideologie formulieren, die diese Filme

durchziehen:

Ç Die soziale AtmosphÅre bei den gezeigten

Jugendlichen ist insgesamt modern im
Sinne einer positiven Lebens- und GenuÖ-

haltung.

Politische AktivitÅten, soziale BezÄge

und Probleme mit anderen gesellschaftli-

chen Gruppen gibt es nicht.

Es herrscht eine eigenartige ÉLehreÑ von
ÉSpaÖ haben wollenÑ.

Ç PÅdagogisch/normativer Hintergrund ist
das ÉPrinzipÑ, einer schon zur Ideologie

geronnenen Éintegrativen SexualitÅtÑ.
Autonome SexualitÅt, Sex ohne Liebe
gibt es nicht oder soll es nicht geben.

Ç HomosexualitÅt wird analogisiert mit he-

torosexueller WohlanstÅndigkeit und zu-

dem ziemlich verschÅmt am Rande darge-

stellt.

Ç Dies alles fÄhrt dazu, daÖ permanent das

Éhohe LiedÑ der Liebe gesungen wird; das

Égarstige LiedÑ der Liebe, die Geilheit

und das VulgÅre tauchen nur in einer Se-

quenz auf, um es dann aber eindeutig auf

eine widerliche Person zu projizieren.

Eine Trennung zwischen erwÄnschtem

hohen Lied und unerwÄnschtem garstigen

Lied der Liebe findet jedoch heute offen-

sichtlich Zustimmung bei allen gesellschaft-

lichen Gruppen:

SexualitÅt nur mit Liebe, soll integriert

sein, ist nur schÜn im partnerschaftlichen

VerhÅltnis.

Der Wunsch nach Kuschel- und Heile-

weltsex - ohne Aggression und bÜsen Ge-

danken ist allgegenwÅrtig.

VulgaritÅt, aggressive TÜne und die Geil-

heit (oder salonfÅhig ausgedrÄckt: Die Lei-

denschaft), die die Harmonie stÜrt und na-

tÄrlich anarchistische ZÄge hat, wird mehr

und mehr in den sog. Rotlichtbereich (Pro-

stitution, Pornographie, Sexmarkt) ver-

bannt, um sie dort - bei gleichzeitigem Ge-

nuÖ - brandmarken zu kÜnnen.

Diese Ideologie, die sich einer politischen

Zuordnung entzieht, ist das durchgÅngige

ÉPrinzipÑ dieser Filme; sie kÜnnen deshalb

durchaus als antiaufklÅrerisch bezeichnet

werden.

Dazu paÖt auch die in der Begleitbro-

schÄre auffÅllig betonte Feststellung, daÖ

diese Filme keinesfalls als ÉAufklÅrungs-

filmeÑ verstanden werden sollen.

Den im Begleitheft so deutlich fallenge-

lassenen Anspruch einer sexuellen AufklÅ-

rung mÜchte ich doch weiter fÄr sehr gÄltig

halten, verstehe ich doch AufklÅrung nicht

im Ézeigen wie es gehtÑ, sondern als ein noch

lange nicht eingelÜstes Unterfangen, selbst-

verantwortliches Handeln bei Jugendlichen

zu fÜrdern.

Zusammenfassung

Sehr gut und professionell gemachte Film-

serie, die fast alle Aspekte menschlicher Se-

xualitÅt anspricht, jedoch dabei wenig kon-

zentriert und problematisierend Themen

verfolgt.

Spezielle Seriendramaturgie (schnelle

Montagen; Verschachtelungen und Andeu-

tungen vieler Aspekte) erschweren den se-

xualpÅdagogischen ÉZugriffÑ.

ÉIntegrativeÑ (angepaÖte?) SexualitÅts-

darstellung vermeidet Provokationen.

Positive Lernmodelle werden Äberwie-

gend vorgefÄhrt: Sperriges wird entweder

nicht weiter verfolgt oder als exotisches Au-

Benseitertum bei Jugendlichen gebrand-

markt.

Der Einsatz der Filme kann dennoch emp-

fohlen werden, da immerhin der Versuch un-

ternommen wurde, Jugendliche zu ermuti-

gen, die Spuren der Liebe zu ergrÄnden.

Die alte Erfahrung, daÖ letztendlich das

gruppendynamische Geschehen bei der se-

xualpÅdagogischen Arbeit viel gravierender

als ein Filmerlebnis ist, lÅÖt es zu, daÖ die

Kritikpunkte an den Filmen Themata im

Gruppen- oder EinzelgesprÅch der sexual-

pÅdagogischen Arbeit werden kÜnnen.

Eberhard Wolz
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1}
Ein TheaterstÄck

zum Thema
SexualitÅt und AIDS

befindet sich in einer Werbeagentur,der zu erledigende Auftrag ist sÄlfí-sant;es geht um ÉAldsprÅvention fÄrJugendlicheÑ, Verkaufsprodukt. ists Kondom DarmstÅdter Echo2.11.1988

AIDS aufder BÄhne

ÉDreck am SteckenÑ heiÖt ein Theater-

stÄck, das siebzig Minuten lang ohne Pause

von fÄnf Personen gespielt wird. Es richtet

sich in erster Linie an junge Jugendliche,

und es ist Teil des Konzepts, daÖ die Schau-
spieler immer anschlieÖend mit den Zu-

schauern diskutieren. VorgefÄhrt wird die

groÖe Bandbreite unterschiedlicher Reak-
tionen gegenÄber dieser fatalen Krankheit
und den von ihr Betroffenen.

Diese Theaterproduktion geht auf Tour-
nee und Interessenten kÜnnen sich wenden
an: Reiner Strahl, Muskaner StraÖe 19, 1000
Berlin 36, Telefon 030-6 184911.

Kinder, die anders sind

Treffbuch 16

ÉSelbstverstÅndlich hatte ich mir mein Leben anders
gewÄnscht, weniger belastet. Aber ich kann doch
nicht einfach ohne Gewissensbisse so tun, als ginge
mich der Martin gar nichts an, als sei er gar nicht
mein Sohn. Wo er doch so groÖe Sehnsucht nach
menschlicher WÅrme und liebevollem Angenom-
mensein hat - und wohl immer haben wird. Wie kann
man sich denn da distanzieren? Ich konnte es nicht.
Und so habe ich mich auf die RealitÅten meines Le-
bens eingestellt...Ñ
In einfÄhlsam gefÄhrten Interviews schildern elf EI-
tern geistig bzw. kÜrperlich behinderter Kinder Édie
RealitÅten ihres LebensÑ: Liebe, Besorgnis, Einsam-
keit, Tatendrang und Bewunderung wechseln einan-
der ab.Das BedÄrfnis nach Austausch bleibt.
Wie werden andere mit den Problemen fertig ?
Dieses Buch vermittelt Antworten, die weiterhelfen.
Nach sechs Auflagen in der DDR erscheint dieses le-
bendige Sachbuch jetzt im Psychiatrie-Verlag.

ISBN 3-88414-106-6 180 Selten 12.80 DM

ÇÇ

Neues aus der Pro Familia

Vertriebsgesellschaft

Viele Interessenten/innen haben lange auf unseren Katalog warten mÄssen, der

auch uns graue Haare gemacht hat. Nicht nur die Beratungsstellen von Pro Familia

kÜnnen diesen Katalog auslegen, sondern auch andere Verteilerstellen, wie Cafes,

Apotheken, ärzte/innen, Gesundheitszentren und andere. Anruf oder Postkarte ge-

nÄgt, wir schicken die notwendige Anzahl Kataloge zu.

Die Preise fÄr GroÖbestellerinnen sind nicht im Katalog; wir senden Ihnen jedoch

auf Anfrage unsere Konditionen.

Unsere bunten Condome (Lavetra color, sortiert), die nach wie vor reiÖenden Ab-

satz haben, sind getestet worden. Im Labor der NVSH (NiederlÅndische Familien-

planungsorg.) wurden Édie BuntenÑ gealtert, aufgeblasen und hart geprÄft. Ergebnis:

sehr gut! Wir sind zufrieden, geben Édie BuntenÑ gerne weiter ab und weisen noch-

mals daraufhin, daÖ Condome in durchsichtiger Folie eingeschweiÖt nicht der Sonne

ausgesetzt werden sollten. Dies gilt fÄr alle Condome, nicht nur fÄr unsere bunten.

Ein Jahr CONDOMERIA in Frankfurt! Ein bescheidenes JubilÅum hinter dem viel

Erfahrung im Verkauf und der Kundeninnenberatung liegt. Wir kÜnnten fast schon

ein kleines Buch schreiben Äber die gute Resonanz des ersten Pro Familia Ladens.

Wer also demnÅchst mal nach Frankfurt kommt, auch auf der Durchreise, sollte bei
uns hereinschauen und die Vertriebsgesellschaft live kennenlernen.

FÄr alle, die Geld anlegen mÜchten: Beteiligen Sie sich als stille(r) Teilhaber(in)
(Kommanditist/in) bei uns. Alles Äbers Steuersparen und Geldanlegen finden Sie im
neuen Beteiligungsprospekt (bitte DM 4,- in Briefmarken beilegen.)
Geldanlegen kÜnnen alle die mehr als DM 500,- einlegen und gleichzeitig Steuern spa-
ren mÜchten. Wo ihr Geld, wenn es auf der Bank liegt, arbeitet, wissen Sie nicht. Mit
einer Beteiligung bei uns dagegen unterstÄtzen Sie eine gute Sache und wissen, was
damit passiert.

Alle Anfragen und Bestellungen an:

Hans Luger

KommRum

Der andere Alltag mit VerrÄckten

Der Psychiatrie den Nachschub abgraben.
Die Alternativen selbst in die Hand nehmen.
Das KommRum in Berlin versucht es seit neun Jah-
ren. ÉNormaleÑ und ÉVerrÄckteÑ kommen ërum, ge-
stalten ihr Leben gemeinsam.

Hans Luger hat das Projekt mitgegrÄndet und ein
Buch mit Sprengkraft geschrieben. Er nimmt den Le-
ser mit in den Alltag, schildert einfÄhlsam und leben-
dig die kleinen Niederlagen und Erfolge. Dabei legt
er unorthodox den Finger auf die alten Wunden der
psychosozialen Versorgung, die die VerrÄckten im-
mer noch in der Krankenrolle festhÅlt.

Sein Modell von ÉVerrÄcktheitÑ als soziale Strategie
gegenÄber Verletzungen der PersÜnlichkeit trifft den
Kern: Schmerz versetzt Welten.

ISBN 3-88414-105-8 264 Seiten 24.80 DM

Pro Familia-Ortsverband Ludwigshafen
sucht baldmÜglichst

1 mÅnnlichen

SexualpÅdagogen

fÄr 20 Stunden/Woche, Bezahlung nach
BAT V b. Befristeter Arbeitsvertrag auf 1
Jahr - keine ABM. Arbeitsbereich: Grup-
penarbeit mit Lehrlingen in GroÖbetrie-
ben, èffentlichkeitsarbeit, SexualpÅdago-
gik, insbesondere mit mÅnnlichen Jugend-
lichen, Multiplikatiorenarbeit.

Berufserfahrung in der pÅdagogischen
Gruppenarbeit, sowohl der Jugend- und
Erwachsenenbildung, wird vorausgesetzt.

Bewerbungen an:

Pro Familia, Ortsverband Ludwigshafen,
WittelsbachstraÖe 69,

6700 Ludwigshafen/Rhein,
Tel. 0621/5630 15.
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Monika Simmel (Hrsg.):

gr Hannelore Westphal Weibliche SexualitÅt

an 5 a) Von den Grenzen der AufklÅrung und der Suche nach

Die Liebe weiblicher IdentitÅt. Mit BeitrÅgen von neun Autorinnen.

24,80 DM (ISBN 3-923722-24-9)
auf dem Do

Hannelore Westphal Roland Diel, Mechthild Rohlffs:

Die Liebe

auf dem Dorf

ISBN 3-92372-32-X

166 Seiten

DM 29,80

Vom Wandel der Sexualmoral und

der Prostitution auf dem Lande

Vom Wandel der Sexualmoralund der Prostitution auf dem Lande

Die Autorin rekonstruiert mit sozialhistorischem und biographischem Material die

VerÅnderungen der Sexualmoral im dÜrflichen Leben seit dem vorigen Jahrhundert.

Sie hÅlt sich dabei an sozialhistorische Standardwerke. ZusÅtzlich hat sie Üstlich von

Hamburg 19 Dorfbewohner im Alter zwischen 60 und 96 Jahren nach ihren Erfahrun-

gen Äber die VerÅnderungen in den Geschlechterbeziehungen auf dem Dorf befragt.

So entstand ein aus sozialgeschichtlichen Dokumenten und erzÅhlter Lebensge-

schichte zusammengesetztes ÉSittengemÅldeÑ, das den Wandel in der dÜrflichen

Sexualmoral sichtbar macht.

EmpfÅngnisverhÄtung

GynÅkologische Konzeptionen in BeratungsgesprÅch, Fachlite-
ratur und Årztlicher Ausbildung. Eine empirische Unter-
suchung.

26,80 DM (ISBN 3-923722-27-3)

Lydia Hauenschild:

Zwillinge - die doppelte sÄÖe Last

Ein Ratgeber fÄr die Monate vor und nach der Geburt.

18,Ç DM (ISBN 3-923722-30-3)

Wir setzen mit diesen BÄchern die erfolgreiche Reihe fort, in

der seit 1985 folgende Titel erschienen sind: ÉSchwangerer

Mann - was nun?Ñ, ÉVergewaltigung - Die Opfer und die
TÅterÑ, ÉMÅnner & VerhÄtungÑ, ÉPÅdophile ErlebnisseÑ.

BÄcher aus dem Verlag, in dem auch das

Épro familia magazinÑ alle zwei Monate erscheint,

Fordern Sie unseren Prospekt ÉFrauen-/MÅnner-SexualitÅt, Fa-
milienplanung, Beratung, EmpfÅngnisverhÄtungÑ an. BÄcher
aus dem Verlag, in dem auch alle zwei Monate das pro familia
magazin erscheint.

Weizenbleek 77, 3300 Braunschweig


